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Projekt INVEST 

INVEST ist ein vom BMWK im Rahmen des 7. Energieforschungsprogramms in der 

Förderbekanntmachung Energiewende und Gesellschaft gefördertes Forschungsvorhaben. 

Ziel des Projektes ist es, Finanzierungsmodelle zu entwickeln, mit denen 

einkommensschwache Haushalte in die Wärmewende eingebunden werden können, ohne 

dass die Haushalte, der Staat oder das Gesamtsystem überlastet werden. Damit sollen 

Energieeffizienz und Wärmewende in einkommensschwachen Haushalten sozialverträglich 

ermöglicht werden. INVEST wird dabei von den Verbundpartnern adelphi research Berlin, 

dem Institut für Energiewirtschaft und Rationelle Energieanwendung der Universität Stuttgart 

(IER) und dem Institute for Future Energy Consumer Needs and Behavior (FCN) der RWTH 

Aachen University gemeinsam mit weiteren Praxispartner*innen durchgeführt. Das 

interdisziplinäre Team verbindet Kenntnisse aus der Politikwissenschaft, den 

Wirtschaftswissenschaften und den Energiewissenschaften und nutzt ein breites Spektrum 

an qualitativen sowie quantitativen Methoden der empirischen Sozialforschung. 

Weitere Informationen zum Projekt und zu Projektergebnissen lassen sich auf der Webseite 

www.invest-waermewende.de finden.  

Kontakt: info@invest-waermewende.de 

Hintergrund 

Um einkommensschwache Haushalte erfolgreicher in die Wärmwende einzubinden, benötigt 

es auch eine Fokussierung auf die Sozialverträglichkeit dieser. Hierfür sind 

Finanzierungsmechanismen gesucht, die die gesellschaftliche und ökonomische Akzeptanz 

von Energieeffizienzmaßnahmen in Wohngebäuden steigern. Aufgrund von hohen 

Vorlaufkosten dieser Maßnahmen, fehlendem Kapital und auf mietender Seite Angst vor 

erhöhten Energiekosten profitieren einkommensschwache Haushalte bisher kaum von durch 

Effizienzmaßnahmen erreichten Energiekostensenkungen.  

Bisherige Instrumente zur Senkung der Belastung durch Energiekosten beschränken sich 

hauptsächlich auf direkte Transferleistungen. Diese adressieren vor allem die Auswirkungen 

und weniger die Ursachen unzureichender Energieeffizienz in Wohngebäuden, in denen 

einkommensschwache Haushalte leben. Das INVEST-Projekt setzt an dieser Stelle an und 

sucht nach Finanzierungsmechanismen, die Anreize dafür schaffen, Investitionen in diesem 

Bereich zu steigern, und die somit dauerhaften Lösungen zu einer sozialverträglichen 

Wärmewende beisteuern.  

Zusätzlich soll das Bewusstsein zur Notwendigkeit einer Steigerung von 

Energieeffizienzmaßnahmen in von einkommensschwachen Haushalten bewohnten 

Gebäuden bei allen beteiligten Akteur*innen der Wärmewende geschärft werden.  

Folgend fasst der vorliegende Bericht die wichtigsten Arbeitsschritte, Erkenntnisse und Er-

gebnisse des Projektes zusammen. Der vorliegende Bericht wird ergänzt durch die ausführli-

chen Darstellungen in den Deliverables.  

Der Bericht bezieht sich auf die bestehenden politischen Rahmenbedingungen zu Beginn 
der Jahres 2025. 
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1 Einleitung: Herausforderungen für die 

Wärmewende für Einkommensschwache 

Haushalte 

1.1 Hintergrund und Motivation 

Die aktive Beteiligung einkommensschwacher Haushalte an der Energiewende erfordert eine 

umfassende und übertragbare Strategie, die die Akzeptanz und Umsetzung von Investitionen 

in Energieeffizienzmaßnahmen fördert, die durch sozial und technisch innovative Finanzie-

rungsmechanismen unterstützt werden. Eine zentrale Herausforderung sind die hohen Vor-

laufkosten von Energieeffizienzmaßnahmen, die sogenannten Investitionshürden. Diese füh-

ren dazu, dass einkommensschwache Haushalte weniger von technologischen Fortschritten 

wie Gebäudesanierungen, effizienten Heiztechnologien oder der Nutzung von Eigenstrom 

profitieren können, obwohl diese Maßnahmen ihre Energiekosten langfristig deutlich senken 

könnten. 

In Deutschland werden jährlich weniger als 1% der Gebäude energetisch saniert, obwohl rund 

24 Millionen Wohnungen sanierungsbedürftig sind und mehr als die Hälfte des Gesamtbe-

stands ausmachen. Besonders problematisch ist, dass nach wie vor mehr als 70% der Heiz-

systeme auf Öl und Gas basieren, was die Notwendigkeit einer raschen Sanierung und der 

Umstellung auf erneuerbare Energien unterstreicht (BDEW 2023). Hinzu kommt, dass in 

Deutschland rund 6 Millionen Hauseigentümer über 50 Jahre alt sind, und 5,5 Millionen sogar 

über 60 Jahre alt sind, was die Umsetzung energetischer Sanierungen erschwert, da ältere 

Eigentümer möglicherweise weniger geneigt sind, in kostspielige Modernisierungen zu inve-

stieren. Gleichzeitig machen Mieter knapp 60% der Bevölkerung aus und sind oft finanziell 

schlechter gestellt als Eigenheimbesitzer. Besonders auffällig ist, dass 90% der Menschen im 

ärmsten Zehntel der Bevölkerung zur Miete wohnen. Menschen mit niedrigem Einkommen 

haben zudem überdurchschnittlich selten Zugang zu Heizsystemen, die auf erneuerbaren 

Energien basieren, und leben häufig in sogenannten „Worst-Performing-Buildings“, also Ge-

bäuden, die einen Endenergiewert von mindestens 250 kWh Energie pro Quadratmeter und 

Jahr aufweisen (KfW 2022) – was etwa jedes sechste Haus in Deutschland betrifft. Haushalte 

sind verantwortlich für 13% der Emissionen insgesamt und 30% der Emissionen im Gebäude-

bereich in Deutschland (Destatis 202022a, 2022b, dena 2022) 

Rund 22% aller Haushalte, insbesondere etwa 35% aller Mieter und rund 30% der Bewohner 

von Mehrfamilienhäusern, gehören zur niedrigsten Einkommensgruppe (unter 1500 € je 

Haushalt und Monat); davon wohnen etwa 10% in Gebäuden, die nach 1991 gebaut wurden, 

rund 22% heizen mit Gas, etwa 49% mit Heizöl und nur rund 4% nutzen erneuerbare Energien, 

wie in Abbildung 1 dargestellt (Destatis 202022a, 2022b). 

Die in den letzten Jahren hohen Energiekosten belasten besonders einkommensschwache 

Haushalte, die zusätzlich zur Miete noch steigende Energiekosten tragen müssen. Dies liegt 

auch an der Modernisierungsumlage, durch die Vermieter 8% der Kosten für energetische 

Sanierungen auf die Jahreskaltmiete umlegen dürfen. Bei einer Heizungsmodernisierung mit 

erneuerbaren Energien können es sogar 10% sein. Trotz staatlicher Förderungen, wie der 

Bundesförderung für effiziente Gebäude (BEG), profitieren Mieter oft nicht direkt, da die För-

dermittel zwar den Mieter entlasten, aber nur dann wirksam werden, wenn der Vermieter sie 

auch tatsächlich beantragt – was aufgrund bürokratischer Hürden selten geschieht. Auch die 

EU-Effizienzrichtlinie schreibt seit Jahren vor, dass energetische Maßnahmen in Haushalten 

mit geringem Einkommen Vorrang haben sollen, ohne diese Bevölkerungsgruppen zusätzlich 



INVEST – Abschlußbericht und Roadmap  11 

 

 

zu belasten. Doch aufgrund begrenzter staatlicher Mittel und der finanziellen Hürden für Haus-

halte, insbesondere bei der Finanzierung von Sanierungen, bleibt diese Zielsetzung weitge-

hend unerfüllt. 

 

Abbildung 1: Verteilung der Haushalte über Einkommensgruppen nach 
verschiedenen Parametern in Deutschland (2018) 

Ein weiteres Problem ist, dass 63% der Haushalte mit niedrigen und mittleren Einkommen in 

Mietwohnungen leben (Destatis 2018), was die Umsetzung der Wärmewende zusätzlich er-

schwert. Das Mieter-Vermieter-Dilemma muss deshalb dringend gelöst werden, da Mieter die 

zusätzlichen Kosten einer Sanierung tragen müssen, während Vermieter kaum Anreize ha-

ben, in die energetische Sanierung zu investieren (Levinson und Niemann, 2004; Aydin et al., 

2019). Auch die jüngste Zusammenführung von Fördermaßnahmen im Bereich der energeti-

schen Gebäudesanierung bringt im Mietwohnungssektor nur begrenzte Impulse. 

Im Jahr 2017 entfiel auf Mietwohnungen etwa 64% des gesamten Energieverbrauchs für 

Raumwärme und Warmwasser in deutschen Haushalten (dena, 2020; BMWi 2018). Der 

durchschnittliche Energieverbrauch in diesen Wohnungen liegt bei etwa 152,2 kWh/m²a, wäh-

rend der theoretische Bedarf bei 220 kWh/m²a liegt. Das bedeutet, dass Haushalte in Miet-

wohnungen nur 70% ihres tatsächlichen Heizbedarfs decken. Diese Diskrepanz führt zu inef-

fizientem Energieverbrauch, was auch in den europäischen Statistiken sichtbar wird: 17,2% 

der deutschen Haushalte geben doppelt so viel für Energie aus wie der Durchschnittshaushalt 

(EPOV 2020). Trotz dieser Herausforderungen verfehlen die Energieeffizienzziele im Gebäu-

desektor in Deutschland die Vorgaben, und die CO2-Emissionen im Sektor sind weniger stark 

gesenkt worden als erwartet bzw. gefordert. 

Ein Grund für diese Entwicklung sind die niedrigen Sanierungsraten, die gleichzeitig eine ener-

getische Sanierung beinhalten müssen. Um die Klimaziele zu erreichen, müssten jährlich etwa 

3% des Gebäudebestands auf den Standard des neuen Gebäudeenergiegesetzes umgerüstet 

werden. Schätzungen zeigen jedoch, dass die tatsächliche Sanierungsrate bei etwa 0,8% 

(S&B, 2020) bis 1% (dena, 2020) liegt. 

Es besteht Einigkeit darüber, dass Deutschland verstärkt in erneuerbare Energien und Ener-

gieeffizienz investieren muss, um die Ziele der Energiewende zu erreichen. Laut der Einkom-

mens- und Verbrauchsstichprobe von 2018 verfügten jedoch nur 27,6% der Haushalte über 
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das nötige Kapital und die Entscheidungsmacht, um solche Investitionen tätigen zu können 

(Destatis 2020). Besonders einkommensschwache Haushalte leben häufig in energetisch in-

effizienten Gebäuden, was dazu führt, dass sozialrechtliche Aspekte bei Energieeffizienzmaß-

nahmen besonders berücksichtigt werden müssen. Gleichzeitig darf jedoch die Lenkungswir-

kung von energie- und klimapolitischen Maßnahmen nicht vernachlässigt werden. Ein ent-

scheidender Hebel ist die energetische Sanierung von Gebäuden ohne negative soziale Fol-

gen und die Beseitigung von Zielkonflikten zwischen Klimaschutz und Sozialpolitik. Trotz er-

heblicher Investitionen der Wohnungswirtschaft in Sanierungen bleiben die tatsächlichen 

Energieeinsparungen hinter den Erwartungen zurück. 

Für eine weitere Steigerung der Energieeffizienz im Bereich der Mietwohnungen sind neue 

Finanzierungsmodelle erforderlich, die auch den Bedürfnissen einkommensschwacher Haus-

halte gerecht werden. Verschiedene Barrieren hindern Haushalte daran, in Energieeffizienz 

zu investieren. Diese können in drei Kategorien unterteilt werden: Marktversagen, Verhaltens-

anomalien und Modellierungsfehler (Gerarden et al., 2017). Verhaltensökonomische Erklä-

rungsansätze betonen insbesondere den Zielkonflikt zwischen heutigen Kosten und zukünfti-

gen Einsparungen. Viele Konsumenten setzen einen hohen Diskontierungsfaktor an, wodurch 

zukünftige Einsparungen im Vergleich zu den anfänglichen Investitionskosten weniger attrak-

tiv erscheinen (Allcott und Wozny, 2014). 

Auch mangelnde Transparenz in Bezug auf Energieverbrauch und -kosten ist ein weiteres 

Hindernis für Investitionen. Haushalte erhalten häufig nur einmal jährlich eine Rückmeldung 

über ihren Energieverbrauch, was den direkten und zeitnahen Feedback-Mechanismus zur 

Einsparung von Energie und Kosten erschwert. Insbesondere bei einkommensschwachen 

Haushalten fehlt häufig der Zugang zu Kapital, was ebenfalls zu einer geringen Adoptionsrate 

von effizienten Technologien führt. 

Das Mieter-Vermieter-Dilemma, das schon seit Jahren als eine zentrale Hürde bei Investitio-

nen in Energieeffizienzmaßnahmen gilt, wird durch die Notwendigkeit einer tiefgreifenden Re-

duktion der CO2-Emissionen von Gebäuden noch verschärft. Eine Lösung könnte ein Finan-

zierungsmechanismus sein, der Vermieter dazu anreizen könnte, in energetische Sanierun-

gen zu investieren, ohne die Mieten für einkommensschwache Haushalte zu erhöhen. Gleich-

zeitig müssen alternative Finanzierungsmechanismen, wie Contracting oder Intracting, in Be-

tracht gezogen werden, um auch größere Investitionen in die energetische Sanierung zu er-

möglichen. Ein weiteres Hindernis stellt die Notwendigkeit dar, Sanierungen und Heizungs-

wechsel entweder im Zyklus der allgemeinen Gebäuderenovierungen oder außerhalb dieses 

Zyklus umzusetzen, was zusätzliche organisatorische und finanzielle Herausforderungen mit 

sich bringt. Auch der sogenannte Pre-Bound-Effekt (Vorteil für Verbraucher vor Sanierung) 

und der Re-Bound-Effekt (Nachteil für Verbraucher nach Sanierung) verdeutlichen die Kom-

plexität des Themas.  

Madlener und Hauertmann (2011) argumentieren, dass Einkommen und Besitz wichtige Fak-

toren für die Größe des direkten Rebound-Effekts sind, also der Menge an Energieverbrauch, 

die „zurückgeholt“ wird, wenn die Energieeffizienz steigt. Ihre Studie zeigt, dass die Rebound-

Effekte zwischen verschiedenen Haushaltsgruppen signifikant variieren. Beispielsweise liegen 

die geschätzten Rebound-Effekte zwischen 12% für Hauseigentümer der Einkommensklasse 

„alle“ und bis zu 49% für Mieter der Einkommensklasse „niedrig“. Mieter haben also deutlich 

höhere Rebound-Effekte als Eigentümer. Bei den Eigentümern haben Haushalte mit höherem 

Einkommen einen leicht höheren Rebound-Effekt im Vergleich zu Haushalten mit niedrigerem 

Einkommen (14% vs. 13%), während bei den Mietern das Muster umgekehrt ist, und höher-

verdienende Mieter einen geringeren Rebound-Effekt erfahren (31% vs. 49%). 

Dies deutet darauf hin, dass die Rebound-Effekte im Wohnsektor differenziert in der Energie-

politik behandelt werden sollten, da ihre Vernachlässigung die Effektivität von Energieeffizi-

enzrichtlinien untergraben könnte. Ein Teil dieser Unterschiede könnte sicherlich durch den 

sogenannten „Prebound-Effekt“ erklärt werden, bei dem Haushalte, die noch nicht energieef-
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fizient sind, mit einem höheren Verbrauch rechnen, sobald Effizienzmaßnahmen umgesetzt 

werden. 

Die Frage, ob Klimaneutralität um jeden Preis erreicht werden sollte, oder ob die sozialen 

Kosten dabei berücksichtigt werden müssen, bleibt ein kontroverses Thema. Zudem fließen 

die Einnahmen aus der CO2-Bepreisung bisher pauschal in den Klima- und Transformations-

fonds, aber mit dem ETS-2 ab 2027 wird ein Teil dieser Einnahmen in den Social Climate 

Fund fließen, um gezielt vulnerable Haushalte zu unterstützen, die von der CO2-Bepreisung 

besonders betroffen sind. Dies könnte dazu beitragen, die finanziellen Belastungen für ein-

kommensschwache Haushalte zu verringern. 

Bisherige Ansätze zur Entlastung einkommensschwacher Haushalte konzentrieren sich über-

wiegend auf direkte Transferleistungen, die die Heiz- oder Stromkostenbelastung kurzfristig 

reduzieren, jedoch keinen Anreiz für nachhaltige Investitionen schaffen. Um dieses Problem 

zu lösen, ist ein Paradigmenwechsel erforderlich: Die Förderung von energetischen Maßnah-

men muss in diesem Zusammenhang von einer reinen „Social Compensation“ hin zu einer 

Ursachenbekämpfung übergehen, indem vor allem die strukturellen Ursachen von Energiear-

mut, wie hohe Energiekosten und schlechte Energieeffizienz, angegangen werden. Dies er-

fordert eine stärkere Identifikation und spezifische Ansprache der betroffenen Zielgruppen so-

wie eine differenzierte Betrachtung des Wohnungsmarktes, insbesondere der Unterschiede 

zwischen Stadt und Land. Zudem müssen die unterschiedlichen Mobilitätsbedürfnisse und -

angebote stärker berücksichtigt werden, da auch die Mobilität einen wesentlichen Anteil an 

den Emissionen hat. In diesem Kontext müssen die Interessen der Vermieter als Investoren 

beachtet werden, die als Schlüsselakteure bei der energetischen Sanierung eine zentrale Rol-

le spielen. Nur durch die Entwicklung langfristiger, nachhaltiger Lösungen kann eine dauer-

hafte Verbesserung erreicht werden, die nicht nur die finanzielle Belastung dieser Haushalte 

verringert, sondern auch substanzielle Beiträge zur Energiewende und zum Klimaschutz lei-

stet. 

1.2 Zielsetzung des Projektes 

Einkommensschwache Haushalte sind überdurchschnittlich stark von hohen Energiekosten 

und ineffizienten Gebäuden betroffen, profitieren jedoch kaum von Förderprogrammen, da 

bürokratische Hürden und das Mieter-Vermieter-Dilemma Investitionen in energetische Sanie-

rungen behindern. Die niedrige Sanierungsrate, unzureichende Anreize für Vermieter und ho-

he Rebound-Effekte bei Mietern verhindern messbare Fortschritte bei Energieeffizienz und 

Klimazielen im Gebäudesektor. Für eine sozial gerechte Wärmewende braucht es gezielte 

Fördermechanismen, transparente Informationen und neue Finanzierungsmodelle, die vulne-

rable Haushalte einbeziehen und Vermieter zum Handeln motivieren. 

Dies ist die Grundlage des vom Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 

geförderten Forschungsprojekts „INVEST – Investitionsplan zur Finanzierung der Wärmewen-

de für einkommensschwache Haushalte“ mit dem Ziel, eine Strategie zur Einführung sozial 

und technisch innovativer Finanzierungsmechanismen zu entwickeln. 

Das vorliegende Projekt zielt darauf ab, eine Strategie zur Einführung sozialverträglicher und 

innovativer Finanzierungsmechanismen zu entwickeln, die die Energieeffizienz in einkom-

mensschwachen Haushalten erhöht. Im Mittelpunkt steht dabei die Untersuchung der Über-

tragbarkeit und Reproduzierbarkeit erfolgreicher Finanzierungsmodelle von lokalen auf natio-

nale Kontexte, um nachhaltige Lösungen zu fördern. Ein zentrales Anliegen des Projekts ist 

es, relevante Akteure wie Verbraucher, Behörden und politische Entscheidungsträger für die 

Ursachen geringer Energieeffizienz zu sensibilisieren und sie zur Entwicklung von langfristi-

gen, strukturellen Ansätzen zu motivieren. 
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Zur Erreichung dieser Ziele verfolgt das Projekt fünf zentrale Arbeitsschwerpunkte: 

1. Koordination von Unterstützungsmaßnahmen zur Identifikation und Schließung 

von Lücken bei der erfolgreichen Einführung von Energieeffizienzmaßnahmen.  

2. Entwicklung tragfähiger Umsetzungsstrategien für sozial und technisch innovati-

ve Finanzierungsmechanismen unter Berücksichtigung nationaler und lokaler Rah-

menbedingungen.  

3. Sensibilisierung und Einbindung relevanter Interessengruppen durch gezielten 

Dialog und Stakeholder-Partizipation.  

4. Durchführung einer Feasibility-Studie, die ausgewählte Finanzierungsmodelle an-

hand von Fallbeispielen in Baden-Württemberg, Berlin/Brandenburg und Nordrhein-

Westfalen erprobt.  

5. Entwicklung eines Entscheidungsunterstützungssystems, das die 

Übertragbarkeit und Reproduzierbarkeit innovativer Finanzierungsmechanismen auf 

andere Regionen Deutschlands sicherstellt sowie deren potenzielle Energieeinspa-

rungen und Emissionsminderungen bewertet.  

Im Rahmen des Projekts werden verschiedene Finanzierungsmodelle konfiguriert und analy-

siert, um zu verstehen, wie einkommensschwache Haushalte in die Energiewende eingebun-

den werden können, ohne diese Haushalte, den Staat oder das Gesamtsystem finanziell zu 

überlasten. Ziel ist es, langfristig tragfähige Lösungen zu entwickeln, die den Zielen der Ener-

giewende gerecht werden und eine nachhaltige Transformation im Gebäudesektor fördern. 

Drei Zielgruppen wurden unterschieden. Die erste Gruppe umfasst die selbstnutzenden 

Eigentümer, die sowohl finanzielle Förderung als auch organisatorische Unterstützung benö-

tigen, etwa durch die Bereitstellung eines „One-Stop-Shops“, der den gesamten Prozess der 

Umsetzung von Energieeffizienzmaßnahmen begleitet. Die zweite Gruppe umfasst die Woh-

nungseigentümergemeinschaften (WEGs), die aufgrund ihrer kollektiven Entscheidungsstruk-

turen nur gemeinschaftlich handeln können. Hier spielt das Wohnungseigentumsgesetz 

(WEG-Gesetz) eine entscheidende Rolle, um die Rahmenbedingungen für die Umsetzung von 

Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz zu schaffen. 

Besonderes Augenmerk richtet sich jedoch auf die dritte Gruppe, die Mieterhaushalte, bei de-

nen die Verantwortung für Investitionen in Energieeffizienzmaßnahmen bei den Vermietern 

liegt. Dabei wird zwischen institutionellen Vermietern, wie Genossenschaften und großen Im-

mobilienkonzernen, und privaten Kleinvermietern unterschieden. Während institutionelle Ver-

mieter in der Regel in der Lage sind, gesetzliche Anforderungen zu erfüllen, Fördermittel zu 

beantragen und Modernisierungskosten über Umlagen an die Mieter weiterzugeben, stehen 

private Kleinvermieter oft vor erheblichen finanziellen Hürden. Aufgrund fehlender Ressourcen 

und begrenzter finanzieller Spielräume können diese Vermieter notwendige Sanierungsmaß-

nahmen häufig nicht realisieren. 

Das Projekt konzentriert sich daher auf diese dritte Gruppe, insbesondere auf die privaten 

Kleinvermieter, da sie eine Schlüsselrolle für die Umsetzung von Energieeffizienzmaßnahmen 

spielen. Es sollen gezielte Strategien entwickelt werden, um diese Zielgruppe zu unterstützen 

und dadurch einen bedeutenden Beitrag zur Energiewende im Gebäudesektor zu leisten. 

Das Projekt verfolgt somit einen ganzheitlichen Ansatz, der sowohl technologische als auch 

soziale und wirtschaftliche Aspekte berücksichtigt, um nachhaltige Energieeffizienzmaßnah-

men für einkommensschwache Haushalte zu fördern und damit einen bedeutenden Beitrag 

zur Energiewende und zum Klimaschutz zu leisten. 
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1.3 Struktur des Berichtes 

Der vorliegende Bericht fasst die wichtigsten Arbeitsschritte, Erkenntnisse und Ergebnisse des 

Projektes zusammen. Der Bericht ist in insgesamt fünf Hauptabschnitte unterteilt, die jeweils 

spezifische Aspekte des Themas behandeln, gefolgt von einer abschließenden Zusammen-

fassung und einer Roadmap. Im ersten Abschnitt, der Hintergrundebene, werden die grundle-

genden Konzepte, relevanten Hintergründe und theoretischen Rahmenbedingungen erläutert, 

die für das Verständnis des Themas notwendig sind. Darauf folgt im zweiten Abschnitt die 

Fallstudienebene, in der drei detaillierte Fallstudien präsentiert werden. Dieser Abschnitt liefert 

konkrete Beispiele, um praktische Einblicke zu geben und empirische Belege für die theoreti-

schen Grundlagen zu schaffen. 

Im dritten Abschnitt werden innovative Finanzierungsmodelle präsentiert, die im Laufe des 

Projektes entwickelt wurden, um es einkommensschwachen Haushalten zu vereinfachen, sich 

aktiv an der Wärmewende beteiligen zu können. Im vierten Abschnitt, der Quantifizierungs- 

und Hochrechnungsebene, werden die Erkenntnisse aus den Fallstudien auf größere Zusam-

menhänge übertragen. Ziel ist es, die Ergebnisse zu verallgemeinern und auf breitere Anwen-

dungsbereiche anzuwenden. Anschließend werden in der Modellierungsebene Modelle ein-

gesetzt, die die theoretischen und praktischen Elemente miteinander verbinden. Diese Model-

le dienen als Werkzeug zur Analyse, Simulation oder Vorhersage zukünftiger Entwicklungen. 

Abschließend fasst der Bericht die zentralen Ergebnisse in einer Zusammenfassung zusam-

men und endet mit einer Roadmap, die konkrete Handlungsempfehlungen, mögliche nächste 

Schritte oder weiterführende Forschungsansätze aufzeigt. Durch diese klare und strukturierte 

Gliederung wird sichergestellt, dass der Bericht sowohl theoretische als auch praktische 

Aspekte systematisch und nachvollziehbar darstellt. Der vorliegende Bericht wird ergänzt 

durch die ausführlichen Darstellungen in den Deliverables, die auf der Projekt-Homepage 

https://invest-waermewende.de/de zu finden sind. 

https://invest-waermewende.de/de
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2 Grundlagenanalyse 

Key take-aways 

• Das Haushaltseinkommen ist nicht der einzige Indikator für die Definition von Haushal-

ten, die bei der Wärmewende auf Unterstützung angewiesen sind. 

• Eigentumsverhältnisse, die Lebensform und der Energieverbrauch spielen ebenfalls 

eine Rolle. 

• Es wurden neun Schlüsselakteursgruppen der Wärmewende identifiziert, die den Ober-

gruppen Wohnungswirtschaft und Eigentümer, Finanzakteure sowie Politik und Verwal-

tung zuzuordnen sind. 

• Wesentliche Hemmnisse für die Wärmewende sind mangelndes Eigenkapital und man-

gelnde Bonität der privaten Vermieter, der bürokratische Aufwand bei der Beantragung 

von Fördermitteln, mangelnde Planungssicherheit durch die sich derzeit schnell ändern-

de Gesetzgebung und unsichere politische Lage sowie unzureichend umlegbare Ko-

sten bei der derzeitigen Modernisierungsumlage für Eigentümer. 

• Konventionelle Finanzierungsmodelle wie Zuschüsse, Bausparen, Darlehen, Genos-

senschaftsmodelle und Contracting sind für die Finanzierung der Wärmewende in 

Deutschland gut geeignet. 

• Für innovative Finanzierungsansätze aus dem Ausland ist kaum Expertise vorhanden 

und die regulatorischen Hürden sind höher. 

• Konventionelle Finanzierungsmodelle sollten so innovativ wie nötig weiterentwickelt 

werden. 

• Für eine sozialgerechte Wärmewende ist es essenziell, Finanzierungsinstrumente, po-

litische Anreiz- und Verpflichtungsinstrumente und die CO2-Bepreisung zusammen zu 

denken. 

 

Zunächst wurde in INVEST eine Akteursanalyse durchgeführt. Ziel war es aufzuzeigen, wel-

che Akteure für die Wärmewende relevant sind und unbedingt eingebunden werden müssen, 

welche finanziellen Mittel von welchem Akteur eingesetzt werden können und wer die Risiken 

für die Rückzahlung der Investitionen von einkommensschwachen Haushalten übernehmen 

kann. Um die Zielgruppe der einkommensschwachen Haushalte verstehen und adressieren 

zu können, wurden in der Akteursanalyse verschiedene Haushaltstypen definiert, die später 

als Zielgruppen des Projektes verstanden wurden. Die verschiedenen Akteure wurden hin-

sichtlich ihrer Einflussmöglichkeiten auf die Umsetzung von energetischen Sanierungsmaß-

nahmen und ihrer Eigeninteressen untersucht und in einer Akteurs-Map gegenübergestellt. 

Zur Identifikation der Akteure wurde ein intuitiver Ansatz auf Basis einer Literaturanalyse ge-

wählt. Zusätzlich wurden die Praxispartner in Form von Interviews eingebunden. 

Anschließend wurden Hemmnisse für die energetische Gebäudesanierung identifiziert und 

untersucht. Auf Basis einer Literaturanalyse wurde eine erste Liste von Hemmnissen identifi-

ziert, die durch eine semi-quantitative Befragung von Personen aus dem Kreis des INVEST-

Beirats und der Praxispartner ergänzt wurde. Die Online-Umfrage wurde über die Beiräte und 

Praxispartner*innen des INVEST-Projektes gestreut und beantwortet. Insgesamt haben 56 

Personen an der Umfrage teilgenommen. Die Ergebnisse der Recherche und der Umfrage 

wurden im zweiten Bericht, der Hemmnisanalyse, zusammengefasst. 

Schließlich wurden verschiedene Finanzierungsmodelle identifiziert und systematisch aufbe-

reitet. Die einzelnen Komponenten der Finanzierungsmodelle für einkommensschwache 

Haushalte wurden herausgearbeitet und in einem Handbuch übersichtlich zusammengefasst.  
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2.1 Relevante Akteure der Realisierung der Wärmewende 

Ziel des Forschungsvorhabens war es, Finanzierungsinstrumente zu ermitteln, die eine ener-

getische Modernisierung von Wohngebäuden ermöglichen, ohne einkommensschwache 

Haushalte durch erhöhte Kosten zu belasten. Um dieses Ziel zu erreichen, musste zunächst 

die Zielgruppe des Projektes, die einkommensschwachen Haushalte, definiert werden. Bei der 

Definition der Zielgruppe wurde jedoch nicht ausschließlich auf das verfügbare Einkommen 

der Haushalte zurückgegriffen, da auch andere Faktoren wie die Eigentumsverhältnisse (Mie-

ter, Eigentümer), die Lebensform (mehrere Erwachsene, Alleinerziehende, Alleinlebende) und 

der Energieverbrauch eine Rolle dabei spielen, wie viel Kapital einem Haushalt monatlich zur 

Verfügung steht (siehe Abbildung 2).  

 

 

Abbildung 2: Typen einkommensschwacher Haushalte 

Der Schwellenwert des verfügbaren Einkommens, der in INVEST zur Definition der Zielgruppe 

verwendet wurde, richtet sich nach der europaweit standardisierten amtlichen Definition von 

Einkommensschwäche: „[…] Personen mit einem Äquivalenzeinkommen von weniger als 

60 Prozent des Medians der Äquivalenzeinkommen der Bevölkerung in Privathaushalten am 

Ort der Hauptwohnung“ (Destatis 2020). In Deutschland entspricht dies einem Schwellenwert 

von 1135,65 Euro Äquivalenzeinkommen pro Monat (Stand 2022). Die Kombination des Ein-

kommens mit den oben beschriebenen Faktoren, Eigentumsverhältnis, Energieverbrauch und 

Lebensform, führte zur Identifikation von sechs verschiedenen Haushaltstypen. Diesen Typen 

können zusätzlich die Parameter soziale Verhältnisse (Rentenstatus oder im Haushalt leben-

de Kinder), Wohnverhältnisse (Wohnfläche und Energieeffizienzklasse der bewohnten Immo-
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bilie) und finanzielle Verhältnisse (zur Verfügung stehende Fremdmittel) zugeordnet werden, 

welche sich unterschiedlich auf das Verhältnis zwischen Haushalt und energetischer Sanie-

rung auswirken. Die Abbildung 2 zeigt die verschiedenen Haushaltstypen, die im Projekt unter 

einkommensschwachen Haushalten verstanden werden. 

Im ersten der drei Produkte des Grundlagenpakets, der Analyse zu „Akteur*innen der energe-

tischen Entwicklung des von einkommensschwachen Haushalten bewohnten Gebäudesek-

tors“ - P2.1, wurden die Akteure der Wärmewende identifiziert. Tabelle 1 zeigt die identifizier-

ten Gruppen der Akteure der Wärmewende und ihre Untergruppen. 

Tabelle 1: Akteursgruppen der Wärmewende 

Akteursgruppe Unterkategorien 

Wohnungswirtschaft 
• Private Kleinvermieter 

• Private Wohnungsbaugesellschaften 

• Kommunale Wohnungsbaugesellschaften 

• Wohnungsbaugenossenschaften und kirchliche 
Wohnungsträger 

• Vermieter- und Eigentümerverbände 

Mieter/ selbstnutzende 

Eigentümer 

• Mieter 

• Einkommensschwache Mieter 

• Mietervereine 

• Selbstnutzende Eigentümer 

• Einkommensschwache selbstnutzende 
Eigentümer 

Dienstleister 

 

• Energieversorger 

• Contracting-Anbieter 

• Planungsbüros und Energieberater 

• Baudienstleister 

Finanzierung 
• Staatliche Förderinstitutionen 

• Banken 

Gesellschaft 

 

• Verbraucherverbände 

• Medien 

• Wissenschaft 

• Energieagenturen 

Politik und Verwaltung 

 

• Europäische Union 

• Landes- und Bundesministerien 

• Kommunal- und Bezirksverwaltungen 

 

Die Einordnung der Akteure nach ihrem intrinsischen Interesse an und Einfluss auf eine sozi-

alverträgliche Wärmewende ergibt Abbildung 3. Die Matrix zeigt, welche Akteursgruppen in 

die Entwicklung und Kommunikation neuer Finanzierungsmodelle einbezogen werden sollten. 

Im rechten oberen Quadranten befinden sich die Schlüsselakteure, die ein großes Interesse 

und einen großen Einfluss auf eine sozialverträgliche Wärmewende haben. Diese Akteure gilt 

es aktiv in Planungen und Entscheidungen einzubeziehen. 
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Abbildung 3: Einfluss-Interesse-Matrix 

Im linken oberen Quadranten befinden sich Akteure mit geringem Interesse, aber großem Ein-

fluss auf die Wärmewende. Sie sollten in die Entwicklung von Finanzierungsmodellen einbe-

zogen und über deren Vorteile informiert werden. Dazu gehören die in erster Linie renditeori-

entierten Akteure der Wohnungswirtschaft. Sie gehören zu den Schlüsselakteuren für energe-

tische Sanierungen. Diese Gruppe muss ähnlich wie die im rechten oberen Quadranten eng 

eingebunden werden. 

Im unteren linken Quadranten befinden sich Akteure, die wenig Einfluss und Interesse an der 

Wärmewende haben. Im Fall von INVEST sind das die Mieter*innen. Sie können zwar aus 

Klimaschutz- oder Komfortgründen ein Interesse an Sanierungen haben, gleichzeitig über-

wiegt aber oft die Sorge vor steigenden Mieten. Sie sind u.a. Zielgruppe des Projektes und 

ihre Perspektive muss berücksichtigt werden. Gerade in angespannten Wohnungsmärkten ist 

ihr Einfluss auf eine effiziente Sanierung am geringsten. 

Die Einfluss-Interessen-Matrix wurde in einem nächsten Schritt weiter operationalisiert, um 

eine Stakeholder-Map zu erstellen, die die Schlüsselgruppen der Wärmewende und ihre Be-

ziehungen untereinander darstellt. Das Ergebnis ist die folgende Grafik in Abbildung 4. Eine 

eingehende Beschreibung der Grafik findet sich in der Akteursanalyse (Matußek et al. 2022). 

Die Akteure im mittleren Kreis der Karte wurden als Schlüsselakteure der Wärmewende iden-

tifiziert. Wohnungswirtschaft, Finanzierung sowie Politik und Verwaltung sind die einflussreich-

sten und wichtigsten Gruppen für eine sozialverträgliche Wärmewende. 
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Abbildung 4: Stakeholder-Map Wärmewende 

2.2 Hemmnisse der energetischen Sanierung für einkommensschwache 

Haushalte 

Die einzelnen Hemmnisse der energetischen Gebäudesanierung und einer sozialverträgli-

chen Wärmewende in Deutschland wurden im zweiten Produkt des Arbeitspakets 2 der Ana-

lyse der „Hemmnisse der energetischen Sanierung der von einkommensschwachen Haushal-

ten bewohnten Gebäude“ – P2.2 untersucht. Die einzelnen Hemmnisse wurden in folgende 

Kategorien gegliedert. 

• Ökonomische Hemmnisse 

• Psychologisch und informatorische Hemmnisse 

• Politisch-administrative Hemmnisse  

• Soziale Hemmnisse  

• Technische Hemmnisse  

Die Befragungsergebnisse heben vor allem die Hemmnisse mangelndes Eigenkapital und 

mangelnde Bonität bei privaten Vermietern, den bürokratischen Aufwand bei der Beantragung 

von Fördermitteln, die mangelnde Planungssicherheit durch die sich derzeit schnell ändernde 

Gesetzgebung und die unsichere politische Lage sowie die unzureichenden umlagefähigen 

Kosten bei der derzeitigen Modernisierungsumlage für Eigentümer hervor. Hinzu kommt der 

Prebound-Effekt. Dieser beschreibt, dass die tatsächlichen Energieeinsparungen durch Effizi-

enzmaßnahmen geringer ausfallen als erwartet. Bei einkommensschwachen Haushalten liegt 

dies vor allem daran, dass der tatsächliche Energieverbrauch aufgrund anderer Ausgabenpri-

oritäten deutlich unter dem theoretischen Bedarf liegt. 
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2.3 Stand der Forschung der Finanzierungsmodelle für eine 

sozialverträgliche Wärmewende 

Die Sanierung des Gebäudebestands und die Förderung der Energieeffizienz im privaten 

Sektor mit erheblichen Herausforderungen verbunden sind. Ein zentrales Problem stellt die 

finanzielle Belastung dar, da insbesondere Haushalte mit niedrigem Einkommen die hohen 

Investitionskosten für energetische Sanierungen nicht tragen können. Das Mieter-Vermieter-

Dilemma erschwert zudem die Umsetzung der Wärmewende, da Mieter die Kosten für 

Sanierungen tragen müssen, während Vermieter wenig Anreize haben, zu investieren. 

Zusätzlich führen niedrige Sanierungsraten und ineffizienter Energieverbrauch in 

Mietwohnungen dazu, dass die angestrebten Klimaziele im Gebäudesektor verfehlt werden. 

Die Rebound-Effekte, die durch erhöhte Energieeffizienz entstehen, variieren stark zwischen 

verschiedenen Haushaltsgruppen und sollten daher differenziert in der Energiepolitik 

behandelt werden. Auch der Prebound-Effekt stellt eine Herausforderung dar, da Haushalte 

vor Sanierungsmaßnahmen einen höheren Energieverbrauch haben und die erwarteten 

Einsparungen dadurch verzerrt werden. Ein weiteres Hindernis ist die mangelnde 

Transparenz beim Energieverbrauch und die begrenzte Finanzierbarkeit von effizienten 

Technologien für einkommensschwache Haushalte. Um diese Herausforderungen zu 

überwinden, sind zielgerichtete, sozial gerechte Förder- und Finanzierungsmodelle 

notwendig, die sowohl die energetische Sanierung vorantreiben als auch soziale 

Ungleichgewichte berücksichtigen. 

Auf Basis einer Literaturanalyse wurden verschiedene nationale und internationale Finanzie-

rungsmodelle für eine sozialverträgliche Wärmewende identifiziert. Weitere Beispiele aus der 

Politik verdeutlichen, wie verschiedene Länder mit diesem Thema umgehen. So hat Österreich 

seit langem ein soziales Staffelungssystem für Heizungsmodernisierungen eingeführt, bei 

dem einkommensschwache Haushalte bis zu 100 % der Kosten durch Fördermittel erstattet 

bekommen können. Ähnlich verhielten sich die Energieversorger in Großbritannien, die einmal 

verpflichtet waren, den Verbrauch von Haushalten mit der schlechtesten Isolierung und den 

höchsten Energiekosten zu senken, indem sie deren Wohnungen mit besserer Isolierung und 

Fensteraufwertungen versahen. In Belgien wird ein anderer Ansatz verfolgt, indem Mieterhö-

hungen in schlecht sanierten Häusern verboten werden, bis Energieeinsparmaßnahmen er-

griffen wurden. Schließlich sorgt Frankreich mit seinem 2020 eingeführten Programm 

„MaPrime Renov“ dafür, dass Haushalte mit hohem Einkommen je nach Ambitionsniveau der 

Sanierung wenig oder keine Zuschüsse erhalten, während Haushalte mit sehr niedrigem Ein-

kommen bis zu 80 % der Renovierungskosten erstattet bekommen können. 

Die unterschiedlichen politischen Ansätze in den Ländern unterstreichen die Notwendigkeit 

gezielter, einkommenssensitiver Strategien in der Energiepolitik, insbesondere wenn es da-

rum geht, Energieeffizienzgewinne mit der Minderung möglicher Rebound-Effekte in Einklang 

zu bringen. 

Insgesamt ergab die Recherche einen breiten Katalog an Finanzierungsmodellen. Diese 

wurden zur weiteren Operationalisierung in fünf Oberkategorien zusammengefasst. Im dritten 

und letzten Produkt des Arbeitspakets „Finanzierungsmodelle für eine sozialverträgliche 

Wärmewende“ - P2.3 wurden die Finanzierungsmodelle aufbereitet und in Form eines 

Katalogs von Steckbriefen dargestellt. Die Steckbriefe zeigen die generelle Logik des 

Finanzierungsinstruments, verschiedene Anwendungsbeispiele, die beteiligten Akteure, Vor- 

und Nachteile und geben eine Prognose über den möglichen sozialverträglichen Einsatz des 

Instruments.  
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A. Klassische Finanzierungsmodelle 

Die Kategorie der klassischen Finanzierungsmodelle umfasst konservative Finanzierungsfor-

men, die von Förder- oder Kreditinstituten vergeben werden und in Deutschland bereits weit 

verbreitet sind. Klassische Darlehen, Förderdarlehen, Bausparverträge oder Hypotheken, För-

derzuschüsse und Investmentfonds sind prominente Beispiele dieser Kategorie.  

B. Vertragsgebundene Finanzierung 

Die Kategorie vertragsgebundene Finanzierung umfasst alle Modelle, bei denen ein Dienstlei-

ster eine Energieeffizienzmaßnahme durchführt und die anfänglichen Investitionskosten über-

nimmt. Diese werden dann durch regelmäßige Abschlagszahlungen über einen vorher verein-

barten Zeitraum zurückgezahlt. Klassisches Leasing, verschiedene Contracting-Modelle und 

On-Bill-Finanzierung fallen in diese Kategorie.  

C. On-Tax-Finanzierung 

In der Kategorie On-Tax-Finanzierung werden Modelle zusammengefasst, die über den Steu-

erhaushalt finanziert werden. Hier tritt der Fiskus als Investor auf. Property Assessed Clean 

Energy (PACE) ist das bekannteste Modell dieser Kategorie.  

D. Gemeinschaftsbasierte Finanzierung 

Unter gemeinschaftsbasierter Finanzierung werden Modelle zusammengefasst, die Energie-

effizienzmaßnahmen durch die Beiträge vieler Einzelpersonen finanzieren. Klassische Vertre-

ter sind Wohnungsbaugenossenschaften oder Energieeffizienzgenossenschaften. Ein inno-

vativeres Modell dieser Gruppe ist das Crowdfunding. 

E. Intracting 

Die letzte Gruppe umfasst nur ein Modell, das Intracting. Intracting ist eine eigen- oder 

fremdfinanzierte Form der Finanzierung von Energieeffizienzmaßnahmen mit dem Ziel, aus 

den erzielten Einsparungen neue Maßnahmen zu finanzieren. 

Sowohl in der Online-Befragung als auch in weiteren Gesprächen mit den Beiräten und wei-

teren Finanzierungsexperten zeigte sich, dass vor allem konventionelle Finanzierungsmodelle 

wie Zuschüsse, Bausparen, Darlehen und Contracting für die Finanzierung einer sozialver-

träglichen Wärmewende in Deutschland geeignet sind. Dies liegt vor allem daran, dass für 

Modelle, die überwiegend im Ausland eingesetzt werden, in Deutschland wenig Expertise vor-

handen ist und diese aufgrund anderer Rahmenbedingungen auf höhere regulatorische Hür-

den stoßen.  

Für die weitere Projektarbeit wurde daher abgeleitet, konventionelle Finanzierungsmodelle so 

innovativ wie nötig weiterzuentwickeln.  

2.4 Anreiz- und Verpflichtungsmaßnahmen  

Neben den Finanzierungsmodellen wurde verschiedene politische Instrumente oder Anreiz-

modelle betrachtet, die einen Einfluss auf die energetische Gebäudesanierung haben können. 

Sie unterscheiden sich von Finanzierungsmodellen insofern, dass sie Eigentümer dazu bewe-
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gen sollen eine Investition in eine Sanierung vorzunehmen. Sie sind also keine direkten Fi-

nanzierungsinstrumente, wirken sich aber positiv oder negativ auf die Rahmenbedingungen 

und Attraktivität dieser aus. Für eine sozialgerechte Wärmewende ist es essenziell, beide Ty-

pen von Instrumenten zusammen zu denken.  

Die Analyse bestehender Instrumente ergab eine Aufteilung in vier Kategorien, Anreize öko-

nomischer und steuerlicher Art, Kostenverteilungsmechanismen und Anschubsysteme für Sa-

nierungen.  

A. Ökonomische Anreize 

Preismechanismen wie der Energiepreis oder auch der CO2-Preis haben großen Einfluss auf 

die Wirtschaftlichkeit von Sanierungsprojekten. Mit steigenden Energiepreisen und einem stei-

genden CO2-Preis steigt auch der Druck für Eigentümer, ihre Gebäude energetisch zu sanie-

ren. Gleichzeitig lassen sich bei hohen Preisen größere Einsparungen erzielen. Sinkt der 

Preisdruck, sinkt auch der Anreiz energetische Sanierungen umzusetzen. Im Mietwohnungs-

bestand werden Energiekosten durch die Mieter getragen. Hier führt ein steigender Energie-

preis nicht direkt zu einem Anreiz für den Vermieter, das Gebäude zu sanieren, steigende 

Preise jedoch zu erhöhten Kostenbelastungen für die Mieter. Ausgleichsmechanismen oder 

eine anders organisierte Kostenaufteilung im Mietwohnbereich können hier Entlastung schaf-

fen.  

B. Steuerliche Anreize  

Steuerliche Förderungen bieten eine Möglichkeit für Eigentümer:innen, einen Teil ihrer Inve-

stition in energetische Maßnahmen im Voraus oder im Nachhinein zurückzuerhalten. Es exi-

stieren unterschiedliche Systeme wie Steuerabzüge oder Steuerermäßigungen. 

C. Verteilung der Wohn- und Sanierungskosten 

Um eine gerechte Verteilung der Sanierungskosten zwischen den Akteuren zu erreichen, gibt 

es politische Instrumente, die die Kostenverteilung zwischen Eigentümern und Mietern und 

teilweise weiteren beteiligten Akteuren regeln. Das prominenteste Instrument ist die Moderni-

sierungsumlage, die es Vermietern ermöglicht, einen Teil der Kosten einer Modernisierung auf 

die Kaltmiete der Mieter umzulegen. Die Modernisierungsumlage ist ein weit verbreitetes In-

strument auf dem deutschen Mietwohnungsmarkt. Nach einer Modernisierung kann der Ver-

mieter jährlich acht Prozent der Kosten auf die Kaltmiete aufschlagen. Innerhalb von sechs 

Jahren darf die Miete jedoch nicht um mehr als drei Euro pro Quadratmeter steigen, bei einer 

Monatsmiete unter sieben Euro nicht um mehr als zwei Euro pro Quadratmeter. Kosten für 

Erhaltungsmaßnahmen werden nicht berücksichtigt (§559 BGB). Schon jetzt stellt die Moder-

nisierungsumlage große Probleme für einkommensschwache Mieter dar, während Eigentü-

mer oft argumentieren, dass sie nicht ausreichen würde, um die Kosten einer Sanierung zu 

decken. Verschieden Reformoptionen des Modells wurden und werden diskutiert.  

Das Drittelmodell teilt die Sanierungskosten zwischen Staat, Vermietern und Mietern auf. Die 

Modernisierungsumlage sinkt von 8% auf 1,5%. Gleichzeitig hat der Staat die Aufgabe, einer-

seits ehrgeizigere Förderungen anzubieten, um höhere Investitionen in eine gründliche Sanie-

rung durch die Eigentümer*innen zu ermöglichen (Thomas et al. 2011). Andererseits muss er 

Härtefälle abfedern, indem er die Modernisierungsumlage für Haushalte übernimmt, denen 

die neue Bruttokaltmiete unzumutbar ist (Mellwig und Pehnt 2019).  

Andere mögliche Reformoptionen sind zum Beispiel eine Umlage, die von der Einsparung 

oder der Bewertung abhängigt, was den Mieter umso mehr an den Sanierungskosten beteiligt, 
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je höher die Energieeinsparungen durch die Sanierung sind. In einem Warmmietenmodell tra-

gen Vermieter die Energiekosten. Mieter zahlen einen vereinbarten Festpreis für alle Kosten. 

Bei einem übermäßigen Verbrauch müssen sie Rückzahlungen leisten, während ein sparsa-

mer Verbrauch dazu führt, dass ihnen Kosten gutgeschrieben werden. Alle Modelle sind Mög-

lichkeiten, das Vermieter-Mieter-Dilemma zu überwinden (Henger et al. 2021).  

D. Anschubsysteme für Sanierungen  

Anschubsysteme sind ordnungsrechtliche Instrumente, die Akteure dahin anstoßen und teil-

weise verpflichten, energetische Modernisierungsmaßnahmen umzusetzen. Gesetzlich vor-

gegebene Effizienzstandards für Gebäude sind ein viel diskutiertes Beispiel (Sunderland und 

Jahn 2021). Andere Systeme, wie z.B. die Energy Company Obligation (ECO) in UK, verpflich-

ten Energieunternehmen dazu, ihre CO2-Emissionen durch die Sanierung von Gebäuden ein-

kommensschwacher Haushalte auszugleichen. Bonus-Malus-Systeme belohnen bzw. bestra-

fen Eigentümer für den energetischen Zustand ihrer Gebäude und grüne Mietverträge sind 

Kooperationsvereinbarungen zwischen Mieter und Vermieter, die den nachhaltigen Zustand 

und die nachhaltige Nutzung des Gebäudes festlegen (Matußek et al. 2022). 
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3 Fallstudien 

Key take-aways 

• Regionale Unterschiede, gemeinsame Hemmnisse: Trotz unterschiedlicher Ausgangsla-

gen in Baden-Württemberg (BW), Berlin/Brandenburg (BB) und Nordrhein-Westfalen 

(NRW) zeigen sich in allen Regionen ähnliche Herausforderungen wie Finanzierungslüc-

ken, hoher Informationsbedarf und regulatorische Unsicherheiten bei energetischen Sa-

nierungen. 

• Informationsdefizit als zentrales Problem: Ein durchgängiges Problem in allen Fallstudien 

ist der Mangel an klaren, gebündelten Informationen – insbesondere zu Förderungen, 

rechtlichen Rahmenbedingungen und technischen Möglichkeiten, was den Bedarf nach 

zentralen Anlaufstellen (z.B. One-Stop-Shops) unterstreicht. 

• Heterogene Akteurslandschaft, aber gleiche Herausforderungen: Die beteiligten Akteure 

variieren regional (z.B. Energieberater, Wohnungswirtschaft, Mietervereine), doch alle 

kämpfen mit ähnlichen Hindernissen wie dem Mieter-Vermieter-Dilemma, fehlender Moti-

vation und komplexen Förderstrukturen. 

• Finanzierungsmodelle müssen lokal angepasst werden: Untersuchte Modelle wie Contrac-

ting, Energiegenossenschaften oder Wärmewendeverträge müssen an lokale Eigentümer-

strukturen, sozio-ökonomische Bedingungen und bestehende Förderlandschaften ange-

passt werden. 

 

Im INVEST Projekt wurden regionale Fallstudien in Baden-Württemberg (BW), Berlin/Bran-

denburg (BB) und Nordrhein-Westfalen (NRW) durchgeführt, um die verschiedenen benötig-

ten Komponenten für eine erfolgreiche Umsetzung von Finanzierungsmechanismen in einem 

bestimmten Kontext durch die Anwendung multidisziplinärer Aktivitäten zu erarbeiten 

(Dobbins et al. 2024). Dazu gehört die Identifizierung der relevanten Interessengruppen sowie 

ihrer spezifischen Rollen. Auch ggf. notwendige Anpassungen und Änderungen in der Regu-

latorik werden in diesem Zusammenhang diskutiert. Jede Region, in der die Fallstudien durch-

geführt werden, arbeitet in einem anderen Kontext, z.B. in Bezug auf lokales politisches Han-

deln, das Bewusstsein der Bürger, die bestehende Unterstützung in Form von Politiken und 

Maßnahmen, den Anteil der Bevölkerung, der Unterstützung benötigt, und den Stand der 

Energieeffizienz von Gebäuden und Geräten. Die Auswahl der drei Beispielregionen Baden-

Württemberg, Berlin/Brandenburg und Nordrhein-Westfalen erfolgte aufgrund der geographi-

schen Lage innerhalb Deutschlands und des bedeutenden Anteils der dort jeweils lebenden 

Haushalte. Im Zuge der Durchführung der Fallstudien wurden geeignete Finanzierungsinstru-

mente unter den jeweiligen Rahmenbedingungen der einzelnen Fallstudien untersucht sowie 

eine Kosten-Nutzen-Analyse erstellt. Tabelle 2 gibt eine Übersicht über die einzelnen Fallstu-

dien nach Akteuren, Hemmnissen, Finanzierungmodellen und Lessons Learned. Auf Basis 

der Erkenntnisse der Fallstudien wurde ein Leitfaden für die lokale Umsetzung erstellt. 
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Tabelle 2: Fallstudien im Vergleich 

 Stuttgart (BW) Berlin (BB) Aachen (NRW) 

Akteure • Ortsvorsteherin 

• Stadt Stuttgart 

• Energieberater 

• Eigentümer 

• Soziale Stadt 

• Genossenschaft, 

• Wohnungswirtschaft 

• Eigentümer 

• Förderbank 

• Quartiersmanage-
ment 

• Wohnungswirt-
schaft 

• Energiedienstleis-
ter 

• Wohnungsbauge-
nossenschaft 

• Eigentümer 

• Verbraucherzent-
rale/ Energieberater 

• Stadt Aachen 

• Mieterverein 

• Wohnungswirt-
schaft/Immobilienun-
ternehmen 

Hemm-
nisse 

• Ökonomisch 

• Politisch / administra-
tiv 

• Technisch 

• Politisch/ administ-
rativ 

• Sozial 

• Technisch 

• Informatorisch 

• Ökonomisch 

• Ökonomisch 

• Politisch/ administra-
tiv 

• Informationsbe-
schaffung 

Finanzie-
rungs-
modelle 

In den Informationsver-
anstaltungen diskutiert 
wurden:  

• Energiegenossen-
schaft 

• Wärmewendevertrag 

• WEG-Kredite 

• Contracting 
Untersucht werden: 

• Energiegenossen-
schaft 

• Wärmewendevertrag 

• Contracting 

• Energiegenossen-
schaft 

• Wärmewendever-
trag 

• CO2-Preis – Klima-
geld 

• Einsparungen bei 
der monatlichen 
Miete als Corporate 
Social Responsibi-
lity-Maßnahme für 
private Vermieter/ 
Eigentümer 

• Finanzierung durch 
erneuerbare Ener-
gietechnologien 
(z.B. Wärmepumpe 
und Photovoltaik) 

Lessons 
Learned 

• Hoher Informations-
bedarf bzgl. der kon-
kreten gesetzlichen 
Rahmenbedingun-
gen vor Ort 

• Notwendigkeit einer 
zentralen Informati-
onsstelle vor Ort 
(analog zum One-
Stop-Shop) 

• Finanzierungslücke 
mit den bestehenden 
Förderungen ist be-
trächtlich, Bedarf an 
neuen Finanzie-
rungsmodellen 

• Kombinierbarkeit 
von Förderangebo-
ten und Vereinfa-
chung der Förder-
mittelvergabe 

• Fehlen an weitrei-
chenden Informati-
onen & energeti-
sche Sanierung ein 
mit Angst behafte-
tes Thema der 
Mieter*innen 

• Wesentliches 
Hemmnis: Mieter-
Vermieter-Dilemma 

• Überdenken der be-
stehenden Subven-
tionen und neuer Fi-
nanzierungsmodelle 

• Bedarf an revolvie-
renden Fonds 

• Unklarheit in Bezug 
auf die Staffelung 
und Kombinierbar-
keit der Zuschüsse 

• Notwendigkeit einer 
zentralen Informati-
onsstelle vor Ort 
(analog zum One-
Stop-Shop) 

Insgesamt war das Vorgehen der Ausgestaltung der Fallstudien ähnlich und hatte das Ziel, in 

für die Region typischen Gebieten jeweils die Analysen durchzuführen. Über die unterschied-

lichen Fallstudienregionen hinweg zeigt sich, dass es ähnliche Hemmnisse und einen erhöh-

ten Informationsbedarf gibt und grundsätzlich viele Barrieren und Unsicherheiten hinsichtlich 

energetischer Sanierungen bestehen. Die betrachteten Gebäude sind von Region zu region 

und die Eigentümerstrukturen sind von Gebäude zu Gebäude unterschiedlich, aber dennoch 

zeigen sich ähnliche Schwierigkeiten und Hemmnisse sowie Finanzierungslücken. Das Vor-
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gehen und die Erkenntnisse der Ausgestaltung der Fallstudien werden in den folgenden Un-

terkapiteln dargestellt.  

3.1 Fallstudie Baden-Württemberg 

Innerhalb Baden-Württembergs wurde die Landeshauptstadt Stuttgart als konkreter Ort für die 

Fallstudie gewählt. Das Bundesland Baden-Württemberg und die Landeshauptstadt Stuttgart 

haben sich zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 2040 bzw. 2035 klimaneutral zu sein. Um diese 

ambitionierten Ziele zu erreichen, leistet auch die Sanierung von Bestandsgebäuden, vor al-

lem mit geringem Energieeffizienzstandard, einen wichtigen Beitrag. Die Erreichung der Kli-

maziele und die Klimaneutralität bis zum Jahr 2045 bedingen umfangreiche Maßnahmen ins-

besondere auch im Gebäudesektor. 

Für die Ausgestaltung der Fallstudie Baden-Württemberg wurden zunächst die Gebäude- und 

Haushaltsstruktur in Baden-Württemberg nach sozio-ökonomischen Merkmalen untersucht 

und geeignete Untersuchungsräume definiert.  

Es wurde entschieden, die Fallstudie in der Landeshauptstadt Stuttgart durchzuführen. Im 

Maßnahmenpaket des Klima-Fahrplans der Landeshauptstadt Stuttgart werden als Zielwert 

eine durchschnittliche jährliche Sanierungsrate von 4,3% bis 2035 sowie eine durchschnittli-

che Senkung des Energiebedarfs je saniertem Quadratmeter um 60% angegeben 

(Landeshauptstadt Stuttgart 2023b). Um diese Ziele zu erreichen, müssen verstärkt Bestands-

gebäude saniert werden und dabei soziale Aspekte bei den unterschiedlichen Finanzierungs-

instrumenten berücksichtigt werden. Dabei werden insbesondere investitionsschwache Haus-

halte mit zusätzlichen Herausforderungen konfrontiert: In der Regel bedingen energetische 

Sanierungen große Investitionssummen, die Vermieter wiederum durch Mieterhöhungen an 

ihre Mieter weitergeben. Dies stellt zusätzlich zum ohnehin schon hohen Mietniveau und dem 

Mangel an bezahlbarem Wohnraum in Stuttgart eine weitere finanzielle Belastung dar.  

Nach einer Vorauswahl möglicher Untersuchungsgebiete mit Unterstützung seitens des Pro-

gramms „Soziale Stadt“ der Landeshauptstadt Stuttgart wurde schließlich unter Analyse der 

Rahmenbedingungen zur Durchführung einer Fallstudie sowie der verfügbaren Indikatoren 

hinsichtlich der Einkommens-, Eigentümer- und Gebäudestruktur sowie des Sanierungszu-

standes ein Gebiet im Stadtteil Stuttgart-Münster zur näheren Untersuchung für die Durchfüh-

rung der Fallstudie Baden-Württemberg ausgewählt. Betrachtet man die Nettoeinkommens-

struktur Baden-Württembergs, so zeigt sich, dass ungefähr 27% der Bevölkerung über ein 

Nettoeinkommen von bis zu 1.500 Euro monatlich verfügen (Statistisches Landesamt Baden-

Württemberg 2018). In Stuttgart-Münster sind es ca. 30% der Stadtbewohner, die niedrigere 

Einkommen haben. Dies untermauert die Repräsentativität der Landeshauptstadt Stuttgart als 

Wahl für die Durchführung der Fallstudie unter diesem sozio-ökonomischen Aspekt. Zusätz-

lich sind ca. 66% Mieter*innen in Gebäuden, die überwiegend älter als 1956 sind 

(Landeshauptstadt Stuttgart).  

Die Aufteilung des Wärmeverbrauchs nach Gebäudeeigentum ergibt, dass der weitaus über-

wiegende Teil der Gebäude in Stuttgart-Münster demnach im Eigentum von Privatpersonen 

(47%), WEGs (23%) und Unternehmen (11%) ist, wobei insbesondere der Anteil von Privat-

eigentümern im Vergleich zur gesamten Landeshauptstadt deutlich höher ist (für Stuttgart 

durchschnittlich 29%) (Landeshauptstadt Stuttgart, Amt für Umweltschutz 2024). Auch in Ba-

den-Württemberg sind der überwiegende Anteil von Gebäudeeigentümern Privatpersonen, 

gefolgt von Kommunen, Wohnungsgenossenschaften und privatwirtschaftlichen Wohnungs-

unternehmen. Im gesamtdeutschen Vergleich ist der überwiegende Anteil der Gebäude im 

Eigentum von Privatpersonen, gefolgt von privatwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen, 
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Kommunen und Genossenschaften (Destatis 2022b). Die Heizungsstruktur für den Bezirk 

Stuttgart-Münster ergibt Gas als der überwiegenden Energieträger. 

Insgesamt bietet der Stadtbezirk Stuttgart-Münster aufgrund der aufgeführten Kernindikatoren 

interessante Anknüpfungspunkte für die Durchführung der Fallstudie Baden-Württemberg im 

Projekt INVEST: Die Haushaltsstruktur weist einen hohen Anteil einkommensschwacher 

Stadtbewohner auf im Vergleich zum gesamten Stuttgarter Stadtgebiet. Zudem besteht in 

Stuttgart die Kombination verschiedener Fördermöglichkeiten seitens Bund, Land und Stadt 

und zusätzlich eines Vergleichs mit dem Vorgehen im Sanierungsgebiet in Stuttgart-Münster 

innerhalb der Sozialen Stadt. Auch die Gebäudestruktur weist hauptsächlich ältere Gebäude 

auf und hinsichtlich der Besitzerstruktur überwiegt der Privatbesitz. Grundsätzlich bieten 

auch einerseits die bereits vorhandene Energieinfrastruktur sowie andererseits die Energie-

leitplanung und die kommunale Wärmeplanung interessante Optionen, teilweise mit Fern- 

oder Flusswärme. 

3.1.1 Durchführung der Fallstudie Baden-Württemberg 

Vor diesem Hintergrund fanden nach umfangreichen Voranalysen dann zunächst Gespräche 

mit der Stadt Stuttgart statt zur Einschätzung des Potenzials einer Fallstudie in Stuttgart-Mün-

ster, jedoch außerhalb des Sanierungsgebiets. 

Die Fallstudie Baden-Württemberg wurde in weiteren Gesprächen mit der Bezirksvorsteherin 

des Bezirks Stuttgart-Münster und der Stadt Stuttgart sowie dem Büro der Sozialen Stadt und 

weiteren Akteuren vor Ort wie der Baugenossen-

schaft, Zukunft Altbau und sonstigen für den Ent-

scheidungsprozess relevanten Akteuren konkreti-

siert. Der Bereich außerhalb des Sanierungsgebiets 

umfasst 2087 Einwohner und 1080 Haushalte und 

ist in Abbildung 5 dargestellt (Soziale Stadt Münster 

2023). Die Eigentümerstruktur weist außerhalb des 

Sanierungsgebiets hauptsächlich private Eigentü-

mer auf, was sich mit der der im Rahmen der ersten 

Runden Tische definierten Zielgruppe deckt. 

Im Fallstudiengebiet überwiegen die privaten Eigen-

tümer, die hauptsächlich in Ein-, Zwei- und kleineren 

Mehrfamilienhäusern wohnen. Wie im gesamten 

Stadtgebiet überwiegen bei der Betrachtung der 

Heizungsstruktur die Gasheizungen. 

Abbildung 5: Fallstudiengebiet Stuttgart-Münster 

3.1.2 Runde Tische vor Ort 

Die energetische Gebäudesanierung bewegt sich damit im Spannungsfeld der Klimazielerrei-

chung einerseits und der Bezahlbarkeit andererseits. Diese Problematik steht im Fokus der 

regionalen Fallstudie Baden-Württemberg des Forschungsprojekts INVEST. Im ersten Ab-

schnitt der Fallstudie Baden-Württemberg fanden mehrere Runde Tische statt, die sich aus 

den folgenden Mitgliedern zusammensetzten: 

➔ Energiedienstleistung, Effizienz und Contracting (vedec) 

➔ Finanzwirtschaft (LBBW) 

➔ Wohnungswirtschaft Stadt und Land (SWSG, VBW) 

➔ Energie und Klimaschutzagenturen (reaBW) 

➔ Kommunale Energieunternehmen (VKU) 
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Es erfolgte in inter- und transdisziplinärer Zusammenarbeit im allerersten Schritt eine Konkre-

tisierung der Zielgruppe für die Fallstudie Baden-Württemberg. Im Verlauf des Austausches 

innerhalb der ersten Runden Tische zeichnete sich ab, dass der Fokus der Fallstudie für Ba-

den-Württemberg auf den privaten Vermietern und auf der Landeshauptstadt Stuttgart liegen 

sollte. Zudem erfolgte im Kreise der Mitglieder des Runden Tisches die Durchsprache des 

Finanzierungskreislaufs.  

Gemeinsam mit interessierten Bürgerinnen und Bürgern, dem Bezirksbeirat und einem Ener-

gieberater wurde die Ausgestaltung der Fallstudie weiterentwickelt. Verschiedene Finanzie-

rungsmodelle zur Deckung möglicher Finanzierungslücken wurden vor dem Hintergrund der 

aktuellen Situation mit dem Gebäudeenergiegesetz (GEG), der Energieleitplanung und der 

bevorstehenden kommunalen Wärmeplanung besprochen. Hemmnisse, aber auch Möglich-

keiten, diese zu überwinden, waren zentrale Diskussionspunkte. Die konkrete Situation vor 

Ort in Stuttgart-Münster auch im Hinblick auf unterschiedliche Optionen mit Fern- und Fluss-

wärme, stellt eine wichtige Rahmenbedingung dar. Da der Bezirk daran interessiert ist, klima-

neutral zu werden, stieß unter anderem die Idee, Sanierungen über eine Bürgerenergiegenos-

senschaft mit zu finanzieren, auf großes Interesse und wird weiterverfolgt. Es fanden auch 

Gespräche mit weiteren Akteuren vor Ort wie einem Schornsteinfegermeister statt. Seiner 

Einschätzung nach ist das Stimmungsbild so, dass die Menschen sehr verunsichert sind und 

es viele Hemmnisse gibt, auch bezüglich der Finanzierung. Auch die hohen Anschlusskosten 

für einen Fernwärmeanschluss müssen seiner Einschätzung nach mit bedacht werden und 

räumliche Einschränkungen wie die mangelnde Verfügbarkeit von Fernwärme in kleinen 

Seitengassen bzw. der mangelnde Platz im alten Dorfkern hinsichtlich des Abstands bei der 

Dämmung, Sanierung und des Denkmalschutzes. Insgesamt überwiegen im Kehrbezirk Gas-

heizungen, teilweise gibt es noch feste Brennstoffe, die Ölheizungen bilden die Minderheit. 

Laut seiner Auskunft gibt es 17 Wärmepumpen im Kehrbezirk, 5 davon als Hybridlösung (Bast 

2024). Hinsichtlich der Gebäudestruktur herrschen im Stadtbezirk außerhalb des Sanierungs-

gebiets Mehrfamilienhäuser und Mietwohnungen vor (Soziale Stadt Münster 2023).  

3.1.3 Konkrete Objekte im Fokus 

Im Rahmen der Durchführung der Fallstudien werden, wie oben ausgeführt, konkrete Objekte 

innerhalb des Fallstudiengebiets näher betrachtet. Das Ziel dabei ist es, konkret die Bürger 

vor Ort mit einzubeziehen. Dabei wird herausgearbeitet, wie der Entscheidungsprozess einer 

Renovierung konkret abläuft und welche (finanziellen) Gründe es gibt, die für oder gegen eine 

Sanierung sprechen. Im Weiteren werden Cost-Benefit-Analysen durchgeführt, die die Kosten 

und den Nutzen der Sanierung auf unterschiedliche Effizienzstandards zeigen und Optionen 

und Alternativen aufzeigen. Darauf aufbauend werden die Grenzen, Hemmnisse und Lessons 

Learned der Fallstudie erarbeitet. 

3.1.3.1 Annahmen zu den Berechnungen 

In Tabelle 3 werden die generell für die Berechnung zu Grunde gelegten Annahmen aufge-

führt. Für die Sanierungskosten werden die Angaben aus (Walberg et al. 2022). übernommen. 

Es werden regionale Annahmen zu den Strom- und Gaspreisen im Vergleich zu den durch-

schnittlichen deutschen Daten des BDEW getroffen. Diese wurden aus den Strom- und Gas-

rechnungen der Fallstudien übernommen. Die Gas- und Strompreise für das Jahr 2023 sind 

in den Beispielen der Fallstudien leicht niedriger als im Durchschnitt. Für den Einbau der PV-

Anlage wird zudem die spezifische Förderung der Stadt Stuttgart berücksichtigt. 
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Tabelle 3: Annahmentabelle Ökonomische Rahmenbedingungen der BW 
Fallstudie 

Annahmen 

Energiepreise Quelle 

Gaspreis, Haushalte 
Gaspreis, Haushalte Stuttgart 

13,6 ct2023/kWh (Hu) 
12 ct2023/kWh (Hu) 

(BDEW 2024a) 
Stadtwerke Stutt-
gart 2023 

Strompreis, Haushalte 
Strompreis, Haushalte – WP-Tarif 
Strompreis, Haushalte Stuttgart 

45,7 ct2023/kWh 
27 ct2023/kWh 

41,4 ct2023/kWh 

(BDEW 2024a) 
Stadtwerke Stutt-
gart 2023 

CO2-Preis (Ø über 25 Jahre) 

114,7 €2023/t CO2 
(beginnend mit 30 €2023/t 

CO2 in 2023 und steigend 
auf 205 €2023/t CO2 in 2047) 

(UBA 2024) 

Emissionsfaktoren (direkt) CO2 [g/kWh]  

Erdgas 0,201 (BAFA 2022) 

Öl 0,266 (BAFA 2022) 

Pellets 0,036 (BAFA 2022) 

Prebound / Rebound 

Prebound (bei einkommensschwa-
chen Haushalten) 

30% 
(Galvin 2023) 

Rebound (10-20%) (bei einkom-
mensschwachen Haushalten) 

15% 
(UBA 2019) 

Miete, Instandhaltungs- und Modernisierungsumlage 

Kaltmiete, Ø Deutschland 
Kaltmiete, Ø Stuttgart-Münster 
Kaltmiete, Ø Deutschland, einkom-
mensschwach 
Kaltmiete beispielhaft, Stuttgart-
Münster 

8,9 €2023/m² 
13,5 €2023/m² 
8,4 €2023/m² 
9,3 €2023/m² 

(Destatis 2022a), 
(Destatis 2024), 
(Mietspiegel Stutt-
gart 2024) 

Förderungen   

Stadt Stuttgart, Solaroffensive 350 €/kWp 
(Landeshauptstadt 
Stuttgart 2023a) 

Bundesförderung für effiziente Ge-
bäude-Einzelmaßnahmen 

30% der förderfähigen Aus-
gaben 

(BAFA 2024) 

Sanierungskosten / Sanierungszustand 

Endenergiebedarf nach Sanierung 
auf EH70 [kWh/m²Wfl] 

69,6 
(Walberg et al. 
2022) 

Energiebedingte Mehrkosten bei Sa-
nierung auf EH70 [€2023/m2] 

375 
(Walberg et al. 
2022) 

Endenergiebedarf nach Sanierung 
auf EH55 [kWh/m²Wfl] 

57,2 
(Walberg et al. 
2022) 

Energiebedingte Mehrkosten bei Sa-
nierung auf EH55 [€2023/m2] 

515 
(Walberg et al. 
2022) 

Insgesamt wurden 14 Gebäude untersucht. Zwei davon waren Zweifamilienhäuser. Der Sa-

nierungszustand der Gebäude variierte. Alle Gebäude wurden zwischen 1907 und 1992 er-

baut und werden überwiegend mit Gas beheizt. Im Durchschnitt sind die Gebäude rund 432 m² 

groß, verfügen über acht Wohnungen mit jeweils rund 66 m² und einem Endenergieverbrauch 

von 179 kWh/m², wie in Tabelle 4 gezeigt.  
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Tabelle 4: Übersicht der Gebäude in der Fallstudie Stuttgart-Münster 

Objekt 
# 

Bau-
jahr 

Heizungs-
typ 

Wohnflä-
che pro 

Wohnung 
(m2) 

Wohn-un-
gen pro 

Gebäude 

Wohn-flä-
che Ge-

bäude (m2) 

End-
energie-

ver-
brauch 

pro 
Woh-
nung 

(kWh/m2 

Wfl) 

MFH02 1907 Gas 55 8 440 246 

MFH07 1910 Gas 70 8 560 246 

ZFH01 1926 Gas/WP 100 2 200 190 

MFH09 1929 Gas 46 8 368 168 

MFH04 1935 Gas 66 6 398 234 

ZFH02 1945 Gas 78 2 95 304 

MFH10 1955 Gas 42 6 252 140 

MFH01 1962 Strom 62 6 375 94 

MFH12 1963 Gas 55 6 330 132 

MFH03 1965 Fernwärme 33 24 792 178 

MFH08 1965 Fernwärme 92 6 552 139 

MFH05 1967 Gas 87 6 522 178 

MFH06 1969 Öl 95 8 760 112 

MFH11 1992 Gas 40 10 400 149 

Die Kosten für Sanierungen wurden mithilfe eines standardisierten Sanierungstools berech-

net, das den Sanierungsstand und die aktuelle Heizungsart sowie die Finanzierungsmöglich-

keiten gemäß Norm berücksichtigt. Die Sanierungskosten je m2 bzw. je eingesparte t CO2 

steigen in der Regel mit dem angestrebten Sanierungsstandard. Dabei hängen die Kosten 

maßgeblich vom Endenergieverbrauch im IST-Zustand und dem Gebäudealter ab: Je höher 

der Endenergieverbrauch und je älter das Gebäude, desto kostengünstiger lässt sich in der 

Regel sanieren, wie Abbildung 6 zeigt.  

 

Abbildung 6: Relative Kosten nach Gebäuden und Sanierungsstand in der BW 
Fallstudie 
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Gebäude mit besonders hohem Endenergieverbrauch im IST-Zustand, sehr alten Baujahren 

oder Ölheizungen sollten vorrangig saniert werden. Gerade bei diesen ist die Sanierung in 

Bezug auf die CO₂-Einsparung besonders effizient und bringt einen hohen energetischen Nut-

zen, wie Abbildung 7 zeigt. 

 

Abbildung 7: Korrelation zwischen Endenergieverbrauch und relativen Kosten 
bei Sanierung auf EH70 in der BW Fallstudie 

3.1.4 Zentrale Ergebnisse der Berechnungen 

Im Fallstudienbezirk Stuttgart-Münster wurden mit realen Verbrauchsdaten die Kalkulationen 

durchgeführt. Der Endenergiebedarf ist aufgrund des Gebäudealters und noch nicht durchge-

führter Sanierungen insgesamt besonders hoch. Die Gründe für noch nicht durchgeführte Sa-

nierungen sind vielschichtig und sind einerseits finanzieller Art (das Budget ist bereits mit dem 

Heizungstausch erschöpft) und andererseits ist es für die Eigentümer schwierig, einen Über-

blick zu gewinnen, welche Sanierungsmaßnahmen zu welchen Kosten welchen Gewinn hät-

ten. Es bestätigen sich viele aus der Literatur bekannte Hemmnisse und die Finanzierungs-

lücke ist trotz der Fördermöglichkeiten beträchtlich. Auch viele qualitative Hemmnisse wie die 

Bürokratie der Förderanträge werden als große Hürde wahrgenommen und es bestehen 

große Unsicherheiten hinsichtlich der ordnungsrechtlichen Rahmensetzung sowie ein hoher 

Informationsbedarf hinsichtlich der konkreten Möglichkeiten und Rahmenbedingungen vor 

Ort. Auch eine konkrete Informationsstelle (analog zum One-Stop-Shop) wird vielfach gefor-

dert. Insgesamt bestätigen die Beispielobjekte viele Aspekte, die auch auf viele weitere Ob-

jekte übertragbar sind. 

3.2 Fallstudie Berlin und Brandenberg 

Zunächst wurden die Regionen Berlin und Brandenburg anhand verschiedener Kriterien wie 

Anteil einkommensschwacher Haushalte, Verhältnis Mieter/Eigentümer, Zustand der Bausub-

stanz etc. charakterisiert. Nachdem am 25.08.2022 der erste offizielle Runde Tisch für Berlin/-
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Brandenburg mit Vertretern der Investitionsbank Berlin und Brandenburg und des GdW statt-

gefunden hatte, entschied sich das adelphi-Team auf Anraten des Fallstudienbeirats, geeig-

nete Berliner Quartiere zu finden, in denen weitere Runde Tische durchgeführt werden sollten. 

Ziel war es, praxisnahe und lokale Ergebnisse zu erzielen. 

Zu diesem Zweck identifizierte das Team über die Quartiersmanagements der Sozialen Stadt 

geeignete Quartiere in Berlin. Drei Quartiere in Spandau und Neukölln kamen in die engere 

Auswahl, zwei davon wurden schließlich ausgewählt (Spandauer Neustadt und Rollbergsied-

lung Neukölln). In Brandenburg gestaltete sich die Suche nach einem geeigneten Quartier 

schwieriger. Die Berliner Quartiere weisen unterschiedliche Merkmale auf, die auch in vielen 

anderen Quartieren in Deutschland zu finden sind. Das adelphi-Team entschied sich, auch 

aufgrund fehlender Möglichkeiten und begrenzter Zeit, Fälle in Brandenburg nicht weiter in 

Betracht zu ziehen.  

3.2.1 Konkrete Quartiere im Fokus 

Die sozialräumliche Beschreibung der beiden Quartiere Rollbergsiedlung und Spandauer 

Neustadt findet sich im Produkt 3.1 der Konzeption der Fallstudien, in dem auch das analyti-

sche Vorgehen der Fallstudien beschrieben wird. 

Im Jahr 2023 wurden in der Fallstudie Berlin sechs Runde Tische durchgeführt. Je zwei fanden 

in der Spandauer Neustadt und in der Rollbergsiedlung statt, zwei Treffen wurden mit Teilneh-

mern aus beiden Quartieren und weiteren Experten durchgeführt. Die ersten Treffen dienten 

dem Kennenlernen der Quartiere und der Ermittlung des Erneuerungsbedarfs sowie möglicher 

Maßnahmen. Teilgenommen haben Eigentümer, Anwohner, Quartiersmanager und Vertreter 

aus Politik und Verwaltung. 

Die zweiten Treffen konzentrierten sich auf Finanzierungsmechanismen, wobei Modelle wie 

Contracting und das Berliner Landesförderprogramm "Sozialverträgliches Sanieren" diskutiert 

wurden. Die Zusammensetzung der Runden Tische blieb weitgehend gleich, es nahmen je-

doch weitere Akteure wie z.B. ein regionaler Energieversorger in Neukölln teil. 

Ein weiterer Runder Tisch in den Räumlichkeiten von adelphi beschäftigte sich mit steuerli-

chen Anreizen zur Gebäudesanierung und dem neu eingeführten Wohngeld Plus. Auch der 

CO2-Preis wurde als Anreizmodell diskutiert. Beim letzten Runden Tisch im Abion Hotel 

Spreebogen und online wurden Zwischenergebnisse mit Fokus auf die Rollbergsiedlung prä-

sentiert, da hier umfassendere Daten vorlagen. In der Spandauer Neustadt basierten die Ana-

lysen auf Annahmen und öffentlichen Daten. Darüber hinaus wurden weitere Finanzierungs-

modelle vorgestellt.  

Aufgrund sinkender Anwohnerbeteiligung bei den Runden Tischen außerhalb der Quartiere 

entschied sich das adelphi-Team für eine Präsentation der Ergebnisse speziell für Anwohner, 

die jedoch nur in der Spandauer Neustadt stattfand. Das Team stellte fest, dass die Runden 

Tische nicht geeignet waren, um detaillierter über notwendige Rahmenbedingungen zu spre-

chen. Daher wurden zusätzlich Experteninterviews durchgeführt, um diese Themen gezielt zu 

adressieren. 

3.2.2 Zentrale Ergebnisse der Berliner Fallstudie 

Zentrale Hemmnisse für energetische Sanierungen in der Spandauer Neustadt sind vor allem 

die hohen Sanierungskosten für private Eigentümer. Zudem erschwert die kleinteilige Eigen-

tümerstruktur die Koordination von Sanierungsvorhaben. Außerdem stehen einige Fassaden 

unter Denkmalschutz.  

Auch in der Rollbergsiedlung stellen die hohen Sanierungskosten ein zentrales Hemmnis dar. 

Die Finanzierungslücke zwischen den Eigenmitteln des kommunalen Wohnungsunterneh-
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mens STADT UND LAND und den Sanierungskosten ist zu groß. Die laufenden Einnahmen 

können die Kosten nicht decken. Technische Hemmnisse wie die notwendige Asbestsanie-

rung in einigen Gebäuden und der Mangel an Handwerkern verteuern mögliche Sanierungen 

zusätzlich.  

In beiden Quartieren wurden im Rahmen der Runden Tische verschiedene Erfolg verspre-

chende Finanzierungsmöglichkeiten aufgegriffen, analysiert und mit den Anwesenden disku-

tiert.  

In der Spandauer Neustadt wurde vor allem die Finanzierung von Sanierungen über Förder-

darlehen und Zuschüsse diskutiert. Aufgrund der Vielzahl unterschiedlicher Sanierungsbe-

darfe forderten die Eigentümer flexible, möglichst unbürokratisch kombinierbare Förderungen 

und die Möglichkeit der Kombination verschiedener Fördertöpfe.  

Die Förderung zur Erreichung der gesetzlichen Mindeststandards von Gebäuden in Quar-

tieren mit einem hohen Anteil an einkommensschwachen Haushalten wurde als sinnvolle 

Kompromisslösung angesehen, da so Gebäude auf einen akzeptablen energetischen Zustand 

saniert werden können, ohne dass die Kosten für Eigentümer und Mieter zu stark ansteigen.  

Eine einkommensabhängige Förderung wurde als schwer umsetzbar und insbesondere für 

Quartiere wie die Spandauer Neustadt, in denen die Zusammensetzung der Bewohner auch 

innerhalb der einzelnen Gebäude sehr heterogen ist, als nicht zielführend bewertet.  

Ähnliche Ergebnisse wurden in der Rollbergsiedlung erzielt. Hier wurde die Förderung von 

Einzelmaßnahmen mit möglichst hohem Einspareffekt für Quartiere mit einer sehr homoge-

nen einkommensschwachen Bewohnerschaft als realistischer umsetzbar angesehen. Auf-

grund der Versorgung der Gebäude mit Fernwärme besteht in der Siedlung vor allem Bedarf 

für die energetische Modernisierung von Fassaden und den Austausch von Heizkörpern.  

Belegungs- oder mietpreisgebundene Förderprogramme wie das diskutierte Berliner Pro-

gramm „Soziale Wohnraumsanierung“ wurden als gute Lösung für Großwohnsiedlungen wie 

die Rollbergsiedlung gesehen, für die allerdings deutlich größere Fördertöpfe erforderlich wä-

ren. 

Contracting kam für die Teilnehmenden der Runden Tische in beiden Quartieren nicht in 

Frage. In der Rollbergsiedlung liegt dies unter anderem an einem bereits bestehenden Fern-

wärmeanschluss. Außerdem äußerten die Teilnehmenden der Runden Tische Bedenken, 

dass beim Contracting ein Dienstleister zwischengeschaltet wird, der selbst eine Renditeer-

wartung hat. Wenn die Maßnahme nicht zu deutlich höheren Einsparungen für die Bewohner 

führt, als wenn die entsprechende Maßnahme aus Eigenmitteln, Zuschüssen oder einem Kre-

dit finanziert wird, wäre das Contracting-Modell immer die teurere Variante. Diese Bedenken 

decken sich zum einen mit Aussagen der Berliner Stadtwerke, die darauf hinweisen, dass den 

Kreditzinsen von mindestens 4,5% Gewinnmargen der Contractoren von 7-9% gegenüberste-

hen. Zum anderen beruhen die Bedenken auf Erfahrungen anderer Wohnungsbaugesell-

schaften, die nach Kenntnis von STADT UND LAND selbst Contracting-Gesellschaften ge-

gründet haben (z.B. HOWOGE, Gesobau), deren Energiebilanz sich aber nicht wie erwartet 

verbessert hat, sondern bei denen sich die Kosten der Contracting-Leistung nun in den Heiz-

kostenabrechnungen niederschlagen. 

Vor diesem Hintergrund wurde in der Diskussionsrunde vorgeschlagen, dass die öffentliche 

Hand eine Art öffentlichen Contractor schaffen sollte, der über einen Kima- und Sozialfonds 

finanziert wird und geringere Gewinnmargen erzielen muss. Die Idee des öffentlichen Con-

tractors wäre als Option für Bundes- und Landesliegenschaften interessant, die durch die Nut-

zung dieses Finanzierungsangebotes und die Sanierung der Liegenschaft eine Vorbildfunktion 

erfüllen könnten. Gerade auf diese Weise können auch Sanierungen durch kommunale Un-

ternehmen gefördert werden. 
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In der Spandauer Neustadt wird das typische Gebäude mit Gasheizungen beheizt. Dement-

sprechend gibt es mehr Flexibilität in Bezug auf potenzielle Anbieter von Wärmeliefer-Con-

tracting. Die Herausforderung liegt hier jedoch in der Gebäudegröße. Wärmeliefer-Contracting 

wird für Contractoren in der Regel dann besonders interessant, wenn Gebäude mindestens 

20 bis 50 Wohneinheiten haben (Interview vedec). Das typische Gebäude in der Neustadt hat 

aber nur 10 bis 20 Wohneinheiten (RT2). Es könnte also gerade groß genug oder gerade zu 

klein für einen klassischen Contracting-Fall sein.  

Es gibt u.a. zwei Möglichkeiten, damit umzugehen. Zum einen ist es möglich, ein Kleinanla-

gen-Contracting für die Gebäude der Neustadt zu entwickeln (Interview vedec), wofür aber in 

der Regel hohe Preise zu erwarten sind. Zum anderen können mehrere Gebäude virtuell zu 

einem Komplex zusammengefasst und gecontract werden, um die Summe der Einsparungen, 

Wärmeabgaben etc. zu erhöhen, in Quartierslösungen zu denken und gleichzeitig die Stück-

kosten der Sanierung zu senken. Ein erschwerender Punkt ist jedoch die sehr kleinteilige 

Eigentümerstruktur im Quartier, die eine Abstimmung zwischen den notwendigen Akteuren 

erschwert. Zudem wurden Bedenken geäußert, einen weiteren gewinnorientierten Akteur ein-

zubinden. 

3.3 Fallstudie Nordrhein-Westfalen 

Nordrhein-Westfalen hat ein umfassendes Maßnahmenpaket entwickelt, um die Reduzierung 

der CO₂-Emissionen und die Schonung von Ressourcen im Gebäudesektor zu unterstützen. 

Während Neubauten bereits stark subventioniert werden, um den Einstieg in die klimaneutrale 

Bauweise zu gewährleisten, erweist sich die Aktivierung des vorhandenen Gebäudebestands 

als deutlich herausfordernder. 

Komplexe Entscheidungssituationen bei Gebäudeeigentümern 

Besonders schwer zu erreichen sind Eigentümer, die entweder ihre Immobilien selbst bewoh-

nen oder als private Kleinvermieter fungieren. Diese heterogene Zielgruppe ist stark geprägt 

von individuellen Wohnsituationen, Lebensumständen sowie persönlichen Motiven und finan-

ziellen Möglichkeiten. Gerade einkommensschwache Haushalte sind häufig auf Wohnraum 

von kleinen privaten Vermietern angewiesen, die aufgrund begrenzter finanzieller Ressourcen 

und fehlender Skaleneffekte oft nur geringe Anreize für energetische Modernisierungen ha-

ben.  Ihre Investitionsentscheidungen werden durch ein komplexes sozio-technisches Umfeld 

beeinflusst, das die Wirksamkeit und Attraktivität verschiedener Finanzierungsmodelle maß-

geblich bestimmt.  

Eine Vielzahl von Faktoren prägt dabei den Entscheidungsprozess: die neuesten Entwicklun-

gen in der Sanierungstechnologie und -methodik, die Kapazitäten der Bauindustrie, die kom-

munale Unterstützung (oder ihr Fehlen) für Sanierungsmaßnahmen, die Vielfalt der verfügba-

ren Förderprogramme, die administrative Komplexität bei der Organisation von Sanierungen, 

die verschiedenen Typen von Immobilieneigentümern, die unterschiedlichen Eigentumsstruk-

turen, die Heterogenität des Gebäudebestands, die gesetzlichen Regelungen zur Erzeugung 

erneuerbarer Energien - insbesondere Photovoltaik -, die gesellschaftliche Einstellung zu 

Dämmmaßnahmen sowie die Marktprämien für Energieeffizienz.  

Methodischer Ansatz der NRW-Fallstudie 

Aufgrund dieser vielfältigen Einflussfaktoren und der großen Heterogenität sowohl des Ge-

bäudebestands als auch der sozio-demografischen Merkmale der Bewohner ergeben sich 

zahlreiche mögliche Investitionssituationen. Die NRW-Fallstudie verfolgte daher das Ziel, die 

wichtigsten allgemeinen Faktoren zu identifizieren, um Finanzierungsansätze gezielter auf 

spezifische Fallkonstellationen zuschneiden zu können.  
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Die Untersuchung basierte auf einem zweistufigen Ansatz: Zunächst fand ein partizipativer 

Co-Creation-Prozess statt, in dem verschiedene Interessengruppen - kleine private Vermieter, 

große Wohnungsbaugesellschaften, Mieterhilfsorganisationen, kommunale Förderstellen, 

Bauunternehmen und Finanzierungsexperten - in Runden Tischen zusammengebracht wur-

den. Parallel dazu erfolgten detaillierte quantitative Analysen des Marktes für Energieeffizienz 

im Mietwohnungsbau, einschließlich umfassender Kosten-Nutzen-Bewertungen und der Be-

rücksichtigung relevanter Effekte wie Prebound-Phänomene oder CO₂-Steuer-Auswirkungen.  

Konkrete Untersuchungsobjekte 

Für die empirische Fundierung konzentrierte sich die Analyse auf zwei repräsentative Mehr-

familienhäuser im Bezirk Aachen-Mitte. Diese Gebäude wurden gezielt ausgewählt, da sie 

typisch für den bestehenden Mehrfamilienhausbestand in Nordrhein-Westfalen sind und 

gleichzeitig die für das Projekt relevanten Charakteristika aufweisen: teilweise Bewohnung 

durch einkommensschwache Haushalte, unterschiedliche Eigentumsstrukturen und gemisch-

te Eigen-/Mietnutzung. Beide untersuchten Mehrfamilienhäuser stammen aus der Nachkriegs-

zeit (1958-1960) und verfügen über vier Wohnungen sowie ein Mansarddach:  

• Gebäude 1 hat eine Gesamtwohnfläche von 350 m² (einschließlich Mansarddach). In 

diesem Gebäude werden zwei Wohnungen von Eigentümern und zwei Wohnungen 

von Mietern bewohnt. 

• Gebäude 2 hat eine Gesamtwohnfläche von 280 m² (einschließlich Mansarde). Alle 

Wohnungen in Haus 2 werden von Mietern bewohnt. 

Der Ausgangszustand beider Gebäude ist vergleichbar: Beide werden derzeit mit Gas beheizt 

und weisen einen Gesamtenergieverbrauch von 114 bzw. 117,6 kWh/m²/Jahr auf. Diese Wer-

te sind charakteristisch für den unsanierten Nachkriegsbestand und bilden eine realistische 

Grundlage für die Modellierung verschiedener Sanierungsszenarien.  

Die systematische Analyse umfasste vier verschiedene Sanierungsstandards, die in Tabelle 

5 detailliert dargestellt sind.  

Tabelle 5: Die vier in der NRW Fallstudie berücksichtigten Renovierungsstandards 

Fall Gebäudehülle 
(kWh/m²/Jahr) 

Verbrauch nach 
Sanierung 

(kWh/m²/Jahr) 
 

U-Wert nach Sa-
nierung (W/m²/K) 

 

Förderfähigkeit? 

A 70 72,1 0,33 Nein 
 

B 55 55 0,26 Nein 
 

C 70 26 mit 
Wärmepumpe (WP) 
und PV 

0,33 Nein 

D 55 15,6 mit 
Wärmepumpe (WP) 
und PV 

0,26 Ja 

 

Die KfW-Förderung ist eines der am weitesten verbreiteten Förderinstrumente für energieeffi-

ziente Sanierungen in Deutschland. Förderfähig sind Gebäude, deren Energieverbrauch nach 

der Sanierung höchstens 26 kWh/m²/Jahr beträgt und deren U-Wert maximal 0,26 beträgt. 

Wie in den Spalten 3 und 4 der Tabelle 5 dargestellt, erfüllt nur Sanierungsfall D - der einen 

moderaten Gebäudestandard (55 kWh/m²/Jahr) mit Wärmepumpe (WP) und Photovoltaik 

(PV) kombiniert - diese strengen Anforderungen. Dies zeigt, dass die Kombination von WP 

und PV mit einem moderaten Sanierungsstandard wirksamer ist, um die Förderkriterien zu 
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erfüllen, als die alleinige Umsetzung eines ambitionierten Gebäudehüllenstandards. Darüber 

hinaus erweist sich diese Lösung auch als wirtschaftlich vorteilhafter, während sie dennoch 

das erforderliche niedrige Verbrauchsniveau erreicht. Tabelle 6 zeigt die geschätzten Reno-

vierungskosten für die einzelnen Fallstudiengebäude. 

Tabelle 6: Geschätzte Renovierungskosten für die NRW Fallstudiengebäude 

 Fall Sowiesokosten (€) Energiebedingte Mehr-
kosten (€) 

Gesamtkos-
ten (€) 

Gebäude 1 A 117.149 95.456 212.605 

B 117.149 207.359 324.508 

C 117.149 158.171 275.320 

D 117.149 270.074 387.223 

Gebäude 2 A 94.186 77.918 172.104 

B 94.186 168.412 262.598 

C 94.186 138.839 233.025 

D 94.186 229.333 323.519 

3.3.1 Zentrale Ergebnisse der Nordrhein-Westfalen Fallstudie 

Die oben beschriebenen Sanierungsszenarien für die Fallstudiengebäude in NRW wurden aus 

finanzieller und ökologischer Sicht bewertet. Tabelle 7 zeigt die Gesamtkosten, den Kapital-

wert der Energieeinsparung über 25 Jahre und den „Return on Investment“ (ROI) in Prozent 

für alle Sanierungsszenarien der beiden Gebäude in der NRW-Fallstudie. 

Tabelle 7: Gesamtkosten, NPV der Energieeinsparungen über 25 Jahre und ROI 
für verschiedene Renovierungsszenarien in der NRW Fallstudie 

 Fall Gesamtkos-
ten (€) 

NPV der gesamten 
Energieeinsparungen 
nach 25 Jahren 

ROI (NPV der Ener-
gieeinsparungen/Ge-
samtkosten) 

Gebäude 1 A 212.605 38.972,40 18,33 % 

B 324.508 54.877,60 16,91 % 

C 275.320 74.346,72 27,00 % 

D 387.223 101.984,83 26,33 % 

Gebäude 2 A 172.104 33.856,69 19,67 % 

B 262.598 46.580,86 17,73 % 

C 233.025 69.637,61 29,88 % 

D 323.519 87.506,53 27,04 % 

 

Die Ergebnisse zeigen, dass die Fälle C und D (mit installierter WP und PV) einen viel besse-

ren ROI aufweisen als die Fälle A und B (ohne WP und PV). Allerdings sind die Gesamtkosten 

insbesondere für Fall D deutlich höher und daher muss seine Machbarkeit weiter untersucht 

werden. 

Tabelle 8 zeigt die Gesamtkosten, die geschätzte Menge an CO2, die über 25 Jahre eingespart 

wird, den NPV der geschätzten CO2-Einsparung über 25 Jahre und den Betrag, der pro ein-

gesparter Tonne CO2 für alle Renovierungsszenarien für beide Gebäude in der NRW-Fallstu-

die ausgegeben wird. 
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Tabelle 8: Gesamtkosten, geschätzte CO2-Einsparungen über 25 Jahre (Tonnen), 
NPV der geschätzten CO2-Einsparungen und der ausgegebene 
Betrag pro eingesparter Tonne CO2 in der NRW Fallstudie 

 Fall Gesamtkosten 
(€) 

Einsparung 
von CO2 in 
25 Jahren 
(Tonnen) 

NPV des in 25 
Jahren einge-
sparten CO2 
(€) 

Ausgegebene 
EUR/eingesparte 
Tonne CO2 

Gebäude 1 A 212.605 38,83 1.724,67 5.474,89 

B 324.508 70,26 3.120,32 4.618,03 

C 275.320 127,41 5.658,15 2.160,84 

D 387.223 163,72 7.270,71 2.365,12 

Gebäude 2 A 172.104 34,37 1.526,94 5.006,02 

B 262.598 59,52 2.643,27 4.411,26 

C 233.025 114,60 5.089,29 2.033,30 

D 323.519 140,41 6.235,41 2.303,94 

Wie in den Spalten 3 und 5 der Tabelle 8 dargestellt, erzielen die Sanierungsfälle C und D - 

die WP und PV einbeziehen - die größten Vorteile, sowohl in ökologischer Hinsicht (vermeid-

bare CO₂-Emissionen) als auch in finanzieller Hinsicht (ausgegebene Euro pro vermiedener 

Tonne CO₂). Diese Ergebnisse unterstreichen die Wirksamkeit von Förderprogrammen zur 

Unterstützung von WP- und PV-Installationen als zentrale Instrumente zur Beschleunigung 

der Wärmewende.  

Insgesamt ging die Fallstudie in Nordrhein-Westfalen über eine reine Bestandsaufnahme hin-

aus. Sie entwickelte einen umfassenden methodischen Ansatz zur quantitativen Bewertung 

verschiedener Sanierungsszenarien. Grundlage hierfür waren partizipative Runde Tische mit 

relevanten Akteuren sowie detaillierte Kosten-Nutzen-Analysen zweier repräsentativer Mehr-

familienhäuser aus den späten 1950er-Jahren. So entstand eine belastbare Datenbasis für 

die systematische Modellierung geeigneter Finanzierungsinstrumente. 

Hervorzuheben ist insbesondere die präzise Analyse von vier Sanierungsstandards für die 

beiden Aachener Gebäude - von moderaten Effizienzmaßnahmen bis hin zur Integration von 

Wärmepumpen und Photovoltaikanlagen. Diese empirischen Grundlagen ermöglichen eine 

realitätsnahe Bewertung und Skalierung innovativer Finanzierungsmodelle. Die methodische 

Tiefe der Studie erlaubt es, die entwickelten Ansätze nicht nur konzeptionell einzuordnen, 

sondern auch ihre praktische Wirksamkeit und Übertragbarkeit auf größere Gebäudebestände 

fundiert zu quantifizieren. 

 

Die drei regionalen Fallstudien für Baden-Württemberg, Berlin/Brandenburg und Nordrhein-

Westfalen verdeutlichen insgesamt sowohl die Vielfalt lokaler Herausforderungen als auch 

zentrale Gemeinsamkeiten bei der Finanzierung energetischer Sanierungen für einkommens-

schwache Haushalte. Trotz unterschiedlicher Rahmenbedingungen zeigten sich in allen Re-

gionen ähnliche Muster: erhebliche Finanzierungslücken, ein hoher Informationsbedarf und 

die Notwendigkeit innovativer Ansätze, um das Mieter-Vermieter-Dilemma zu überwinden. 
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4 Evaluierung der Umsetzung von 

Finanzierungsmodellen und Hochskalierung der 

NRW-Fallstudie  

Key take-aways 

• Trotz positiver Kapitalwerte bleiben hohe Anfangsinvestitionen und 
Finanzierungslücken die Haupthindernisse, insbesondere wenn keine 
ausreichenden Mittel zur Verfügung stehen. 

• Szenarien, die den EH55-Standard erfüllen oder ein integriertes Wärmepumpen-
/PV-System beinhalten, bieten die größten Umweltvorteile, erfordern jedoch eine 
staatliche Kofinanzierung in Milliardenhöhe, um realisierbar zu sein. 

• Die Effektivität der Modelle variiert je nach Gebäude- und Eigentumsstruktur sowie 
Energiepreisen - Einheitslösungen sind nicht effizient. 

4.1 Entwicklung von Bewertungskriterien für 

Finanzierungsmechanismen  

Ein Kernelement ist die Entwicklung und Anwendung eines systematischen Kriterienkatalogs. 

Mit diesem können Finanzierungsmechanismen hinsichtlich ihrer finanziellen, sozialen und 

klimapolitischen Perspektiven vergleichend bewertet werden. Der Kriterienkatalog ist so 

konzipiert, dass er sowohl auf nationale Förderinstrumente als auch auf regionale Fallstudien 

angewendet werden kann. 

Zur Validierung des entwickelten Bewertungssystems wurden in drei Bundesländern 

Fallstudien durchgeführt, in denen exemplarische Sanierungsszenarien modelliert und 

analysiert wurden. Kriterien am Beispiel einer Fallstudie in Nordrhein-Westfalen (NRW) 

wurden entwickelt und angewendet. Die Ergebnisse dieser Fallstudie fließen in eine 

anschließende Übertragbarkeitsanalyse ein. In dieser wird untersucht, inwieweit die 

evaluierten Modelle auf andere Regionen in Deutschland übertragbar sind. Darüber hinaus 

wird eine modellbasierte Quantifizierung der Gesamtwirkung - beispielsweise im Hinblick auf 

CO₂-Einsparungen - durchgeführt. 

Der Schwerpunkt des Projekts liegt auf den Finanzierungsmechanismen. Darüber hinaus wird 

untersucht, welche weiteren Zielgrößen – sowohl finanzieller als auch nicht-finanzieller Art – 

für die Bewertung von Umstrukturierungsprojekten relevant sind. Der analytische Rahmen 

stützt sich auf drei zentrale Dimensionen: 

• Finanzielle Bewertung 

• Soziale Auswirkungen 

• Klimafreundlichkeit und Umweltauswirkungen 

Für jede dieser Dimensionen lassen sich spezifische Kennzahlen definieren. Anhand eines 

Fallbeispiels aus Nordrhein-Westfalen werden verschiedene Sanierungsszenarien modelliert 

und miteinander verglichen. Ziel ist es, die finanziellen, sozialen und klimapolitischen 
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Auswirkungen typischer Kriterienkombinationen - insbesondere im Hinblick auf 

einkommensschwache Haushalte – nachvollziehbar und messbar zu machen. 

Zu Beginn der Analyse werden zentrale Bewertungskriterien entlang der drei 

Wirkungsdimensionen „finanzielle Attraktivität”, „sozialer Nutzen” und „Klimafreundlichkeit” 

definiert. Auf dieser Grundlage werden vier verschiedene Sanierungsstandards modelliert und 

deren Auswirkungen über einen Zeitraum von 25 Jahren quantifiziert. Anschließend werden 

diese Effekte hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit und der CO₂-Einsparungen bewertet. 

Die Auswertung der Fallstudien anhand einer Reihe von Kriterien hilft zu verstehen, welche 

Sanierungsstrategien für welchen Gebäudetyp besonders kosteneffizient und klimafreundlich 

sind und damit Potenzial für eine breite Umsetzung bieten. 

4.1.1 Finanzielle Attraktivität von Energieeffizienzmaßnahmen in 

Wohngebäuden 

Das Kriterium finanzielle Attraktivität kann als wirtschaftlicher Nutzen und Rendite einer 

energetischen Verbesserung ausgedrückt werden. Zur Messung dieses Aspekts können 

einige Indikatoren verwendet werden. 

Die gängige neoklassische Wirtschaftstheorie geht davon aus, dass 

Investitionsentscheidungen strikt auf Grundlage der Rentabilität getroffen werden. Demnach 

sollten Investoren ausschließlich Projekte mit positivem Nettogegenwartswert realisieren 

(Cooremans, 2012). In der Praxis jedoch orientieren sich Entscheidungsträger nicht immer 

allein an finanziellen Kennzahlen. Vielmehr spielen häufig auch nicht-finanzielle Motive – etwa 

moralische oder soziale Überlegungen – eine zentrale Rolle. 

Finanzielle Aspekte sind also nur ein Entscheidungskriterium unter vielen und nicht 

notwendigerweise das ausschlaggebende Motiv für eine Investition oder der alleinige Maßstab 

für die Attraktivität von Energieeffizienzprojekten. Daher konzentrieren wir uns auf zusätzliche 

Anreize, die Investitionsentscheidungen und den Projekterfolg maßgeblich beeinflussen 

können - insbesondere auf zwei prominente nicht-finanzielle Motive: soziale und moralische 

Motive. 

In der Literatur wird zunehmend anerkannt, dass moralische Vorteile und soziale Normen das 

Verhalten von Individuen beeinflussen können, insbesondere bei Entscheidungen zu 

nachhaltigen Investitionen und Umweltverhalten. Normative Rahmenbedingungen und 

zielgerichtete Strategien können Entscheidungsträger dazu motivieren, den langfristigen 

gesellschaftlichen Nutzen gegenüber rein eigennützigen Zielen in den Vordergrund zu stellen 

(Asensio & Delmas, 2015). Auch die Notwendigkeit, Schaden von anderen abzuwenden, kann 

eine treibende Kraft bei Investitionsentscheidungen sein. 

Während das klassische finanzwissenschaftliche Paradigma davon ausgeht, dass die 

Zahlungsbereitschaft für finanzielle Vermögenswerte - wie Aktien - ausschließlich vom 

Barwert zukünftiger Cashflows abhängt, wird diese Annahme zunehmend in Frage gestellt. 

Immer mehr Studien weisen darauf hin, dass Marktteilnehmer auch ethische und soziale 

Aspekte in ihre Entscheidungen einbeziehen (Dangl et al., 2023; Hofmann et al., 2007; Masini 

& Menichetti, 2013). Diese erweiterten Perspektiven gewinnen insbesondere im Kontext von 

Investitionen in Energieeffizienz und erneuerbare Energietechnologien an Bedeutung (Galvin, 

2023). 

Um realistische Bewertungssysteme für nachhaltige Investitionen entwickeln zu können, 

bedarf es eines ganzheitlichen Ansatzes, der auch soziale und moralische (z.B. 

klimaschutzbezogene) Anreize einbezieht. 
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4.1.2 Gesellschaftliche Attraktivität von Energieeffizienzmaßnahmen 

in Wohngebäuden  

Für die Entwicklung bzw. Neubewertung von Finanzierungsoptionen und -mechanismen für 

Energieeffizienzinvestitionen im Hinblick auf soziale Zielsetzungen ist eine differenzierte 

Betrachtung des potenziellen sozialen Nutzens solcher Maßnahmen für unterschiedliche 

gesellschaftliche Gruppen, insbesondere für einkommensschwache Haushalte, von 

entscheidender Bedeutung. 

Ein wesentlicher Aspekt dabei ist, dass viele der potenziellen sozialen Effekte schwer zu 

quantifizieren und stark kontextabhängig sind. Ein und dieselbe technische Maßnahme zur 

Verbesserung der Energieeffizienz kann - abhängig von den sozioökonomischen und 

individuellen Merkmalen der Gebäudenutzer*innen - zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen 

und Nutzen führen (Galvin, 2024). 

Empirische Studien deuten darauf hin, dass insbesondere vulnerable Gruppen und 

einkommensschwache Haushalte häufig in älteren, energetisch ineffizienten Gebäuden leben. 

Dies führt zu einer ungleichen Verteilung der Energielasten und erhöht das Risiko sozialer 

Benachteiligung im Kontext der Wärmewende (Chaudhuri & Huaccha, 2023; Lewis et al., 

2020). 

4.1.3 Klimafreundlichkeit von Energieeffizienzmaßnahmen von 

Wohngebäuden  

Investitionsprojekte spielen eine entscheidende Rolle bei der Gestaltung der Umweltschonung 

und der Minderung der Auswirkungen des Klimawandels. Dieser Bericht zielt darauf ab, die 

Umwelt- und Klimafreundlichkeit von Investitionsprojekten zu bewerten und konzentriert sich 

dabei auf wichtige Umweltkriterien wie CO2-Emissionen, Effizienzstandards und die 

Einhaltung von Vorschriften. 

Um CO₂-Einsparungen effektiv zu maximieren, ist es entscheidend, die finanziellen und 

sozialen Investitionsziele zu berücksichtigen. Im Gegensatz zu anderen Dimensionen hat eine 

vermiedene Tonne CO₂ unabhängig vom Kontext einen ähnlichen Umweltnutzen. Die Kosten 

ihrer Vermeidung sowie die sozialen Folgekosten der Emissionen unterscheiden sich jedoch 

zum Teil erheblich. 

Vor diesem Hintergrund kommt der Bepreisung von Treibhausgasemissionen eine zentrale 

Bedeutung zu. Nur so können die externen Kosten des Klimawandels in möglichst viele 

wirtschaftliche Entscheidungen einfließen. Preise schaffen ökonomische Anreize für 

kohlenstoffarme und klimaresiliente Investitionen und fördern eine gezielte 

Kapitalumschichtung im Sinne einer nachhaltigen Transformation. 

4.2  Bewertung der Fallstudien mit Akteurs- und Marktanalyse  

Im Rahmen des INVEST-Projekts ist die wirtschaftliche Tragfähigkeit energetischer 

Sanierungsmaßnahmen anhand zweier Fallstudiengebäude in Aachen untersucht. Beide 

Gebäude stammen aus der Nachkriegszeit und stehen exemplarisch für einen breit 

vertretenen Gebäudetypus im westdeutschen Wohnungsbestand. Die Analyse ist Bestandteil 

des Gesamtziels von INVEST, um eine sozialverträgliche Beteiligung an der Wärmewende zu 

ermöglichen. 

Die Untersuchung zielt darauf ab, die Wirtschaftlichkeit verschiedener 

Modernisierungsszenarien – etwa Gebäudedämmung, der Einbau von Wärmepumpen und 
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die Nutzung von Photovoltaik – unter realitätsnahen Rahmenbedingungen zu bewerten. Dabei 

stehen insbesondere die durch die Maßnahmen generierten Energie- und CO₂-
Kosteneinsparungen den erforderlichen Investitionen gegenüber. 

Zur Bewertung kommt ein am FCN der RWTH Aachen entwickeltes Rechentool zum Einsatz, 

das kapitalisierte Nettoeinsparungen über einen Zeitraum von 25 Jahren modelliert. In das 

Modell fließen Parameter wie Energiepreisentwicklungen, CO₂-Bepreisung, 

Investitionskosten, technische Lebensdauer der Maßnahmen sowie inflationsbedingte 

Anpassungen ein. Zusätzlich berücksichtigt die Analyse die Rolle sogenannter „Sowieso-

Kosten“ und stellt differenzierte Szenarien bereit, die sowohl Eigentümer- als auch 

Mieterperspektiven mitdenken. 

Die Ergebnisse liefern eine empirisch fundierte Grundlage zur Beurteilung wirtschaftlicher 

Hürden bei der Umsetzung energetischer Sanierungen im Gebäudebestand. Sie zeigen, in 

welchem Umfang gezielte Förderinstrumente notwendig sind, um bestehende 

Finanzierungslücken zu schließen und Investitionen in klimarelevante Gebäudemaßnahmen 

sozialverträglich zu gestalten. 

4.2.1 Merkmale der Fallstudiengebäude vor der Sanierung 

Die Fallstudien umfassen zwei vierstöckige Wohngebäude in Aachen, die 1959 bzw. 1961 

erbaut wurden. Beide Gebäude waren Teil des städtischen Wiederaufbaus in 

Westdeutschland nach dem Krieg und weisen die Merkmale von Wohngebäuden auf, die 

zwischen 1949 und 1978 in Westdeutschland errichtet wurden. Die Gründe für die Auswahl 

dieser Gebäude und Fallstudien werden erläutert (Dobbins et al. 2024). Die wichtigsten 

technischen Merkmale der Fallstudiengebäude und ihre Energieeffizienzstandards vor den 

Upgrades sind in Tabelle 9 dargestellt. 

Tabelle 9: Merkmale der Fallstudiengebäude vor den Upgrades 
Merkmal Messeinheit Gebäude 1 Gebäude 2 
Baujahr Jahr 1961 1959 
Rechtsform  Getrennte Titel Einzelbesitzer 
Wohnfläche m² 350 290 
Anzahl Wohnungen  4 4 
Anzahl Mansarden  2 2 
Dachspeicher  Ja Ja 
Garage  Ja Ja 
Kellerlager  Ja Ja 
Bedarf kWh/m²/Jahr 147 149 
Heizungsart  Gas Gas 
Eingeklemmt  Ja Ja 
Einkommensschwache 
Haushalte 

Zahl 2  2 

Eigennutzer Zahl 2 0 
ungefähres 
Kaltmietenäquivalent 

€/m²/Monat 6,25 6,50 

 

Eine Reihe von Angeboten und Fachmeinungen wurden eingeholt, um die Sanierung der 

Gebäudehüllen jedes Gebäudes auf zwei grundlegende Standards durchzuführen: 70 

kWh/m²/Jahr und 50 kWh/m²/Jahr. Weitere Schätzungen wurden für die Kosten des 

Austauschs der Gasheizkessel durch Wärmepumpen sowie für das Hinzufügen gemeinsamer 

Photovoltaikanlagen (PV) auf dem Dach ohne Speicherbatterien vorgenommen. Dies ergab 

insgesamt 12 verschiedene Szenarien zur Verbesserung der Energieeffizienz. 
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Die Energieeinsparungseffekte gemeinsamer Photovoltaikanlagen auf dem Dach wurden mit 

einem von FCN entwickelten Computertool modelliert1. 

4.2.2 Kosten-Nutzen-Analyse (Finanzierungslücke) 

Bei den Kosten-Nutzen-Analysen wurde davon ausgegangen, dass es bei Mietwohnungen zu 

einer kostenneutralen Mieterhöhung kommen würde. Die Miete würde um den gleichen Betrag 

steigen, den die Mieter durch die Verringerung des Energieverbrauchs und die geringere CO2-

Steuerpflicht einsparen würden. Damit ist die Analyse für Eigennutzer und Vermieter 

zahlenmäßig gleich. Es wurde auch davon ausgegangen, dass die Prebound-Effekte vor der 

Modernisierung und die Rebound-Effekte nach der Modernisierung den Durchschnittswerten 

entsprechen (Galvin, 2023). 

Darüber hinaus berücksichtigt die Analyse nicht den wahrscheinlichen Anstieg des Marktwerts 

der Gebäude aufgrund der energetischen Sanierung. Dieses Phänomen fügt der Diskussion 

darüber, was den monetären Nutzen der energetischen Sanierung ausmacht, eine weitere 

Dimension hinzu (Galvin 2023). Es sollte bei der Untersuchung der Motivationsfaktoren für die 

Renovierung berücksichtigt werden. 

4.2.3 Ergebnisse der Kosten-Nutzen-Analyse  

Die Dimensionen der Ergebnisse der Kosten-Nutzen-Analysen lassen sich in den Abbildung 

8 und Abbildung 9 visuell darstellen. Abbildung 8 zeigt die prozentuale Unterdeckung des 

Nutzens im Vergleich zu den Kosten für alle 8 Szenarien, einschließlich und ohne die Sowieso-

Kosten. Für alle Szenarien beträgt der Fehlbetrag über 76 %, wenn die Sowieso-Kosten in die 

Berechnungen einbezogen werden, und über 59 %, wenn die Sowieso-Kosten nicht 

berücksichtigt werden. Prozentual gesehen sind die wirtschaftlichsten Szenarien 3 und 7, bei 

denen die Gebäudehülle auf 70 kWh/m²/Jahr saniert wird und Wärmepumpen und 

Photovoltaik hinzukommen. 

Ein anderes Bild ergibt sich, wenn wir die absoluten Kosten und Vorteile betrachten. Werden 

die Sowieso-Kosten einbezogen, so liegt der Fehlbetrag in Euro pro m² Wohnfläche zwischen 

512 €/m² und 857 €/m² für das größere Gebäude und zwischen 498 €/m² und 859 €/m² für das 

kleinere Gebäude. Schließt man die Kosten aus den Berechnungen aus, belaufen sich diese 

Fehlbeträge auf 177 €/m² bis 522 €/m² bzw. 173 €/m² bis 535 €/m². 

Dies zeigt, dass in absoluten Zahlen die wirtschaftlichste Option für beide Gebäude darin 

besteht, einfach die Gebäudehülle auf 70 kWh/m²/Jahr zu sanieren. Die nächstgünstigere 

Option ist, dies zu tun und Wärmepumpen und Photovoltaik hinzuzufügen. Die Sanierung der 

Gebäudehülle auf den höheren Standard von 50 kWh/m²/Jahr erhöht die Kosten erheblich. 

Der Grund, warum diese Analysen größere Fehlbeträge bei Wärmepumpen und Photovoltaik 

zeigen, ist, dass wir die sehr niedrige Schätzung des BMWK für die zukünftigen Strompreise 

von 0,48% pro Jahr verwenden. Würde der Strompreis um 3 % pro Jahr steigen, würde sich 

der Kapitalwert der Einsparungen bei einer Sanierung auf 70 kWh/m²/Jahr und dem Einbau 

von Wärmepumpen und Photovoltaik von 87.332 € bzw. 250 €/m² auf 97.892 € bzw. 280 €/m² 

erhöhen, und der Fehlbetrag würde sich entsprechend verringern. 

                                                      
1  Erhältlich unter www.justsolutions.eu/INVEST_Files/MacroEnabled_Sharing_keys_&_load_profiles_2024.xlsm. Der im Makro 

verwendete Computercode ist unter folgendem Link verfügbar: 
www.justsolutions.eu/INVEST_Files/CodeForPV&HPsharing_program.docx. 

http://www.justsolutions.eu/INVEST_Files/MacroEnabled_Sharing_keys_&_load_profiles_2024.xlsm
http://www.justsolutions.eu/INVEST_Files/CodeForPV&HPsharing_program.docx
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Abbildung 8: Prozentualer Fehlbetrag zwischen Nutzen und Kosten für Szenarien 
zur Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz von 
Fallstudiengebäuden 

 

Abbildung 9: Fehlbetrag zwischen Nutzen und Kosten, in €/m², für Szenarien zur 
Verbesserung der Gesamtenergieeffizienz von 
Fallstudiengebäuden 

Für den Gebäudeeigentümer ist es wichtig zu wissen, wie sich diese Zahlen auf die Kosten 

für eine energetische Sanierung auswirken. 

Erstens müssen die Kosten für die Arbeiten mehr oder weniger sofort an die Bauunternehmen 

gezahlt werden. Der Gebäudeeigentümer kann nicht warten, bis die Energie- und CO2-

Steuereinsparungen anfallen, bevor er diese Rechnung bezahlt. Das bedeutet, dass der 

Gebäudeeigentümer einen Kredit aufnehmen oder vorhandene Barreserven oder 

Subventionen oder eine Kombination aus beidem in Anspruch nehmen muss. 

Es ist auch wichtig zu wissen, dass der Gebäudeeigentümer, wenn er ein zinsverbilligtes 

Darlehen erhält, dieses abgesehen vom zinsverbilligten Teil zurückzahlen muss. Daher kann 

der Darlehensbetrag nicht als Zahl zur Schließung der Lücke verwendet werden. 

In der Folge wurde ein Instrument entwickelt, mit dem ermittelt werden kann, wie hoch der 

monatliche Fehlbetrag nach Berücksichtigung von Zuschüssen, zinsverbilligten Darlehen, 

Tilgungsaussetzungen, Kapitalabschreibungen und gewöhnlichen Bankdarlehen ist, und zwar 
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in jeder für den Bauherrn möglichen Kombination2. Dieses Instrument kann für 

Einzelfallstudien oder für die Hochskalierung von Renovierungsszenarien auf Landesebene 

oder höher verwendet werden. 

4.3  Analyse der Übertragbarkeit 

Im Rahmen des INVEST-Projekts dient die Aachener Fallstudie als Ausgangspunkt für die 

übertragbare Analyse energetischer Sanierungsmaßnahmen im Geschosswohnungsbau. 

Untersucht wurden zwei viergeschossige Wohngebäude, die zwischen 1958 und 1960 

errichtet wurden und ursprünglich über eine Gasheizung verfügten. Gebäude 1 weist eine 

gemischte Belegung mit zwei Eigentums- und zwei Mietwohnungen auf, während Gebäude 2 

vollständig von Mietparteien bewohnt wird. Der spezifische Energieverbrauch vor der 

Sanierung lag bei 114 kWh/m²/Jahr (Gebäude 1) bzw. 117,6 kWh/m²/Jahr (Gebäude 2).  

In Bericht 4.2 wurde eine detaillierte Kosten-Nutzen-Analyse von vier technisch realistischen 

Sanierungsszenarien durchgeführt. Die Ergebnisse zeigten, dass insbesondere die Szenarien 

mit WP und PV sowohl hinsichtlich der CO₂-Einsparungen als auch der Wirtschaftlichkeit – 

gemessen an der prozentualen Finanzierungslücke – die besten Resultate erzielten. 

Der vorliegende Abschlussbericht knüpft methodisch an diese Analyse an und überträgt die 

Ergebnisse auf regionaler Ebene. Grundlage ist dabei eine Normierung der Kosten- und 

Nutzenkennzahlen auf m²-Basis, wodurch eine Hochrechnung auf den Bestand vergleichbarer 

Gebäude in Nordrhein-Westfalen (NRW) sowie in Westdeutschland ermöglicht wird. Die 

Annahme vergleichbarer thermischer Eigenschaften basiert auf der Ähnlichkeit in Baualter, 

Typologie und Konstruktion der betrachteten Gebäude. 

Ziel dieser Hochskalierung ist es, das in der Fallstudie identifizierte Finanzierungspotenzial in 

einen größeren räumlichen Kontext zu stellen. Zwar wäre eine idealtypische Skalierung nur 

unter Einbezug sozioökonomischer Variablen wie Eigentumsverhältnissen, 

Einkommensstruktur und Sanierungsbereitschaft vollständig, jedoch lassen sich diese 

Faktoren mit den verfügbaren Datensätzen (u. a. ImmoScout, SOEP, RWI) derzeit nicht 

systematisch auflösen. Daher basiert die aktuelle Hochrechnung ausschließlich auf 

gebäudespezifischen Parametern. 

Darüber hinaus gibt es einen Vergleich zentraler Gebäude- und Haushaltsmerkmale in NRW, 

Baden-Württemberg und Berlin (Dobbins et al. 2024). Dabei zeigt sich: Während bestimmte 

Einflussgrößen – etwa der Anteil einkommensschwacher Haushalte oder der 

Gebäudebestand vor 1990 – vergleichbar sind, unterscheiden sich andere wie 

Eigentumsquoten oder Heizsystemverteilung deutlich. Diese Unterschiede sprechen dafür, 

länderspezifische Hochrechnungen durchzuführen, die jeweils auf repräsentativen Fallstudien 

beruhen. Der vorliegende Bericht liefert hierfür die erste belastbare Grundlage. 

4.3.1 Logik und Annahmen der Hochskalierung  

Die Grundlage der Hochskalierungsanalyse bilden die ausgewiesenen Sanierungskosten und 

NPV pro Quadratmeter Wohnfläche für vier energetische Sanierungsszenarien der beiden 

Aachener Fallstudiengebäude. Es wurde angenommen, dass diese Werte repräsentativ für 

eine breitere Gebäudeklasse mit ähnlicher Bauweise, Bauzeit und thermischen Eigenschaften 

sind – insbesondere für viergeschossige Wohngebäude, die zwischen 1949 und 1978 errichtet 

wurden und in typischer Blockbebauung eingebettet sind. 

                                                      
2 Das Tool ist erhältlich unter dem folgenden Link: www.justsolutions.eu/INVEST_Files/LoansToolModelled-05Oct2024.xlsx. 

http://www.justsolutions.eu/INVEST_Files/LoansToolModelled-05Oct2024.xlsx
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Beide untersuchten Gebäude bestehen jeweils aus einem Turm mit vier 

übereinanderliegenden Wohnungen sowie zusätzlichen Flächen in Keller, Dachboden und 

Mansarde. Es wird jedoch davon ausgegangen, dass auch Gebäude mit mehreren 

baugleichen „Türmen“ vergleichbare energetische Eigenschaften aufweisen. Entsprechend 

wurde unterstellt, dass die erhobenen Kosten- und Nutzenkennzahlen auf m²-Basis für den 

gesamten Gebäudetyp dieser Kategorie übertragbar sind – unabhängig davon, ob es sich um 

Einzel- oder Mehrfachtürme handelt. 

Auf dieser Grundlage wurde eine Hochrechnung durchgeführt, bei der zunächst die 

Gesamtzahl an Wohnungen und die gesamte Wohnfläche dieses Gebäudetyps in NRW und 

Westdeutschland geschätzt wurde. Eine Ausweitung auf Ostdeutschland wurde nicht 

vorgenommen, da sich der dortige Gebäudebestand der Nachkriegszeit strukturell deutlich 

von jenem Westdeutschlands unterscheidet (z. B. Plattenbauweise). 

Zur Ermittlung der relevanten Gebäudebestände wurden verschiedene Datenquellen 

kombiniert: 

• Die Zensusdaten von 2022 dienten zur Identifikation der Gesamtanzahl von 

Wohngebäuden sowie des Anteils der im Zeitraum 1949–1978 errichteten Gebäude. 

• Ergänzend kamen ImmoScout-Daten aus dem Jahr 2021 zum Einsatz. Analysiert 

wurden Inserate von Wohnungen in viergeschossigen Gebäuden aus der genannten 

Bauperiode, die zur Miete oder zum Verkauf angeboten wurden. Diese lieferten 

Informationen zur Flächenverteilung sowie zur energetischen Vorkategorisierung der 

Gebäude vor Sanierung. 

Letztere Differenzierung erlaubte es, die Wohngebäude anhand ihres energetischen 

Ausgangszustands in fünf Förderkategorien einzuteilen, die sich an der Förderlogik der KfW 

orientieren: 

• Kategorie 1: Bedarf < 100 kWh/m²/a → nicht förderfähig 

• Kategorie 2: 100–200 kWh/m²/a, Baujahr 1957–1979 → „mittelmäßig schlecht“ 

• Kategorie 3: > 200–250 kWh/m²/a, Baujahr 1957–1978 → „schlecht, aber nicht „Worst 

Performing Building“ (WPB)““ 

• Kategorie 4: > 250 kWh/m²/a, Baujahr 1957–1978 → „schlechteste Kategorie A“ 

• Kategorie 5: > 100 kWh/m²/a, Baujahr 1949–1956 → „schlechteste Kategorie B“ 

Für NRW und Westdeutschland zeigt sich, dass die größte Anzahl der förderfähigen Gebäude 

in Kategorie 2 fällt, gefolgt von Kategorie 5 und Kategorie 3. Die Kategorie 4, mit dem 

schlechtesten energetischen Zustand, macht den kleinsten Teil aus. 

Diese Segmentierung bildet die Grundlage für die Hochskalierung der in der Fallstudie 

berechneten Finanzierungslücke. So konnte für jede Gebäudekategorie eine differenzierte 

Abschätzung der notwendigen Mittel und des erreichbaren energetischen Nutzens 

vorgenommen werden. 
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Tabelle 10: Gebäudeanzahl nach Kategorien in Westdeutschland (bereinigt um 
die Zensuszahlen 2022 auf Basis der Daten von ImmoScout) 

Gebäudekategorie Anzahl % % 
Alle 
1949-78 mit 
4-Etagen 

Anmerkungen 

ImmoScout total 
MFH 

2.917.499    

Alle gebaut 1949-78 1.058.819 36,29%   

Alle 4-Etagen gebaut 
1949-78 

208.138 7,13% 100,00% Alle mit 4-Etagen 

1949-1978 < 100 
kWh/m2/a 

44.546 1,53% 21,40% Schon renoviert 

1957-1979, 100<=200 99.609 3,41% 47,86% Medium-schlecht 
1949-1956 >100 – 
WPB (b) 

50.446 1,73% 24,24% WPB pre-1957 

1957 – 1978, >= 250 
– WPB (a) 

3.135 0,11% 1,51% WPB general 

1957 – 1978, 
200<=250 kWh/m2/a 

10.203 0,35% 4,90% Schlecht aber nicht 
WPB 

insgesamt zu 
renovieren 

163.393    

Westdeutschland-Schätzungen mit Zensus 2022 angepasst - Zahlen in nächste Blätter übernommen 

4.3.2 Die Methode der Hochskalierung 

Zur Hochskalierung wurde ein Kosten-Nutzen-Tool verwendet, um Investitionskosten und den 

Nettobarwert (NPV) für vier energetische Sanierungsstandards abzuschätzen: 

a) Gebäudehülle Ziel 70 kWh/m²/Jahr 

b) 70 kWh/m²/Jahr + WP + PV, Bedarf nach Sanierung: 26 kWh/m²/Jahr 

c) Gebäudehülle Ziel 50 kWh/m²/Jahr 

d) 50 kWh/m²/Jahr + WP + PV, Bedarf nach Sanierung: 15,6 kWh/m²/Jahr 

Für jedes Szenario wurden vier Annahmesätze kombiniert – abhängig davon, ob sogenannte 

„Sowieso“-Kosten sowie Prebound-Effekte berücksichtigt wurden. Die realistischste Annahme 

enthält beide Aspekte, da Prebound-Effekte empirisch gut belegt sind (z. B. 35 % Einsparung 

bei einem P/rebound-Faktor von 0,65). 

Ein Excel-Tool3 wurde entwickelt, um die Hochrechnung technisch umzusetzen. Dabei wurde 

angenommen, dass Mieten nach der Sanierung um den kostenneutralen Betrag steigen, was 

eine Differenzierung nach Miet- und Eigentumsverhältnissen überflüssig macht. Als 

Grundlage für die Berechnung diente ein typisches viergeschossiges Wohngebäude, dessen 

Wohnungsgrößen denen im Immoscout-Datensatz am nächsten kommen. 

4.3.3 Ergebnisse der Finanzlückenanalyse auf Ebene von NRW und 

Westdeutschland 

Abbildung 10 zeigt die Gesamtkosten (die an die Bauunternehmer zu zahlen sind), den 

Nettobarwert der Vorteile (durch Energie- und CO2-Steuereinsparungen) sowie die daraus 

resultierende Finanzierungslücke für die Renovierung aller förderfähigen Gebäude auf die vier 

                                                      

3Das Tool mit den Daten und Berechnungen für Westdeutschland kann unter der folgenden Link heruntergeladen 

werden: www.justsolutions.eu/INVEST_Files/UpscaleModel12-LOCKED-WestDE-PostWBldgs4Flr-14Oct2024.xlsx. 

http://www.justsolutions.eu/INVEST_Files/UpscaleModel12-LOCKED-WestDE-PostWBldgs4Flr-14Oct2024.xlsx
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verschiedenen Standards, wobei sowohl Prebound-Effekte als auch „Sowieso“-Kosten 

berücksichtigt werden. 

Die kostengünstigste Option ist die Renovierung der Gebäudehülle auf 70 kWh/m²/a (erreicht 

72,1 kWh/m²/a aufgrund von Rebound-Effekten). Die größte Finanzierungslücke besteht bei 

der Renovierung der Gebäudehülle auf 50 kWh/m²/a (55 kWh/m²/a mit Rebound-Effekt) und 

dem Hinzufügen von Wärmepumpen sowie gemeinschaftlichen Photovoltaikanlagen auf den 

Dächern, wodurch ein endgültiger Bedarf von etwa 15,6 kWh/m² pro Jahr erreicht würde. 

Die ,, und zeigen die Finanzierungslücken für alle vier Annahmensätze bezüglich Prebound-

Effekte und „sowieso“-Kosten für alle vier Renovierungsstandards, aufgeteilt in die 

verschiedenen Vorkategorien vor der Renovierung (schlechteste performierende Gebäude 

usw.). 

In allen Fällen ist die kleinste Finanzierungslücke (sowohl absolut als auch prozentual) bei der 

Renovierung der Gebäude in der Kategorie „schlechteste performierende Gebäude A“. Dies 

sind alle Gebäude mit einem Bedarf von >= 250 kWh/m²/a. Die relativ kleine Größe der 

Finanzierungslücke liegt teilweise daran, dass die Vorteile groß sind, da sehr hohe 

Energieverbräuche reduziert werden. Zudem gibt es relativ wenige dieser Gebäude (z.B.: 

1.251 im Vergleich zu 47.153 in der „mittelmäßig schlechten“ Kategorie mit einem Vorkonsum-

Bedarf von 100 bis <200 kWh/m² pro Jahr in NRW). 

 

Abbildung 10: Geschätzte Gesamtkosten, Nettobarwert der Vorteile und 
Finanzierungslücke für die Renovierung aller vierstöckigen 
Wohngebäude in NRW (und Westdeutschland) aus den Jahren 
1949-1978 mit einem Bedarf von >= 100 kWh/m²/a auf vier 
verschiedene Energieeffizienzstandards (Prebound-Effekte und 
„Sowieso“-Kosten berücksichtigt) 

Legende für Abbildung 10: Fall A: 72,1 kWh/m²/a; Fall B: 72,1 kWh/m²/a + WP + PV; Fall C: 

55 kWh/m²/a Fall D: 55 kWh/m²/a + WP + PV 

Die zweitkleinste Finanzierungslücke besteht bei Gebäuden, die zwischen 1957-1978 gebaut 

wurden und einen Bedarf von 200<250 kWh/m²/a haben. Diese werden nicht als schlechteste-

performierend kategorisiert, weil ihr Bedarf unter 250 kWh/m²/a liegt und sie nach 1956 gebaut 
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wurden. Dies ist die zweitkleinste Gruppe und daher ergibt sich eine relativ kleine 

Finanzierungslücke. 

Die Gebäude in der Kategorie „schlechteste performierende Gebäude B“ weisen die 

zweithöchste Finanzierungslücke auf; dies liegt jedoch daran, dass diese Gruppe so groß ist 

(z.B.: geschätzte 21.939 Gebäude in NRW). Betrachtet man die Finanzierungslücke pro 

Gebäude, so ist sie bei den nach Baujahr 1956 errichteten Gebäuden größer als bei den 

Gebäuden der Kategorie „schlechteste performierende Gebäude B“. 

Eine unvermeidliche Schlussfolgerung ist, dass die Renovierung von „schlechteste 

performierenden Gebäuden A“ Vorrang haben sollte. 

 

Abbildung 11: Finanzierungslücke (Mrd. €), 4-geschossige Mehrfamilienhäuser 
Baujahr 1949-78 mit unterschiedlichen Bedarfskategorien, 
renoviert auf 72,1 kWh/m2/a 
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Abbildung 12: Finanzierungslücke (Mrd. €), 4-geschossige Mehrfamilienhäuser 
Baujahr 1949-78 mit unterschiedlichen Bedarfskategorien, 
renoviert auf 72,1 kWh/m2/a plus WP & PV 

 

Abbildung 13: Finanzierungslücke (Mrd. €), 4-geschossige Mehrfamilienhäuser 
Baujahr 1949-78 mit unterschiedlichen Bedarfskategorien, 
renoviert auf 55 kWh/m2/a 
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Abbildung 14 Finanzierungslücke (Mrd. €), 4-geschossige Mehrfamilienhäuser 
Baujahr 1949-78 mit unterschiedlichen Bedarfskategorien, 
renoviert auf 55 kWh/m2/a plus WP & PV. Die „schlechtesten 
Gebäude der Kategorie A“ (Gebäude mit einem Bedarf >= 250 
kWh/m²/Jahr) (GK3 in den Abbildungen) weisen die geringste 
Finanzierungslücke (absolut und prozentual) auf, weshalb der 
Sanierung dieser Gebäudekategorie Priorität eingeräumt werden 
sollte. 

Legende zu den Abbildungen 11, 12, 13 und 14:- Alle Gebäudekategorien sind 4-

geschossige Gebäude. GK1: Nachkriegszeit mit 100<200 kWh/m2/a; GK2: Vor 1957 mit 

200<250 kWh/m2/a; GK3: >=250 kWh/m2/a; GK4: 1957-1978 mit 200<=250 kWh/m2/a. 

Die zweitkleinste Finanzierungslücke besteht bei der Gebäudekategorie 4 (Gebäude, Baujahr 

1957–1978, Bedarf 200 <= 250 kWh/m²/Jahr). 

Die „schlechtesten Gebäude der Kategorie B“ (Gebäude, Baujahr vor 1957, Bedarf 200 < 250 

kWh/m²/Jahr) (GK2 in den Abbildungen) weisen die zweitgrößte Finanzierungslücke auf. 

Die größte Finanzierungslücke besteht bei der Gebäudekategorie GK1 (Nachkriegsgebäude, 

Bedarf 100 < 200 kWh/m²/Jahr). 

Dabei ist zu beachten, dass 1 kWh 3,6 MJ entspricht. Die durchschnittliche Wohnfläche eines 

deutschen Haushalts beträgt 92,2 m²4. Somit entspricht 1 kWh/m² pro Jahr etwa 0,33 

GJ/Haushalt/Jahr. Das bedeutet, dass der Energiebedarf eines Gebäudes der WPB-Kategorie 

A über 83 GJ/Haushalt/Jahr liegt. Der durchschnittliche Energieverbrauch eines 

einkommensschwachen Haushalts (<900 EUR pro Haushalt und Monat) liegt bei etwa 70 

GJ/Haushalt/Jahr. Dies ist zugleich der höchste Energieverbrauch aller 

Einkommenskategorien deutscher Haushalte. Da der Energieverbrauch von Gebäuden der 

WPB-Kategorie A (83 GJ/Haushalt/Jahr) über dem durchschnittlichen Energieverbrauch eines 

einkommensschwachen Haushalts (70 GJ/Haushalt/Jahr) liegt, lässt sich schlussfolgern, dass 

die meisten Bewohner dieser Gebäudekategorie der einkommensschwachen Kategorie 

angehören. Daher steht die vorrangige Berücksichtigung der Renovierung von Gebäuden der 

                                                      
4  Tabelle 7 im INVEST-Bericht 3.2 unter der folgenden Link erreichbar: https://invest-

waermewende.de/system/files/document/invest_fallstudienbericht.pdf. 
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WPB-Kategorie A im Einklang mit dem Gesamtziel des Projekts, Mittel zur Renovierung von 

Haushalten mit niedrigem Einkommen zu finden. 

4.4  Leitfaden zur Übertragung/Hochskalierung der 

Finanzierungsmodelle 

Ziel von INVEST ist es, praxistaugliche Modelle zu entwickeln, die eine sozialverträgliche 

energetische Gebäudesanierung ermöglichen. Aufbauend auf der Hochskalierungsanalyse 

werden bestehende Förderprogramme und Kreditinstrumente hinsichtlich ihres Beitrags zur 

Schließung der identifizierten Finanzierungslücke analysiert – zunächst exemplarisch für die 

Fallstudie Aachen, anschließend hochgerechnet auf Nordrhein-Westfalen und 

Westdeutschland. Ergänzend werden potenzielle Selbstfinanzierungsmechanismen wie 

Instandhaltungsrücklagen betrachtet. Die Ergebnisse werden über mehrere Fallstudien 

hinweg verglichen, um die Robustheit der Schlussfolgerungen zu sichern. 

Ein zentrales Ergebnis: Gebäude mit besonders schlechter Ausgangseffizienz weisen nicht 

nur die höchsten Einsparpotenziale auf, sondern profitieren auch am stärksten von 

bestehenden Fördermechanismen. Diese Gebäude bieten einen hohen Hebel für eine 

wirtschaftlich tragfähige und sozial ausgewogene Wärmewende – insbesondere, da sie häufig 

von einkommensschwachen Haushalten bewohnt werden. 

Die Analyse zeigt, dass eine gezielte Förderstrategie entlang energetischer und sozialer 

Kriterien sowohl ökonomisch effizient als auch gesellschaftspolitisch sinnvoll ist. Die 

Erkenntnisse bilden die Grundlage für die abschließende Bewertung der Umsetzbarkeit und 

Wirkung der untersuchten Modelle. 

4.4.1 Schließen der Finanzierungslücke 

Ergebnisse der Kosten-Nutzen-Analysen für die Fallstudiengebäude in NRM werden 

dargestellt. Unter den möglichen Szenarien für die energetische Modernisierung sind für die 

hier vorgestellte Analyse die folgenden Szenarien von Bedeutung, die in der nachstehenden 

Tabelle 11 aufgeführt sind. 

Tabelle 11: Finanzielle Lücke (Gebäude 2) 

Szenario-
Nummer 

5 6 7 8 

Einschließlich Sowieso-Kosten 
Lücke (€) 144.402 223.697 178.084 249.211 

Lücke pro m2 
(€/m2) 

498 771 614 859 

% Lücke 83,9 % 85,2 % 76,4 % 77,0 % 

Ohne Sowieso-Kosten 
Lücke (€) 50.216 129.511 83.898 155.025 

Lücke pro m2 
(€/m2) 

173 447 289 535 

% Lücke 64,4 % 76,9 % 60,4 % 67,6 % 

 

In dieser Analyse konzentrieren wir uns ausschließlich auf die Szenarien 5 und 8, die sich auf 

das kleinere der Fallstudiengebäude beziehen, dessen Wohnungsgrößen näher am 

Durchschnitt der viergeschossigen Wohngebäude in NRW liegen. Außerdem decken sie die 

beiden wahrscheinlichsten Modernisierungsszenarien hinsichtlich Kosten, Nutzen und 

Förderfähigkeit ab. 



INVEST – Abschlußbericht und Roadmap  53 

 

 

Szenario 5: Ziel für die Gebäudehülle: 70 kWh/m² pro Jahr. Ohne Berücksichtigung der 

Sowieso-Kosten weist dieses Szenario mit 173 €/m² Wohnfläche die geringste absolute und 

mit 64,4 % der Kosten die zweitgeringste prozentuale Finanzierungslücke auf. Es ist jedoch 

nicht KfW-förderfähig, da sein mittlerer U-Wert deutlich über 0,26 W/m²K liegt. Bezogen auf 

die Sowieso-Kosten erhöhen sich die Werte auf 498 €/m² Wohnfläche und 83,9% der Kosten. 

Szenario 8: Ziel für die Gebäudehülle: 50 kWh/m² pro Jahr unter Einsatz von Wärmepumpen 

und Photovoltaik. Ohne Berücksichtigung der Sowieso-Kosten weist dieses Szenario mit 535 

€/m² Wohnfläche die größte Finanzierungslücke auf, obwohl es prozentual mit 67,6 % der 

Kosten die zweitgrößte Lücke aufweist. Diese Modernisierung wäre jedoch KfW-förderfähig, 

da der U-Wert genau 0,26 W/m²K beträgt. Darüber hinaus kämen eine Bundesförderung für 

Wärmepumpen und eine mögliche Landesförderung für Photovoltaik in Frage. Einschließlich 

der Sowieso-Kosten erhöhen sich diese Werte auf 859 €/m² Wohnfläche und 77% der Kosten. 

Da Sowieso-Kosten unvermeidbar sind und finanziert werden müssen, werden im Folgenden 

nur die Fälle betrachtet, in denen diese Kosten enthalten sind. 

4.4.2 Methode zur Berechnung der Lücke 

Zur Analyse der Finanzierung energetischer Sanierungen wird ein entwickeltes 

Tabellenkalkulationsprogramm eingesetzt, das online verfügbar ist. Das Tool basiert auf der 

Annahme, dass die gesamten Renovierungskosten unmittelbar nach Projektabschluss 

beglichen werden. Eigentümer müssen daher eine vollständige Finanzierung sicherstellen, die 

aus Zuschüssen, (subventionierten) Darlehen und Tilgungszuschüssen besteht. 

Die zentrale Entscheidungsregel lautet: Der NPV der monatlichen Rückzahlungen darf den 

NPV der finanziellen Vorteile (z. B. Energie- und CO₂-Kosteneinsparungen) nicht 

überschreiten. Andernfalls entsteht eine nicht tragbare Finanzierungslücke. 

Weitere Annahmen im Modell sind: 

• Eigentümer investieren kein Eigenkapital, um Opportunitätskosten zu vermeiden. 

• Mehrere Darlehen pro Immobilie sind zulässig. 

• Bei vermieteten Objekten ist eine kostenneutrale Mieterhöhung möglich – dies ist 

relevant für Mischformen aus Eigennutzung und Vermietung, wie im 

Fallstudiengebäude 1. 

Das Tool ermöglicht die Berücksichtigung unterschiedlicher Förderformen und 

Darlehensarten, inklusive Tilgungsaufschüben und einmaliger Rückzahlungen. Da die 

Rückzahlungsprofile variieren können, wird stets der Barwert sämtlicher Zahlungen berechnet 

und dem Nutzen gegenübergestellt, um die Wirtschaftlichkeit vollständig abzubilden. 

4.4.3 Hochskalierung mit Zuschüssen  

In einem ersten Schritt werden Sanierungsszenarien betrachtet, die den Anforderungen 

aktueller KfW-Förderprogramme entsprechen. Dabei handelt es sich um umfassende 

energetische Modernisierungen. Die Gebäudehülle wird so optimiert, dass ein 

Endenergieverbrauch von 55 kWh/m²a erreicht wird. Ergänzt wird diese Maßnahme durch den 

Einbau von Wärmepumpen und gemeinschaftlich genutzten Photovoltaikanlagen. 

Die potenziell anwendbaren Förderinstrumente für diese Maßnahmenkombination sind in 

Tabelle 12 dargestellt. Das Szenario „1d” bezeichnet das entsprechende Maßnahmenpaket 

für das Fallstudiengebäude 1. 

Die angegebenen „energetischen Mehrkosten” (EM) beziehen sich ausschließlich auf 

Investitionen zur Effizienzsteigerung und schließen reguläre „Sowieso-Kosten” explizit aus. 
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Tabelle 12: KfW-Förderungen für Fallstudien-Szenarien 

Fall EM 
Kosten 

Zu-
schuss-
förder-
ung 
458 

Zu-
schuss 
auf EM 
Kosten 

KfW 
Dar-
lehen 
261 

(im 
Darlehen, 
Tilgungs-
zuschuss) 

Kommen-
tare 

1d 
(ohne 
Zuschuss) 

270.074 - - 270.074 36.000 2 
Wohnungen 
berück-
sichtigt 

1d 
(mit 
Zuschuss) 

270.074 55.000 54.014,8 161.059,2 18.000  

2d 
(ohne 
Zuschuss) 

229.333 - - 229.333 36.000 2 
Wohnungen 
berück-
sichtigt 

2d 
(mit 
Zuschuss) 

229.333 55.000 45.866,6 128.466,4 18.000  

Hinweise zum KfW-Kredit 261: 
• Max. Kredithöhe pro Wohnung = 120.000 EUR 
• Max. Tilgungszuschuss pro Wohnung = 18.000 EUR 

Hinweise zum Zuschussförderung 458: 
Förderfähige Kosten = 30.000 für die 1. Wohnung + 15.000 für die 2. bis 6. Wohnung 
Die zulässigen Kosten für beide Gebäude in der Fallstudie betragen also 30.000 + 
3*15.000 = 75.000 
70 % der förderfähigen Kosten werden als Zuschuss gewährt. Für die Fallstudie beträgt 
dieser also 52.500 
Bonus für Emissionsminderungszuschlag: 2.500 
Daher, Gesamt Zuschussförderung 458 = 55.000 

Zuschuss auf EM Kosten: 
15% von EM für Hülle, 5% von EM für iSFP 

 

Das „KfW-Darlehen 261“ (Spalte 5 der Tabelle 12) ist der Kredit, der dazu beiträgt, die 

verbleibenden energetischen Mehrkosten nach Berücksichtigung der Förderungen zu decken. 

Der „Tilgungszuschuss“ (Spalte 6 der Tabelle 12) bezeichnet den Betrag der 

Kapitalrückzahlungsbefreiung, die am Ende der Kreditlaufzeit gewährt wird. Im weiteren 

Verlauf dieses Berichts konzentrieren wir uns ausschließlich auf die Fälle, die Förderungen 

erhalten. 

4.4.4 Berechnung der neuen Finanzierungslücke 

Wir nutzen das Darlehensmodellierungstool5, um die verbleibenden Finanzierungslücken 

nach Berücksichtigung der Förderungen zu berechnen. Die Ergebnisse werden sowohl ohne 

Einbeziehung der „Sowieso“-Kosten als auch mit deren Berücksichtigung dargestellt, da diese 

Kosten bezahlt werden müssen. Tabelle 13 und Tabelle 14 führen diese Zahlen auf. Die 

Gesamtkosten für die beiden relevanten Aufrüstungsszenarien betragen 387.223 € und 

323.519 €. Die energetischen Mehrkosten (Gesamtkosten ohne „Sowieso“-Kosten) belaufen 

sich auf 270.074 € und 229.333 €. 

                                                      
5 Das Darlehensmodellierungstool erhältlich von www.justsolutions.eu/INVEST_Files/LoansToolModelled-28Oct2024.xlsx.  

http://www.justsolutions.eu/INVEST_Files/LoansToolModelled-28Oct2024.xlsx
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Tabelle 13: Gesamtkosten, „sowieso“-Kosten und energetische Mehrkosten für 
die Fallstudien-Szenarien (Gebäude 1) 

 

Tabelle 14: Gesamtkosten, „sowieso“-Kosten und energetische Mehrkosten für 
die Fallstudien-Szenarien (Gebäude 2) 

Upgrade-Szenario 

Gebäude 
hülle Ziel 70 
kWh/m2/a 

Gebäude 
hülle Ziel 50 
kWh/m2/a 

Gebäude 
hülle Ziel 70 
kWh/m2/a mit WP & 
PV 

Gebäude 
hülle Ziel 50 
kWh/m2/a mit 
WP & PV 

Gesamtkosten 172.104 262.598 233.025 323.519 

Sowiesokosten (ggf.) 94.186 94.186 94.186 94.186 
Daher sind die Kosten für 
Energieeffizienz 77.918 168.412 138.839 229.333 

Wir beginnen mit Fall 1d (mit Zuschuss), ohne die „Sowieso“-Kosten zu berücksichtigen. Die 

Gesamtkosten, einschließlich der „Sowieso“-Kosten, betragen 387.233 €, und die gesamten 

Barzuschüsse im Voraus belaufen sich auf 109.015 € (die Summen aus den Spalten 3 und 4 

in Tabelle 12, gerundet auf den nächsten Euro). Dies ergibt einen ausstehenden Betrag von 

278.208 €, der an den Bauunternehmer zu zahlen ist. Der Betrag, der von der KfW geliehen 

werden kann, entspricht der verbleibenden Lücke in den energetischen Mehrkosten und 

beträgt somit 161.059 €, mit einem Tilgungszuschuss am Ende der Laufzeit von 18.000 €. 

Diese Informationen werden im Tabellenblatt „SustBauvertrag“ eingetragen. Wir verwenden 

einen Zinssatz von 2,65 % sowie einen Abzinsungssatz von 4,5 %, um mit den anfänglichen 

Kosten-Nutzen-Analysen konsistent zu bleiben. Dieser Satz diskontiert die 

Darlehensrückzahlungen genauso wie die Energie- und CO2-Kosteneinsparungen. 

Der gesamte NPV der Verbindlichkeit für Darlehensrückzahlungen beträgt 111.703 €. Dies 

steht im Vergleich zu einem NPV der Vorteile von 87.332 € aus Energieeinsparungen und 

CO2-Steuereinsparungen, was einen Nettofehlbetrag von 24.371 € ergibt. Dies entspricht 

einem durchschnittlichen monatlichen Fehlbetrag von 81 €/Monat, wenn „Sowieso“-Kosten 

nicht berücksichtigt werden. 

4.4.5 Fall 1d, mit Sowieso Kosten 

Auf der Tabellenblattseite „Totals“ sehen wir, dass noch ein ausstehender Betrag von 117.149 

€ vorhanden ist, der den „Sowieso“-Kosten entspricht und ebenfalls im Voraus an den 

Bauunternehmer gezahlt werden muss. Der Immobilieneigentümer muss daher einen zweiten 

Kredit aufnehmen, um diese Kosten zu decken. 

Für diesen Zweck betrachten wir ein gewöhnliches Darlehen, das auf der Tabellenblattseite 

„TableMrtg1“ eingetragen wird. Dies führt zu einem Nettobarwert (NPV) der Rückzahlungen 

Upgrade-Szenario 

Gebäude 
hülle Ziel 
70 kWh/m2/a 

Gebäude 
hülle Ziel 
50 kWh/m2/a 

Gebäude 
hülle Ziel 
70 kWh/m2/a mit 
WP & PV 

Gebäude 
hülle Ziel 
50 kWh/m2/a mit 
WP & PV 

Gesamtkosten 212.605 324.508 275.320 387.223 

Sowiesokosten (ggf.) 117.149 117.149 117.149 117.149 
Daher sind die Kosten für 
Energieeffizienz 95.456 207.359 158.171 270.074 
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für dieses Darlehen von 107.920 €. Dieser Betrag wird zum NPV der Rückzahlungen für den 

KfW-Kredit von 111.703 € hinzugefügt, was eine gesamte NPV-Verbindlichkeit von 219.624 € 

ergibt (gerundet auf den nächsten Euro). Dies stellt eine gesamte NPV-Finanzierungslücke 

dar, also einen Überschuss der Kosten über die Vorteile, in Höhe von 132.292 €, oder eine 

durchschnittliche monatliche Finanzierungslücke (Überschuss der Kosten über die Vorteile) 

von 441 €/Monat. 

Die Schlussfolgerungen sind wie folgt: 

(a) Ohne Berücksichtigung der „Sowieso“-Kosten ergibt sich eine Finanzierungslücke von 

24.371 €, was einer durchschnittlichen monatlichen Lücke von 81 € entspricht. 

(b) Mit Berücksichtigung der „Sowieso“-Kosten beträgt die Finanzierungslücke 132.292 €, was 

einer durchschnittlichen monatlichen Lücke von 441 € entspricht. 

4.4.6 Fall 1d und 2d, zusammengefasste Ergebnisse 

Tabelle 15 fasst diese Ergebnisse zusammen und stellt sie den Ergebnissen für Fall 2d 

gegenüber, der sich auf das Fallstudiengebäude 2 bezieht. 

Tabelle 15: Zusammenfassung der verbleibenden Finanzierungslücke nach 
Förderungen für jedes Gebäude mit einer Gebäuderenovierung auf 55 kWh/m²/a, 
mit Wärmepumpen und gemeinschaftlichen Photovoltaikanlagen auf den 
Dächern. 

Fall 1d 1d 2d 2d 

Gebäude 
hülle (kWh/m2/a) 

55 mit WP & PV 55 mit WP & PV 55 mit WP & PV 55 mit WP & PV 

Sowiesokosten ausgeschlossen eingeschlossen ausgeschlossen eingeschlossen 

NPV der Leistungen 87.332 € 87.332 € 74.308 € 74.308 € 

Kosten, 
die an den 
Bauunternehmer zu 
zahlen sind 

270.074 € 387.223 € 229.323 € 323.519 € 

NPV der Kredit 
rückzahlungen 

111.703 € 219.624 € 93.136 € 179.902 € 

NPV der 
Finanzierungslücke 
nach Subventionen 
usw. 

24.371 € 132.292 € 18.827 € 105.594 € 

Durchschnittliche 
monatliche 
Finanzierungslücke 
nach Abzug von 
Zuschüssen etc. 

81 € 441 € 63 € 352 € 

Wie in Tabelle 8 dargestellt, besteht für beide Gebäude auch nach Berücksichtigung von 

Förderungen und Krediten mit teilweisem Kapitalrückzahlungsnachlass weiterhin eine 

Finanzierungslücke, unabhängig davon, ob „Sowieso“-Kosten in die Berechnung einbezogen 

werden oder nicht. Die Finanzierungslücke ist besonders erheblich, wenn „Sowieso“-Kosten 

berücksichtigt werden; sie entspricht etwa 20 % des Wertes der voraussichtlichen Kaltmiete. 
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4.5  Hochskalierung auf NRW-Niveau 

4.5.1 Geschätzte Kosten der Hochskalierung 

Zur Hochskalierung der Ergebnisse auf Nordrhein-Westfalen und Westdeutschland wird 

zunächst die gesamte Förderung pro Quadratmeter Wohnfläche für ausgewählte 

Sanierungsfälle berechnet. Im Fokus steht Fall 2d, da dieses Gebäude hinsichtlich Größe und 

Typ dem NRW-Durchschnitt vergleichbarer Nachkriegsbauten entspricht. 

Die berechnete Gesamtförderung setzt sich aus vier Komponenten zusammen: 

• Direkte Zuschüsse (z. B. 458-Programm): 190 €/m² 

• Zuschüsse auf energetische Mehrkosten: 158 €/m² 

• Tilgungszuschuss (Abzinsungssatz, 25 Jahre von 4,6 %): 21 €/m² 

• Zinsvergünstigung (1 Prozentpunkt, 25 Jahre): 64 €/m² 

In Summe ergibt sich eine gesamte Förderung von 433 €/m² bewohnbarer Fläche. Für NRW 

ergibt das – bei einer durchschnittlichen Wohnfläche von 61 m² pro Wohnung in 

viergeschossigen Gebäuden aus den Jahren 1949–1978 – eine Förderung von etwa 26.400 € 

pro Wohnung bzw. 88 € pro Monat. 

Auf Basis dieser Zahlen wird abgeschätzt, welche Gesamtkosten für die öffentliche Hand 

entstehen würden, wenn alle vergleichbaren Gebäude in NRW nach diesem Standard 

renoviert und vollständig gefördert würden. Die dafür verwendeten Gebäudebestände und 

Flächenkennwerte beruhen auf der Kategorisierung in Bericht 4.3. 

Das Ziel der Hochskalierungsanalyse besteht darin, die öffentlichen Förderkosten für eine 

umfassende energetische Sanierung des relevanten Gebäudebestands in Nordrhein-

Westfalen abzuschätzen. Grundlage ist das Sanierungsszenario „Fall 2d”, das für die 

Skalierung herangezogen wird. 

Hochskalierung 1: Subventionskosten für definierte Gebäudekategorien 

Ausgehend von einer detaillierten Gebäudekategorisierung (siehe Tabelle 9) werden die 

Förderkosten für rund 456.000 Wohnungen in viergeschossigen Gebäuden aus den Jahren 

1949–1978 geschätzt. Bei einer Gesamtwohnfläche von rund 29,2 Mio. m² und einer 

durchschnittlichen Förderung von 433 €/m² ergeben sich Subventionskosten in Höhe von 

12,72 Mrd. €. 

Diese Schätzung deckt jedoch nur einen Teil des gesamten modernisierungsbedürftigen 

Bestands ab. 

Hochskalierung 2: Erweiterung auf alle Nachkriegswohngebäude (1949–1978) 

Im nächsten Schritt wird der gesamte Bestand an Wohnungen dieser Baujahre in NRW 

betrachtet, basierend auf Daten der Volkszählung 2022 und der Immoscout-Datenbank. So 

lässt sich abschätzen, wie hoch die öffentlichen Förderkosten ausfallen würden, wenn 

sämtliche Gebäude dieser Baujahre energetisch auf ein vergleichbares Niveau gebracht 

würden.  

Die Ergebnisse dieser erweiterten Hochrechnung sind in Tabelle 16 dokumentiert und zeigen 

das potenzielle gesamtwirtschaftliche Fördervolumen, das für eine flächendeckende 

Umsetzung erforderlich wäre. 
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Tabelle 16: Schätzung der gesamten Wohnfläche aller Wohnungen aus den 

Jahren 1949-1978 in NRW, die renoviert werden müssen, und der gesamten 

Förderung. 

Gebäudekategorie 

Anzahl 
der 
Gebäude 

Durch. 
Anzahl 
Wohnungen 
pro Gebäude 

Anzahl 
Wohnungen 

Durch. 
Wohnfläche 
der 
Wohnungen 

Wohnfläche 
(m2) 

Gesamte 
Subventi
on (Mrd. 
€) 

1957-1979, 100<=200 209.086 6,01 1.256.607 68,2 85.675.935 37,27 
1949-1956 > 100 
kWh/m2/y - WPB (b) 110.307 6,01 662.947 58,9 39.042.488 16,98 
 1957-1978, >= 250 
kWh/m2/y- WPB (a) 13.579 6,01 81.608 65,9 5.375.381 2,34 
1957-1978, 200<=250 
kWh/m2/y 30.086 6,01 180.818 67,5 12.208.784 5,31 

Summe 363.058  2.181.981  142.302.588 61.90 

 

Wie in Tabelle 16 dargestellt, schätzen wir, dass es in NRW 363.058 Wohngebäude gibt, die 

zwischen 1949 und 1978 errichtet wurden und eine energetische Sanierung benötigen (mit 

einem Bedarf von über 100 kWh/m² pro Jahr). Diese Gebäude umfassen schätzungsweise 

insgesamt 2.181.981 Wohnungen mit einer Gesamtwohnfläche von 142.302.588 m². Bei 

angenommenen Förderkosten von insgesamt 435 €/m² ergibt sich ein gesamter Förderbetrag 

von 61,90 Milliarden €. 

Unsere Erweiterung der gesamten Förderkostenschätzung auf alle Wohnungen aus den 

Jahren 1949 bis 1978 in NRW ist nicht so zuverlässig wie unsere Schätzung für Wohnungen 

in vierstöckigen Gebäuden dieser Ära. Dies liegt an der Vielfalt der unterschiedlichen Größen 

und Geometrien von Gebäuden. Unsere Fallstudien-Schätzungen der Kosten für energetische 

Verbesserungen sind nur für vierstöckige Wohngebäude verlässlich. Das Beste, was wir über 

das gesamte Kontingent von Wohnungen aus den Jahren 1949 bis 1978 in NRW sagen 

können, ist, dass unsere Schätzung der Gesamtförderungen eine angemessene Indikation 

dafür bietet, was es die KfW kosten würde, dieses Kontingent gemäß ihrem aktuellen Regeln 

zu subventionieren. 

Abbildung 20, Abbildung 21 und Abbildung 22 vergleichen wichtige Merkmale der 

vierstöckigen Gebäude mit denen des gesamten Gebäudekontingents, nämlich Wohnfläche 

und Energiebedarf (Bedarf) der verschiedenen förderungsrelevanten Kategorien sowie die 

Prozentsätze der Gebäude in jeder dieser Kategorien. 

Abbildung 21 zeigt, dass die durchschnittlichen Energiebedarfswerte jeder Kategorie sehr 

ähnlich sind; dies überrascht nicht, da die Kategorien größtenteils durch Energiebedarfswerte 

definiert sind. Abbildung 14 hingegen verdeutlicht, dass die durchschnittliche Wohnfläche von 

Vier-Zimmer-Wohnungen in der dritten Kategorie („schlechteste performende Gebäude 

(WPB) A“) signifikant niedriger ist als die des gesamten Wohnungskontingents: 59,7 m² im 

Vergleich zu 65,9 m² – ein Unterschied von etwa 10 %. 

Abbildung 21 zeigt, dass die Prozentsätze der Gebäude in drei der förderungsrelevanten 

Kategorien zwischen vierstöckigen und allen Gebäuden sehr ähnlich sind. Jedoch 

unterscheiden sich die Prozentsätze in der Kategorie „schlechteste performende Gebäude A“ 

deutlich: Bei vierstöckigen Gebäuden sind es 1,6 % im Vergleich zu 3,7 % bei allen Gebäuden. 

Obwohl beide einen sehr kleinen Prozentsatz der Gesamtzahl an renovierungsbedürftigen 

Gebäuden darstellen, ergibt sich ein interessantes Bild, wenn man diese Daten mit den 

Unterschieden in den Wohnflächen kombiniert. Wie oben erwähnt liefern Renovierungen 

dieser Kategorie das beste Ergebnis pro Euro Förderung. Aufgrund größerer 

durchschnittlicher Wohnflächen und eines höheren Anteils im gesamten Gebäudekontingent 
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scheint dies darauf hinzudeuten, dass höchste Priorität in NRW auf die Renovierung aller 

solcher Gebäude gelegt werden sollte. Auch wenn wir diese Schlussfolgerung nicht durch 

spezifische Fallstudien unter Nicht-Vier-Stöckigen-Wohngebäuden untermauern können, 

steht sie dennoch im Einklang mit allen uns vorliegenden Beweisen. 

 

Abbildung 15: Durchschnittliche Wohnfläche von NRW-Wohngebäuden aus den 

Jahren 1949-1978 nach förderungsrelevanter Kategorie. 

 

Abbildung 16: Durchschnittlicher Energiebedarf (Bedarf) von NRW-

Wohngebäuden aus den Jahren 1949-1978 nach förderungsrelevanter Kategorie. 
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Abbildung 17: Durchschnittlicher Prozentsatz in jeder förderungsrelevanten 

Kategorie für NRW-Wohngebäude aus den Jahren 1949-1978. 

4.6  Hochskalierung auf Westdeutschland  

Bei der anfänglichen Hochskalierung auf NRW-Ebene haben wir die Kosten der Förderungen 

auf 433 €/m² bewohnbarer Fläche geschätzt. Diese Zahl verwenden wir, um die gesamten 

Förderkosten auf das Niveau von Westdeutschland hochzuskalieren. 

Förderung von viergeschossigen Mehrfamilienhäusern mit Unterstandard aus den 

Jahren 1949-1978 in Westdeutschland 

Ausgehend von vierstöckigen Gebäuden zeigt Tabelle 17 die Anzahl der Gebäude in jeder 

Kategorie des Energieeffizienzstandards vor der Renovierung, die durchschnittliche 

Wohnfläche der Wohnungen in jedem Gebäude, die durchschnittliche Anzahl von Wohnungen 

pro Gebäude und die gesamten Förderungen. 

Wie Tabelle 17 zeigt, würden sich die gesamten Förderkosten auf 27,21 Milliarden € belaufen, 

wenn alle Gebäude auf einen Standard renoviert werden, der für KfW-Förderungen qualifiziert 

ist, in diesem Fall etwas besser als EH40. Ähnlich wie in NRW sind die Kosten am niedrigsten 

für „schlechteste performende Gebäude A“, also jene mit einem Energiebedarf von ≥ 250 

kWh/m² pro Jahr, ausgenommen jene, die vor 1957 gebaut wurden und von der KfW in eine 

andere Kategorie eingeordnet werden. Dies liegt daran, dass die Anzahl dieser Gebäude 

gering ist - 3.135 von insgesamt 99.609. Dennoch ist es wirtschaftlich effizient, diese zu 

subventionieren, da sie vor der Renovierung einen hohen Energieverbrauch und CO2-

Ausstoß haben. 
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Tabelle 17: Schätzung der gesamten Wohnfläche von vierstöckigen Wohnungen 

aus den Jahren 1949-1978 in Westdeutschland, die renoviert werden müssen, 

und der gesamten Förderung. 

Gebäude-

kategorie 

Anzahl 

der 

Gebäude 

Durchschnittlic

he Anzahl 

Wohnungen 

pro Gebäude 

Anzahl 

Wohnungen 

Durchschnittliche 

Wohnfläche der 

Wohnungen 

Wohnfläche 

(m2) 

Gesamte 

Subvention 

(Mrd. €) 

1957-1979, 

100<=200 99.609 6,01 598.650 65,7 39.337.816 17,11 

1949-1956 > 

100 

kWh/m2/y - 

WPB (b) 50.446 6,01 303.179 59,8 18.127.777 7,89 

1957-1978, 

>= 250 

kWh/m2/y- 

WPB (a) 3.135 6,01 18.842 59,8 1.126.916 0,49 

1957-1978, 

200<=250 

kWh/m2/y 10.203 6,01 61.321 64,6 3.964.183 1,72 

Summe 163.393  981.991  62.556.691 27,21 

Förderung aller substandardmäßigen Mehrfamilienhäuser aus den Jahren 1949 bis 

1978 in Westdeutschland 

Unter Berücksichtigung der gleichen Vorbehalte wie im ursprünglichen Bericht über 

Förderungen und Hochskalierung schätzen wir die gesamte Fördersumme, wenn alle 

substandardmäßigen Wohnungen aus den Jahren 1949 bis 1978 in Westdeutschland auf 

einen Standard gebracht werden, der für KfW-Förderungen qualifiziert ist und besser als EH40 

ist. Tabelle 18 zeigt die Ergebnisse. 

Wie Tabelle 18 verdeutlicht, würde sich die gesamte Förderung auf etwa 150 Milliarden € 

belaufen. Dies würde 85.354 Gebäude abdecken, bestehend aus insgesamt 5.140.679 

Wohnungen mit einer Gesamtwohnfläche von 345.735.463 m². 

Tabelle 18: Schätzung der gesamten Wohnfläche von Wohnungen aus den 

Jahren 1949-1978 in Westdeutschland, die renoviert werden müssen, und der 

gesamten Förderung. 

Gebäudekategorie 

Anzahl 
der 
Gebäude 

Durchschnitt-
liche Anzahl 
Wohnungen 
pro Gebäude 

Anzahl 
der 
Wohn-
ungen 

Durchschnitt
-liche 
Wohnfläche 
der 
Wohnungen 

Wohn-fläche 
(m2) 

Ge-
samte 
Subven
tion 
(Mrd. €) 

1957-1979, 
100<=200 509.359 6,01 3.061.250 69,5 212.846.020 92,59 

1949-1956 > 100 
kWh/m2/y - WPB 
(b) 232.706 6,01 1.398.562 60,8 84.997.111 36,97 

 1957-1978, >= 250 
kWh/m2/y- WPB (a) 34.742 6,01 208.799 69,3 14.474.247 6,30 

1957-1978, 
200<=250 
kWh/m2/y 78.547 6,01 472.068 70,8 33.418.085 14,54 

Summe 855.354  5.140.679  345.735.463 150,39 
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4.6.1 Wichtige Erkenntnisse und Vorbehalte der Hochskalierung 

Die Hochskalierungsanalyse auf Ebene von Nordrhein-Westfalen und Westdeutschland liefert 

mehrere zentrale Erkenntnisse und wirft zugleich kritische Fragen zur praktischen 

Umsetzbarkeit großflächiger Sanierungsstrategien auf. 

Erstens zeigen die Ergebnisse, dass sich die öffentlichen Kosten für die energetische 

Sanierung aller viergeschossigen Wohngebäude aus den Baujahren 1949 bis 1978 auf rund 

12,72 Milliarden Euro in NRW und 27,21 Milliarden Euro in Westdeutschland belaufen. Diese 

Schätzung basiert auf detaillierten Fallstudien typischer Nachkriegsbauten, die energetisch 

und fördertechnisch als repräsentativ gelten. 

Zweitens verdeutlicht eine Ausweitung der Hochrechnung auf alle Wohngebäude dieser 

Baualtersklasse – unabhängig von Gebäudehöhe oder -typ – die Dimension des 

gesamtgesellschaftlichen Aufwands: Die geschätzten Kosten steigen auf rund 61,9 Milliarden 

Euro in NRW und 150 Milliarden Euro in Westdeutschland. Diese Zahlen machen den 

erheblichen finanziellen Bedarf deutlich, der mit einer breit angelegten Umsetzung der 

Wärmewende im Gebäudebestand verbunden ist. 

Drittens ergibt sich aus Effizienzgesichtspunkten eine klare Priorisierung: Gebäude mit 

besonders schlechter energetischer Ausgangssituation („Kategorie A“) weisen ein 

überdurchschnittlich hohes Einsparpotenzial pro eingesetztem Fördereuro auf. Diese machen 

nur einen kleinen Teil des Gesamtbestands aus, bieten aber besonders günstige 

Förderverhältnisse. Erste Hinweise deuten zudem darauf hin, dass diese Gebäude häufiger 

von einkommensschwachen Haushalten bewohnt werden – ein wichtiger Aspekt im Sinne der 

sozialen Gerechtigkeit, auch wenn dieser Zusammenhang bislang nicht systematisch 

empirisch belegt ist. 

Diese Befunde führen zu mehreren weiterführenden Überlegungen und politischen 

Vorbehalten: 

1. Tragbarkeit der Kosten: Selbst wenn nur vierstöckige Gebäude in NRW auf 

förderfähiges Niveau saniert würden, wären Kosten in Höhe von 12–13 Mrd. € für die 

KfW zu erwarten. Bei Sanierung des gesamten substandardmäßigen Bestands 

stiegen diese auf ca. 60 Mrd. €. Ob diese Summen finanzierbar sind, muss politisch 

entschieden werden. 

2. Zielgenauigkeit der Förderkategorien: Die aktuelle Förderlogik fasst alle Gebäude 

vor 1957 zu einer gemeinsamen Kategorie zusammen, obwohl wirtschaftlich relevante 

Unterschiede bestehen. Besonders bei Gebäuden mit ≥250 kWh/m²a aus den Jahren 

1949–1956 sollte über eine separate Betrachtung nachgedacht werden. 

3. Fokus auf Hochverbrauchsgebäude: Die Renovierung aller Gebäude von 1949 bis 

1978 mit einem Energieverbrauch ≥250 kWh/m²a sollte geprüft und ggf. priorisiert 

werden. Die Datenlage unterstützt die Annahme, dass dies kosteneffizienter ist als 

eine rein auf vierstöckige Gebäude beschränkte Sanierungsstrategie. 

4. Grenzen der Förderinstrumente: Selbst bei Nutzung bestehender Zuschüsse und 

zinsvergünstigter Darlehen bleibt eine Finanzierungslücke bestehen. Ohne 

Berücksichtigung von „Sowieso-Kosten“ liegt diese bei durchschnittlich 81 €/Monat 

(Gebäude 1) und 63 €/Monat (Gebäude 2); mit „Sowieso-Kosten“ steigt sie auf 441 € 

bzw. 352 €/Monat – rund 20 % der ortsüblichen Kaltmiete. 

5. Notwendigkeit zusätzlicher Instrumente: Die dauerhafte Finanzierung der 

Maßnahmen erfordert in vielen Fällen zusätzliche Mittel seitens der Eigentümer. 

Während große Immobilienunternehmen solche Rückflüsse einkalkulieren, fehlt es 

insbesondere kleinen privaten Vermietern an tragfähigen Investitionsmodellen und 

institutionellen Voraussetzungen – hier besteht Handlungsbedarf. 
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Die Ergebnisse unterstreichen die strukturellen Herausforderungen der energetischen 

Sanierung im Gebäudebestand. Eine vollständige Schließung der Finanzierungslücke gelingt 

selbst unter optimistischen Annahmen nicht. Zwar existieren bereits heute effektive 

Fördermechanismen - ihr Potenzial lässt sich durch gezielte Priorisierung nach 

Gebäudezustand, Eigentümerstruktur und regionalen Gegebenheiten jedoch erheblich 

steigern. 

In den nächsten Schritten wird untersucht, wie diese Modelle in der Praxis aufgenommen 

werden, welche Umsetzungshemmnisse bestehen und wie tragfähige, sozial gerechte 

Finanzierungsmechanismen gestaltet werden können. 
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5 Quantifizierung der Wirkungen der 

Finanzierungsinstrumente 

Key take-aways 

• Die Kombination von Wärmepumpen mit Photovoltaiksystemen zeigt signifikante 
Vorteile hinsichtlich der CO2-Emissionsreduktionen und der finanziellen Effizienz 
über den Lebenszyklus eines Gebäudes hinweg. Diese innovative 
Herangehensweise ermöglicht es, sowohl ökologische als auch ökonomische Ziele 
bei der Sanierung von Wohngebäuden zu erreichen. 

• Der Fokus auf niedrigere Renovierungsstandards ermöglicht es, durch die 
Integration von Wärmepumpen und Photovoltaiksystemen dennoch signifikante 
Verbesserungen in der Energieeffizienz zu erzielen. Dies schafft eine Balance 
zwischen finanzieller Machbarkeit und energetischer Leistung. 

5.1 Kopplung von Photovoltaikanlagen mit Wärmepumpen und 

Niedrigere Effizienzstandards 

5.1.1 Modellbeschreibung: Simulationsmodell; FCN Kapitalwert 

Die Auswirkungen von Finanzierungsmodellen auf Mehrfamilienhäuser zu analysieren, 

verwendet das FCN ein Kapitalwert-Modell für die Gebäudetypologie, welches als TABULA-

Projekt entwickelt wurde. Das TABULA Projekt entwickelt eine Typologie von Wohngebäuden 

in ganz Europa, um die Energieeffizienz und mögliche Energieeinsparungen zu bewerten 

(Loga, et al. 2015). Es kategorisiert die Energieeffizienz der Gebäude in drei Stufen, basierend 

auf ihrem aktuellen Renovierungsgrad: 

• Nicht/geringfügig modernisiert: Gebäude mit minimalen oder keinen signifikanten 

energiebezogenen Renovierungen seit dem Bau, die als Ausgangspunkt für die anfängliche 

Energieperformance dienen. 

• Mittel/größtenteils modernisiert: Gebäude, die einige energiebezogene Renovierungen 

erfahren haben und eine moderate Verbesserung erfahren haben, welche sich auf spezifische 

Komponenten konzentriert anstatt auf eine umfassende Sanierung. 

• Umfassend modernisiert: Gebäude, die umfangreiche Renovierungen erhalten haben, um 

die Energieperformance durch umfassende Verbesserungen an mehreren 

Gebäudeelementen und technischen Systemen erheblich zu verbessern. 

Das FCN Kapitalwert-Simulationsmodell konzentriert sich speziell auf ein Mehrfamilienhaus 

(MFH) in Deutschland aus dem INVEST-Projekt, welches zwischen 1949 und 1957 gebaut 

wurde und den Baustandard für Mehrfamilienhäuser jener Zeit repräsentiert. 

5.1.2 Parameter des Simulationsmodells und Datennutzung 

Das FCN Kapitalwert-Simulationsmodell konzentriert sich auf Mehrfamilienhäuser, die in 

Deutschland zwischen 1949 und 1957 gebaut wurden und typischerweise eine 
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durchschnittliche Größe von 351,12 m² mit sechs Wohnungen pro Gebäude aufweisen 

(EPISCOPE). Diese Gebäude dienen als Grundlage für die Analyse, wobei angenommen 

wird, dass alle Wohnungen vermietet sind. Aufgrund ihres Alters beherbergen viele dieser 

Strukturen wahrscheinlich einkommensschwache Haushalte, insbesondere solche, die nicht 

modernisiert haben. Daher bietet die Untersuchung von Sanierungsszenarien in solchen 

Gebäuden die Möglichkeit, die Auswirkungen auf einkommensschwache Bewohner zu 

bewerten und Anreize für Eigentümer zu erforschen, Renovierungen durchzuführen. 

Mehrere konzeptionelle Sanierungsprojekt-Szenarien wurden entwickelt, um die 

Energieeffizienz für Heizung und Warmwasser zu steigern. Diese Szenarien umfassen 

Maßnahmen wie die Erhöhung der Wärmedämmung und die Verbesserung des U-Werts des 

Gebäudes, um den Endenergieverbrauch auf 50, 35, 27,5 und 20 kWh/m²/Jahr zu reduzieren. 

Die Berechnungen für diese Projekte beginnen im Jahr 2024 mit einer geplanten Lebensdauer 

von 25 Jahren, was umfassende Bewertungen der potenziellen finanziellen und ökologischen 

Auswirkungen ermöglicht. Die finanziellen Berechnungen integrieren bestehende Programme, 

die darauf abzielen, Investitionslücken zu schließen, während innovative 

Finanzierungsinstrumente eingeführt werden, die durch Kosteneinsparungen durch Nutzung 

von Wärmepumpen (WP) und Photovoltaiksysteme (PV) unterstützt werden. Studien zeigen 

erhebliche Vorteile beim Ersatz traditioneller Heizungssysteme durch Wärmepumpen und bei 

der Integration erneuerbarer Energiequellen wie PV-Systeme (Fina et al. 2020). Folglich sind 

diese Innovationen näher beschrieben, entscheidend zur Verringerung der finanziellen Lücke. 

Die Ergebnisse werden auf nationaler Ebene für Mehrfamilienhäuser innerhalb Deutschlands 

hoch skaliert, um umfassendere Auswirkungen auf die Energiewende in Deutschland zu 

demonstrieren. 

Bei der Bewertung von Sanierungsszenarien berücksichtigt das FCN Kapitalwert-

Simulationsmodell sowohl Prebound- als auch Rebound-Effekte. Der Prebound-Effekt hebt 

die Diskrepanz zwischen der zertifizierten Energieeffizienz eines Gebäudes und seinem 

tatsächlichen Verbrauch hervor, eine Diskrepanz, die besonders bei älteren Strukturen auffällt 

(Sunnika-Blank und Galvin 2012). Nach der Renovierung kann der Rebound-Effekt auftreten, 

wenn die Bewohner möglicherweise mehr Energie verbrauchen als erwartet, da sie aufgrund 

verbesserter Komfortniveaus nach Effizienzsteigerungen mehr Energie nutzen. 

Daten zu Renovierungskosten pro Quadratmeter werden verwendet, um verschiedene 

Sanierungsszenarien zu bewerten (Walberg et al. 2022). Durch die Anwendung von CO2-

Emissionsfaktoren (Juhrich 2022) werden die Umweltauswirkungen berechnet. Dieser Ansatz 

quantifiziert sowohl die finanziellen Auswirkungen als auch die ökologischen Vorteile, die mit 

unterschiedlichen Niveaus der Energieeffizienzverbesserungen verbunden sind. 

5.1.3 Ergebnisse der Simulationsmodellierung  

CO2-Emissionsreduktionen 

Abbildung 18 zeigt visuell die CO2-Emissionsreduktionen, die in den Szenarien erzielt werden 

können, die auf einen Endenergieverbrauch von 35 kWh/m²/Jahr abzielen. Diese werden mit 

der Ausgangsleistung eines Gebäudes ohne oder mit geringer Modernisierung verglichen. Die 

Integration einer Wärmepumpe in die Sanierungsmaßnahmen verstärkt die CO2-

Einsparungen weiter. Darüber hinaus führt die Kombination von Sanierung, Wärmepumpe und 

einem Photovoltaiksystem als innovatives Finanzierungsinstrument und Maßnahmenbündel 

zu den größten CO2-Emissionsreduktionen. Dies unterstreicht das erhebliche Potenzial der 

Integration erneuerbarer Energiequellen in Gebäudesanierungen. 
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Abbildung 18: Potenzielle CO2-Einsparungen in verschiedenen 
Sanierungsszenarien bei Gebäuden “ohne/mit 
geringernicht/geringfügig Modernisierung” 

Ein wesentlicher Aspekt dieser Analyse ist die Berechnung der Kennzahl "Euro pro 

eingesparter Tonne CO2", die spezifischen CO₂-Minderungskosten darstellt. Die unten 

dargestellten Werte spiegeln die Gesamtkosten und CO₂-Emissionen über den gesamten 

Lebenszyklus des Sanierungsprojekts für das gesamte Gebäude wider. 

Diese Kennzahl wird berechnet, indem die gesamten anfänglichen Investitionskosten für die 

Sanierung durch die gesamte Menge an CO₂ geteilt werden, die das Projekt über seine 

Lebensdauer voraussichtlich einsparen wird. Sie ist spezifisch für diese Studie und dient als 

Instrument zum Vergleich verschiedener Sanierungsszenarien, -konzepte und -maßnahmen. 

Abbildung 19 zeigt, dass die Integration einer Wärmepumpe zwar zunächst die CO₂-
Minderungskosten erhöht, die Kombination mit einer Photovoltaikanlage jedoch die finanzielle 

Effizienz steigert, indem sie die Kosten im Vergleich zur alleinigen Nutzung einer 

Wärmepumpe senkt. Die hohen anfänglichen Renovierungskosten tragen zu einer hohen 

Kennzahl bei; dies ist hauptsächlich auf die erheblichen Anfangsinvestitionen zurückzuführen. 

Diese Kosten können jedoch im Laufe der Zeit durch bestimmte Schema verringert werden, 

wie in der folgenden Sektion gezeigt wird. 

 

Abbildung 19: Euro pro eingesparter Tonne CO2 in jedem Sanierungsszenario 

bei Gebäuden “nicht/geringfügig Modernisierung” 
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Abschließend führt die Integration von Wärmepumpentechnologie mit PV-Systemen zu 

geringeren Kosten und einer höheren Reduktion der CO₂-Emissionen. Dieser innovative 

Ansatz adressiert sowohl finanzielle Hürden als auch Umweltbelange. Die Implementierung 

von PV-Systemen in Mehrfamilienhäusern stellt jedoch ein spezielle Herausforderung in 

Bezug auf eine gerechte Stromverteilung unter den Bewohnern dar, ein Thema, für welches 

in der Literatur verschiedene Lösungen vorgeschlagen wurden (Galvin 2024, Braeuer et al. 

2022, Loga et al. 2015).  

Anstatt sich auf hohe Energieeffizienzstandards zu konzentrieren, die finanziell belastend sein 

könnten, stellt die Anwendung von Renovierungsstrategien mit niedrigeren 

Energieeffizienzstandards, ergänzt durch Wärmepumpen und PV-Systeme, ein weiteres 

innovatives Instrument dar. Diese Strategie schafft einen Ausgleich zwischen Energieleistung 

mit der finanziellen Machbarkeit. 

Die Berechnungen zeigen, dass eine Sanierung auf einen Endenergieverbrauch von 50 

kWh/m²/Jahr bereits eine ausreichende Dämmung für den optimalen Betrieb einer 

Wärmepumpe bietet. Dieses moderate Sanierungsniveau stellt eine Balance zwischen 

Energieeffizienz und Kosteneffektivität her. Der Austausch des bestehenden Heizsystems 

durch eine Wärmepumpe kann den Endenergieverbrauch weiter auf etwa 17,7 kWh/m²/Jahr 

senken. Die Installation eines PV-Systems ermöglicht die lokale Erzeugung von erneuerbarem 

Strom, wodurch der Energiebedarf des Gebäudes erheblich vermindert und auch CO2-

Emissionen reduziert werden können. Wie in Abbildung 20 gezeigt, erreichen Szenarien, die 

sowohl Wärmepumpen als auch PV-Systeme integrieren, höhere CO2-Einsparungen, selbst 

bei weniger umfangreichen Sanierungsmaßnahmen. Zusätzlich zeigt Abbildung 21, dass 

diese Kombination auch zu niedrigeren Kosten für die CO2-Reduktion führt im Vergleich zu 

Szenarien mit ehrgeizigeren Sanierungen ohne die Integration von Wärmepumpen und PV-

Systemen. 

Durch den Einsatz dieser innovativen Instrumente wird Fortschritt bei der Bewältigung finan-

zieller Lücken und der Reduzierung ökologischer Auswirkungen erzielt. Weitere Grafiken, die 

andere Szenarien und Gebäude mit unterschiedlichen anfänglichen Modernisierungsstufen 

detailliert darstellen. 

 

Abbildung 20: Potenzielle CO2-Einsparungen in verschiedenen Sani-
erungsszenarien bei Gebäuden im vorherigen Zustand 
“nicht/geringfügig Modernisierung.” 



INVEST – Abschlußbericht und Roadmap  68 

 

 

 

Abbildung 21: Euro pro eingesparter Tonne CO2 in jedem Sanierungsszenario 
bei Gebäuden im vorherigen Zustand “nicht/geringfügig 
Modernisierung.” 

Finanzanalyse und Erkenntnisse zur Hochskalierung 

Das FCN Kapitalwert-Simulationsmodell geht die finanziellen Herausforderungen bei der 

Renovierung von Mehrfamilienhäusern an, indem es Finanzierungsmodelle vorschlägt, um die 

Lücke zwischen Renovierungskosten und Erträgen für Eigentümer zu überbrücken. Mieter 

lehnen häufig Mieterhöhungen ab, während Eigentümer aufgrund niedriger Mieten in älteren 

Gebäuden mit Einschränkungen konfrontiert sind. Die Renovierungskosten für jedes Szenario 

werden berechnet, und finanzielle Modelle werden eingeführt, um die Investitionskosten zu 

überbrücken. Diese Modelle umfassen das Standardschema, das feste Warmmietenschema 

und einen Stromvertrag. 

Das Standardschema spiegelt bestehende, derzeit verwendete Modelle wider. Es bietet eine 

realistische Bewertung, indem es Zuschüsse und Darlehen von KfW6 und BAFA7 mit 

einbezieht. Während zinsgünstige Darlehen helfen, die Anfangsinvestitionen zu senken, 

tragen sie dennoch zur gesamten Finanzierungslücke bei. Eine Instandhaltungsrücklage von 

10 % aus Mieteinnahmen wird ebenfalls mit einbezogen, um zukünftige Kosten abzudecken. 

Für Gebäude mit PV-Systemen verbessert der potenzielle Erlös aus dem Verkauf 

überschüssigen Stroms zusätzlich die finanzielle Machbarkeit. 

Nach deutschem Recht dürfen Eigentümer nach einer Renovierung die Miete durch 

Modernisierungszuschläge erhöhen, wie in Abschnitt C beschrieben.  Die Kostendeckung 

erfolgt jedoch über einen längeren Zeitraum, was ihre Attraktivität für Eigentümer mindern 

kann, insbesondere im Hinblick auf Abzinsungsfaktoren und Opportunitätskosten. Zudem 

könnten Mieterhöhungen die finanzielle Belastung der Mieter erhöhen, was die 

                                                      
6 Kreditanstalt für Wiederaufbau 

7 Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
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Entscheidungsfindung bezüglich Renovierungen erschwert, wie in § 559e des Bürgerliches 

Gesetzbuch (BGB) vermerkt. 

Dieses Modell berücksichtigt auch mögliche Einsparungen bei CO2-Steuern aufgrund 

verbesserter Energieeffizienz gemäß dem neuen CO2-Preisgesetz in Deutschland8 

CO2KostAufgG). Diese Regelung bietet Eigentümern nach Renovierungen niedrigere CO2-

Steuern. 

Das feste Warmmieten-Finanzierungsmodell ist darauf ausgelegt, die finanzielle Lücke bei 

Gebäudesanierungen zu verringern. In diesem Modell bleibt die feste Warmmiete—die 

Heizkosten mit einschließt—nach der Sanierung für die Mieter unverändert. Diese Stabilität 

gewährleistet, dass sich die finanzielle Situation der Mieter stabilisiert oder möglicherweise 

sogar verbessert, insbesondere wenn Photovoltaikanlagen installiert werden, wodurch sie von 

reduzierten Stromkosten profitieren können. 

Dieses Modell verschiebt die finanziellen Vorteile hauptsächlich in Szenarien, in denen PV-

Systeme eingesetzt werden, sodass Eigentümer von reduzierten Energiekosten profitieren 

können, während sie ein gleichbleibendes Mieteinkommen beibehalten. Die Integration dieses 

Modells mit Wärmepumpen kann jedoch komplex sein, da die Mieter für ihre Stromrechnungen 

einschließlich der Heizkosten verantwortlich sind. Eine mögliche Lösung könnte sein, dass in 

Gebäuden mit einer Zentralheizung der Strom über den Zähler des Vermieters eingespeist 

wird, wie es bei der Treppenhausbeleuchtung der Fall ist. 

Ein weiteres Modell beinhaltet den Abschluss eines Stromvertrags zwischen Mieter und 

Eigentümer für den Verkauf von durch PV-Anlagen erzeugtem Strom. Gemäß § 42a des 

Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) dürfen Eigentümer diesen Strom zu einem Preis 

verkaufen, der 90 % des Marktpreises nicht übersteigt. Obwohl solche Vereinbarungen 

rechtlich zulässig sind, kann es schwierig sein, sie zu erreichen, da die Parteien 

möglicherweise niedrigere Preise als 90 % aushandeln. In diesem Modell profitieren die Mieter 

von reduzierten Stromkosten aufgrund niedrigerer Preise und geringerer Nachfrage nach der 

Sanierung. Diese Einsparungen können jedoch die hohen Renovierungskosten, die durch die 

Modernisierungsumlage entstehen, nicht vollständig ausgleichen. 

Abbildung 22 zeigt die finanzielle Lücke in verschiedenen Szenarien und 

Finanzierungsmodellen. Sie verdeutlicht, dass die Investitionskosten vom 50 kWh/m²/Jahr-

Szenario zu den 35 und 17,7 kWh/m²/Jahr-Szenarien jeweils steigen. Das Standardschema 

reduziert die Investitionskosten erheblich und verringert die finanzielle Lücke. Dennoch 

entstehen Immobilieneigentümern als Investoren von Sanierungsprojekten erhebliche Kosten. 

In einigen Fällen reduziert das feste Warmmietenschema die Lücke nicht effektiv. Dies liegt 

daran, dass das Standardszenario hohe Subventionsniveaus für Gebäude mit keiner oder nur 

geringer vorheriger Modernisierung bietet und sie als leistungsschwächste kategorisiert9.  Die 

Warmmietenregelung ist jedoch für die Mieter vorteilhafter, da sie die bestehenden 

Verhältnisse beibehalten, ohne ihnen die Kosten für Renovierungen aufzubürden. 

Die kleinste finanzielle Lücke wird im Szenario 17,7 kWh/m²/Jahr + WP + PV mit einem Strom-

Contracting-Finanzierungsmodell beobachtet. Dies unterscheidet sich nur geringfügig von der 

Verwendung eines festen Warmmietenmodells im gleichen Kontext. Für diese Gebäudetypen 

wird empfohlen, das Szenario 17,7 kWh/m²/Jahr + WP + PV zusammen mit einem festen 

Warmmietenmodell zu wählen. Es kann die Bedingungen für Mieter aufrechterhalten, indem 

die Mieten nach der Nachrüstung unverändert bleiben, während es gleichzeitig die 

Investitionskosten für Immobilieneigentümer erheblich reduziert. Eine finanzielle Belastung 

bleibt für die Eigentümer allerdings weiterhin bestehen. 

                                                      
8 CO2KostAufgG 

9  Wenn Ihr Gebäude 1957 oder früher gebaut wurde und mindestens 75 % der Außenwandfläche nicht renoviert wurden, um sie 
energieeffizienter zu machen, gehört Ihre Immobilie zu den leistungsschwächsten Gebäuden. Diese Klassifizierung ist unabhängig 
von der im Energieausweis angegebenen. Weitere Details finden Sie auf der KfW-Website. 

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/Bundesförderung-für-effiziente-Gebäude/Worst-Performing-Building-(WPB)/
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Bei der Bewertung der Kosten von energieeffizienten Renovierungen ist es entscheidend, 

zwischen energierelevanten Kosten und "Sowieso"-kosten zu unterscheiden. Wie in Abschnitt 

5.1 beschrieben, umfassen Energiekosten Ausgaben für die Installation neuer Heizsysteme 

oder das Hinzufügen von Dämmmaterialien. Im Gegensatz dazu beziehen sich "Sowieso"-

kosten auf notwendige Wartungsausgaben, die unabhängig von energetischen 

Verbesserungen anfallen würden . Die Analyse der Renovierungskosten unter Ausschluss der 

"Sowieso"-kosten liefert niedrigere Schätzungen für Investitionen in Energieeffizienz. 

Allerdings kann darüber diskutiert werden, was alles als "Sowieso"-kosten gilt. Wie in 

Abbildung 22 dargestellt, wird die finanzielle Lücke verringert. In einigen Szenarien kann dies 

sogar zu einem finanziellen Gewinn führen. 

 

Abbildung 22: Finanzielle Lücke in verschiedenen Nachrüstszenarien und 
Finanzierungsmodellen. Die Werte beziehen sich auf das 
Gebäude im vorherigen Zustand “nicht/geringfügig 
Modernisierung.” 

Zur Skalierung der finanziellen Lücke auf nationaler Ebene in Deutschland wurden 

Berechnungen des Nettobarwerts (net present value, NPV) verwendet. Diese Werte sind 

speziell für Mehrfamilienhäuser, die zwischen 1949 und 1957 gebaut wurden, hochgerechnet, 

wobei ihre unterschiedlichen Stadien der vorherigen Modernisierung berücksichtigt werden, 

basierend auf Daten aus TABULA und der Studie von Walberg et al. (2022) und Juhrich 

(2022). Die Berechnungen ergaben, dass von den insgesamt zu dieser Zeit existierenden 

MFH 5,8% ohne/mit geringe Renovierungen erfahren hatten, 3,33% mittlere Renovierungen 

und 2,6% umfassende  Renovierungen durchlaufen hatten (vgl. Abbildung 23). Abbildung 24 

zeigt das Potenzial zur CO2-Einsparung durch die Nachrüstung aller in diesem Zeitraum 

errichteten Mehrfamilienhäuser. Es ist offensichtlich, dass Gebäude, die als 

leistungsschwächste oder ohne/mit geringer Modernisierung kategorisiert sind, über die 

gesamte Projektlaufzeit größere Energieeinsparungen erzielen werden als solche, die vor der 

Nachrüstung bereits eine gewisse Modernisierung erfahren haben. Dieser Trend stimmt mit 

den zuvor bereitgestellten Werten vor der Hochskalierung überein. 
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Abbildung 23: Finanzielle Lücke in verschiedenen Nachrüstszenarien und 
Finanzierungsmodellen unter Ausschluss der "Sowieso"-kosten. 
Die Werte beziehen sich auf das Gebäude im vorherigen Zustand 
“nicht/geringfügig Modernisierung.” 

 

Abbildung 24: Eingespartes CO2 in verschiedenen Nachrüstszenarien für 
unterschiedliche Modernisierungsstufen, hochskaliert auf die 
gesamtdeutsche Ebene. 

Abbildung 25, Abbildung 26 und Abbildung 27 zeigen die Nettobarwerte, die auf ein 

bundesweites Niveau in Deutschland hochgerechnet wurden. Diese Grafiken vergleichen 

Gebäude ohne oder mit geringfügiger Modernisierung, mit mittlerer Modernisierung und mit 

umfassender Modernisierung. Die Kosten für die Sanierung sind am höchsten für Gebäude in 

schlechtem Zustand und nehmen ab, je mehr Renovierungen zuvor bereits durchgeführt 

wurden. Ambitioniertere Sanierungsziele sowie der Einbau von Wärmepumpen und PV-

Systemen erhöhen die Kosten weiter. 

Standard-Finanzierungsmodelle reduzieren die Sanierungskosten in den verschiedenen 

Szenarien erheblich aufgrund der enthaltenen Subventionen, insbesondere für Gebäude in 

schlechtem Zustand, die von höheren Subventionssätzen profitieren. Das Szenario, das auf 

50 kWh/m²/Jahr abzielt, ist jedoch nicht mehr für KfW-Subventionen berechtigt, was seine 

Fähigkeit einschränkt, die finanzielle Lücke zu verringern. 

Gebäude, die bereits umfassend renoviert wurden, benötigen keine Sanierung mehr, um das 

Ziel von 50 kWh/m²/Jahr zu erreichen; daher ist dieses Szenario für sie ausgeschlossen. Für 
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umfassend modernisierte Gebäude sticht das Szenario 15,5 kWh/m²/Jahr + WP + PV hervor, 

da diese Gebäude bereits in gutem Zustand mit besseren U-Werten sind. Infolgedessen kann 

der Einbau einer Wärmepumpe ihren Endenergieverbrauch direkt auf 15,5 kWh/m²/Jahr 

senken, und zwar zu geringeren Kosten im Vergleich zu anderen Gebäudetypen. Allerdings 

macht dieser Ansatz sie nicht mehr berechtigt für bestimmte Subventionen im Rahmen der 

Standard-Finanzierungsmodelle, was zu einer höheren finanziellen Lücke führt als in 

Szenarien mit vorherigen Sanierungen. 

In den Szenarien 17,7 kWh/m²/Jahr + WP + PV senkt das Stromvertragsmodell die Kosten, 

obwohl die Einsparungen für Gebäude ohne vorherige Modernisierung gering sind. Im 

Gegensatz dazu bietet dieser Ansatz für andere Gebäudetypen deutlichere Einsparungen und 

kann sogar Gewinne für umfassend modernisierte Gebäude erzielen. Der geringe Unterschied 

zwischen der festen Warmmiete und dem Stromvertragsmodell für Gebäude mit keiner oder 

nur geringfügiger Modernisierung resultiert aus ihrem hohen Energieverbrauch vor der 

Renovierung. Folglich führt die Sanierung zu erheblichen Einsparungen bei den 

Energiekosten, wodurch das Modell der festen Warmmiete in diesen Fällen bevorzugt wird. 

Für andere Gebäudetypen reduziert dieses Modell jedoch nicht die finanzielle Lücke im 

Vergleich zum Standardmodell. 

Das optimale Szenario zur Maximierung der CO2-Einsparungen, wie in Abbildung 24 

angegeben, und zur Minimierung (aber nicht die komplette Schließung) der finanziellen Lücke, 

wie in Abbildung 25, Abbildung 26 und Abbildung 27 dargestellt, besteht darin, auf 17,7 

kWh/m²/Jahr + WP + PV (15,5 kWh/m²/Jahr für umfassend modernisierte Gebäude) zu 

sanieren und ein Stromvertragsmodell einzuführen, um die Renovierungskosten zu senken. 

In Gebäuden ohne oder mit nur geringfügiger vorheriger Modernisierung, wo die Unterschiede 

zwischen diesem Ansatz und der festen Warmmiete gering sind, wird Letztere empfohlen. Sie 

kann die Mietbedingungen nach der Sanierung aufrechterhalten – die Miete bleibt 

unverändert, während verbesserte Wohnbedingungen durch höhere Heizstandards 

geschaffen werden. Ähnlich kann in anderen Szenarien mit diesen Gebäudetypen die feste 

Warmmiete einige der Investitionskosten des Eigentümers mildern, ohne negative 

Auswirkungen auf die Mieter zu haben. 

 

Abbildung 25: Finanzielle Lücke in verschiedenen Sanierungsszenarien und 
Finanzierungsmodellen für Gebäude mit vorherigem Zustand 
“nicht/geringfügig Renovierung.” Die Werte sind auf das gesamte 
Bundesgebiet Deutschland hochgerechnet. 
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Abbildung 26:  Finanzielle Lücke in verschiedenen Sanierungsszenarien und 
Finanzierungsmodellen für Gebäude mit dem vorherigen 
“mittleren/überwiegenden Modernisierungsstand.” Die Werte 
sind auf das gesamte Bundesgebiet Deutschland hochgerechnet. 

 

 

Abbildung 27: Finanzielle Lücke in verschiedenen Sanierungsszenarien und 
Finanzierungsmodellen für Gebäude mit dem vorherigen 
“umfassenden Modernisierungsstand.” Die Werte sind auf das 
gesamte Bundesgebiet Deutschland hochgerechnet. 

Modellierungsgrenzen und Vereinfachungen 

Die im vorherigen Abschnitt vorgestellten Untersuchungen weisen bestimmte 

Einschränkungen und Vereinfachungen auf, um die Analyse voranzutreiben. Die Daten von 

TABULA verallgemeinern die U-Werte und den Endenergieverbrauch für Mehrfamilienhäuser 

in Deutschland. Es wird anerkannt, dass nicht alle Mehrfamilienhäuser diesen Kategorien oder 

Modernisierungsstufen entsprechen. Der Energieverbrauch variiert innerhalb der Gebäude; 
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zum Beispiel profitieren Wohnungen im Mittelgeschoss typischerweise von der Wärme, die 

aus den unteren Etagen aufsteigt. Ähnlich erhalten Gebäude, die zwischen anderen liegen, 

thermische Vorteile im Vergleich zu solchen an Straßenecken, die trotz ähnlicher 

Renovierungsniveaus möglicherweise mehr Heizbedarf haben. 

Darüber hinaus verwendet die Studie Durchschnittswerte für Gebäudegröße und Anzahl der 

Wohnungen und rechnet diese auf ein nationales Niveau in Deutschland hoch. Allerdings 

entsprechen nicht alle Mehrfamilienhäuser diesen Durchschnitten. Des Weiteren wird 

angenommen, dass jede Wohnung voll vermietet ist, obwohl einige Wohnungen 

Eigentumswohnungen sein können. Aufgrund fehlender Daten über präzise 

Eigentümer/Mieter-Verteilungen sowie deren jeweilige Einkommensniveaus in deutschen 

Gebäuden war diese Annahme notwendig. Folglich bleibt es eine große Herausforderung, 

direkt auf die Bedürfnisse von einkommensschwachen Mietern und Eigentümern einzugehen. 

Eine weitere Einschränkung besteht darin, dass die Studie annimmt, dass der CO₂-
Emissionsfaktor über die gesamte Lebensdauer des Projekts konstant bleibt, was jedoch nicht 

zwingend der Fall sein muss. Veränderungen im Energiemix, Effizienzsteigerungen und 

politische Anpassungen könnten den tatsächlichen Emissionsfaktor im Laufe der Zeit 

beeinflussen und somit die langfristige Bewertung der Auswirkungen von 

Sanierungsmaßnahmen verändern.  

In vielen Szenarien und Programmen besteht eine erhebliche Lücke aufgrund der hohen 

Kosten von Sanierungen, die oft nur begrenzte Erträge abwerfen. Ein vorgeschlagener Ansatz 

zur Überbrückung dieser Lücke ist die Erhöhung der Subventionen, die jedoch bereits hoch 

sind, insbesondere im Zusammenhang mit der bundesweiten Umstellung auf neue 

Heizsysteme in Deutschland. Eine andere Lösung könnte darin bestehen, die Energiepreise 

zu erhöhen, was die Rentabilität der Investitionen beschleunigen würde, sowie die CO2-

Steuern zu erhöhen, um die finanziellen Anreize weiter zu verstärken. Es ist wichtig, sich auf 

Strategien zu konzentrieren, die die Investitionsrendite erhöhen. 

5.2 Effizienzgenossenschaften 

Das erste innovative Instrument ist die „Effizienzgenossenschaft“. Eine 

Effizienzgenossenschaft ist ein mitgliederbasiertes, demokratisches Geschäftsmodell, das 

darauf abzielt, eine effektive und partizipative Energiewende zu fördern. Das Hauptziel solcher 

Genossenschaften ist es, Energieeffizienzprojekte durch Mitgliedsbeiträge zu finanzieren, 

sodass die Mitglieder kollektiv von den Gewinnen durch Dividenden profitieren können. 

Mitglieder werden durch den Erwerb von Anteilen zu gemeinsamen Eigentümern der 

Genossenschaft, deren Höhe von der Genossenschaft selbst bestimmt wird. In diesem Modell 

kann die Genossenschaft auch die Rolle eines Auftragnehmers übernehmen, um 

Energieeffizienzmaßnahmen umzusetzen (EnWG).   

Ein Beispiel für dieses Modell ist die Bürger-Energiegenossenschaft Wolfhagen eG. Die 

Bürger-Energiegenossenschaft Wolfhagen (BEG) unterstützt ihre Mitglieder dabei, 

Stromkosten durch einen Energiesparfonds zu senken. Ein entscheidender Aspekt der BEG 

ist ihre 25%ige Beteiligung an den Stadtwerken Wolfhagen, die zur finanziellen Stabilität der 

Genossenschaft beiträgt und ihre Fähigkeit zur Investition in lokale Energieinitiativen stärkt.   

Ein weiteres Beispiel sind die Regionalen Effizienzgenossenschaften (REEG). Das Projekt 

Regionale Effizienzgenossenschaften (REEG), das im Oktober 2013 ins Leben gerufen 

wurde, hatte zum Ziel, das Konzept des Energiesparfonds auf regionaler Ebene zu testen und 

weiterzuentwickeln. Mit der Teilnahme von über 30 Kommunen aus ganz Deutschland lief das 
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Pilotprojekt bis März 2016 und erregte großes Interesse aufgrund seines Potenzials, die 

Energieeffizienz in lokalen Gemeinden zu verbessern und skalierbar zu machen.   

Effizienzgenossenschaften umfassen in erster Linie Eigentümer und Mitglieder, mit einem 

starken Fokus auf inklusive Teilnahme, einschließlich einkommensschwacher Haushalte. 

Diese Genossenschaften bieten erhebliche Möglichkeiten für finanzielle Inklusion durch 

Modelle der gemeinsamen Eigentümerschaft und Energiesparinitiativen.   

Das Wolfhagen-Modell ist beispielsweise besonders bemerkenswert aufgrund seines 

Potenzials, einkommensschwache Haushalte einzubeziehen. Ein innovatives Merkmal dieses 

Modells ist die Einrichtung eines Energiesparfonds, der diese Haushalte bei der Durchführung 

von energieeinsparenden Renovierungen oder Modernisierungen unterstützen kann. Darüber 

hinaus können energieeinsparende Renovierungen von Eigentümern- und Mietermitgliedern 

„gebündelt“ und gemeinsam finanziert werden, wodurch die Gesamtbelastung der Kosten für 

die Teilnehmer verringert wird.   

Um jedoch das finanzielle Hindernis zu überwinden, das einkommensschwache Haushalte 

davon abhält, an Effizienzgenossenschaften teilzunehmen, wird die Subventionierung des 

Erwerbs von Anteilen als eine tragfähige Lösung vorgeschlagen. Dies würde helfen, finanzielle 

Barrieren zu beseitigen und eine größere Inklusion im Genossenschaftsmodell zu 

ermöglichen. Ein Vorteil von Effizienzgenossenschaften ist, dass der Erwerb von Anteilen eine 

Einkommensquelle für Mitglieder darstellen kann, durch Dividenden, die aus den Gewinnen 

der Genossenschaft ausgeschüttet werden. Zudem ist die Genossenschaftsstruktur finanziell 

flexibel, sodass Mitglieder verschiedener Einkommensniveaus teilnehmen können. Dadurch 

wird sichergestellt, dass auch Haushalte mit begrenzteren finanziellen Mitteln die Möglichkeit 

haben, an Energiesparprojekten teilzunehmen.   

Dennoch stellt der Erwerb von Anteilen nach wie vor ein finanzielles Hindernis für 

einkommensschwache Haushalte dar, was sie daran hindern könnte, voll von dem 

Genossenschaftsmodell zu profitieren. Darüber hinaus könnten Mitglieder mit begrenzten 

Ressourcen weniger bereit sein, in Energiesparmaßnahmen zu investieren, was den 

Gesamterfolg und die Skalierbarkeit von Energieeffizienzinitiativen beeinträchtigen könnte. 

Durch die Subventionierung des Erwerbs von Anteilen für einkommensschwache Haushalte 

können diese finanziellen Herausforderungen gemildert werden, was zu einer größeren 

Teilnahme und einer verstärkten langfristigen Wirkung der Energiesparbemühungen führen 

kann. 

5.3 Innovatives Spar- und Darlehensschema   

5.3.1 Beschreibung des Instruments 

Ein weiteres innovatives Finanzierungsinstrument ist ein neuartiges financial scheme, dass 

entwickelt wurde, um die energetische Leistung von Wohngebäuden, die sich im Besitz kleiner 

privater Vermieter in Deutschland befinden, zu verbessern. Das Schema schlägt vor, das 

kommerzielle Bankensystem zu optimieren, um zinsgünstige Kredite für tiefgreifende 

energetische Sanierungen zu ermöglichen – ein entscheidender Schritt zur Erreichung der 

deutschen Klimaziele bis 2045. Mit diesem Schema ist es möglich, eine Kombination aus 

finanziellen Beiträgen von Vermietern, Mietern und der öffentlichen Hand zu finden. Das 

Instrument ist in Galvin & März (2025) ausführlich beschrieben. 

Ein zentrales Merkmal dieses Instruments ist die klare Unterscheidung zwischen 

„Energieeffizienz“ und „energetischer Leistung“. Zwar ist die Verbesserung der 

Energieeffizienz von Gebäudekomponenten wie Wänden, Fenstern, Dächern und Kellern 
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wichtig zur Reduktion von CO₂-Emissionen, sie allein reicht jedoch nicht aus. Dafür gibt es 

zwei Hauptgründe: 

Erstens steigen die Sanierungskosten erheblich, wenn sehr hohe Energieeffizienzstandards 

erreicht werden sollen. So kann es beispielsweise zehn- bis zwanzigmal teurer sein, eine 

Energieeffizienz von 20 kWh/m²/Jahr zu erreichen, als CO₂-Einsparungen durch andere 

Methoden umzusetzen (Blömer et al. 2015, Galvin und März 2025). 

Zweitens kann eine wirksamere und kosteneffizientere CO₂-Reduktion erzielt werden, wenn 

fossile Heizkessel durch elektrische Wärmepumpen ersetzt und Dachflächen mit Photovoltaik 

ausgestattet werden (Galvin 2023, 2024). Aus diesem Grund sollten Befürworter von 

energetischen Sanierungen nicht ausschließlich auf die Energieeffizienz fokussieren. Eine 

praxisorientierte Empfehlung besteht darin, die Energieeffizienz nur so weit zu verbessern, 

dass Wärmepumpen effizient betrieben werden können – in Kombination mit dem Umstieg 

von fossilen Heizsystemen auf Wärmepumpen mit Photovoltaikunterstützung Galvin 2024).  

Das vorgeschlagene scheme unterscheidet sich deutlich von vielen anderen internationalen 

Programmen, die auf Subventionen beruhen. Anders als das ehemalige britische Green Deal 

oder aktuelle deutsche Förderprogramme auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene 

basiert dieses scheme auf einem kommerziellen Ansatz und fokussiert sich auf Einsparungen 

und Kredite – ohne staatliche Subventionen. 

Das vorgeschlagene Spar- und Darlehensscheme orientiert sich an der 

Finanzierungsstrategie großer Wohnungsgesellschaften, die etwa 30 % der Kaltmiete in 

Fonds investieren, um energetische Modernisierungen zu finanzieren. Kleinvermieter fehlt 

diese Skalierung. Daher sollen sie über zwei Jahre einen festen Prozentsatz der Kaltmiete auf 

ein spezielles Bankkonto einzahlen.  

Nach der Sparphase erhalten die Vermieter ein langfristiges, zinsgünstiges Darlehen, 

besichert durch die Immobilie. Dieses Modell unterstützt die Transformation von 

Wohnimmobilien zu langfristigen, verantwortungsvollen Investitionen und soll die 

Sanierungsrate im Mietsektor steigern. Es berücksichtigt auch sozialpolitische Aspekte wie 

Energie-Gentrifizierung und ist kompatibel mit dem Drittelmodell des Deutschen 

Mieterbundes. 

Dieses Spar- und Darlehenssystem bietet Banken einen Anreiz zur Teilnahme, da es ihre 

Reserven erhöht, ihre Kreditvergabe-Kapazität verbessert und über die Zeit erhebliche 

Gewinne generiert. Nach zwei Jahren gibt es zwei potenzielle Szenarien für das System. 

Erstes Szenario: Ein Darlehen und das Ende des Sparens 

Nach zwei Jahren des Sparens:   

• Der Eigentümer hebt die Ersparnisse ab, um eine energetische Renovierung zu 

finanzieren.   

• Er nimmt ein Darlehen bei der Bank zu einem typischen Zinssatz auf (derzeit ca. 4,19 

% für 20 Jahre).   

• Der frühere Gewinn der Bank aus den Einlagen ermöglicht es der Bank, einen 

niedrigeren Zinssatz anzubieten und dennoch rentabel zu bleiben.   

• Da das Darlehen über die Zeit hinweg zurückgezahlt wird, sinken das Risiko und die 

Exponierung der Bank, wodurch neue Darlehen parallel vergeben werden können. 

Zweites Szenario: Ein Darlehen ohne Abhebung der Ersparnisse 

Nach zwei Jahren des Sparens:   

1 Der Eigentümer lässt die angesammelten Ersparnisse für die gesamte 20-jährige 

Hypothekenlaufzeit unberührt.   
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2 Diese Einlagen dienen als stabile Sicherheiten, sodass die Bank bis zu zehnmal den 

Einlagenbetrag über 20 Jahre verleihen und auf diese Darlehen jährlich 5 % Zinsen 

verdienen kann, was zu einem Gewinn von 250 % führt.   

Beispiel: 

• Monatliche Ersparnisse von 300 € → 7.200 € in 2 Jahren gespart.   

• Die Bank verleiht 72.000 € über 20 Jahre → verdient insgesamt 72.000 € an Zinsen 

(5 % jährlich).   

• Der Eigentümer erhält ein Darlehen zu einem niedrigen Zinssatz (1 %) über 66.000 €, 

mit monatlichen Rückzahlungen von 303,53 €, also genau dem gleichen Betrag wie 

die ursprüngliche Sparrate.   

In diesem Szenario profitiert der Eigentümer von:   

• Der Beibehaltung seiner 7.200 € Ersparnisse (zuzüglich Zinsen) am Ende.   

• Der Finanzierung einer Renovierung zu günstigen Darlehenskonditionen.   

• Der Möglichkeit, den gesparten Betrag erneut für zukünftige Investitionen zu 

verwenden.   

Hochleistungsfähige energetische Renovierungen haben typischerweise eine Lebensdauer 

von 20 bis 30 Jahren, abhängig von den konkreten Maßnahmen – wie Wärmepumpen oder 

Isolierung. Infolgedessen kann der Nettobarwert der Vorteile, einschließlich 

Energieeinsparungen und Reduzierungen der CO₂-Steuern, über mehr als zwei Jahrzehnten 

verteilt werden. Dies macht eine 20-jährige Darlehenslaufzeit besonders geeignet, da die 

monatlichen finanziellen Vorteile durch gesenkte Energiekosten die Darlehensrückzahlungen 

teilweise abfedern können.   

5.3.1.1 Ergebnisse der Sensitivitätsanalyse 

Fallstudiengebäude ist ein Nachkriegs-Multifamilienhaus in Nordrhein-Westfalen, das einen 

weit verbreiteten Gebäudetyp in Deutschland darstellt. Es enthält vier Wohnungen, zwei 

Mansarden, einen ungedämmten Keller und einen ungedämmten Dachboden. Die Struktur 

hat massive Betonwände mit Ziegelverkleidung auf der straßenseitigen Fassade und einen 

Dachüberstand, der die Installation von Außendämmung erleichtert. Insgesamt beherbergt 

dieses Gebäude 8 Bewohner und hat eine Wohnfläche von 350 m². 

Diese Fallstudie wurde als Teil des INVEST-Projekts verwendet. Tabelle 19 unten enthält 

detaillierte Informationen zu den Renovierungsparametern der energetischen 

Leistungsfähigkeit des Fallbeispiels und den in der Kosten-Nutzen-Analyse verwendeten 

Werten. Tabelle 20 stellt eine Sensitivitätsanalyse basierend auf verschiedenen 20-jährigen 

Hypothekenzinssätzen vor. Die letzte Zeile zeigt, wie sich der Barwert der finanziellen Verluste 

mit jedem Zinssatz verändert, was auch in Abbildung 25 veranschaulicht wird. Bei einem 

typischen Zinssatz von 4 % beträgt der NPV der Verluste 26.261 €, aber dieser sinkt deutlich 

auf 9.326 €, wenn der Zinssatz auf 0 % gesenkt wird. Dies bedeutet, dass mit jeder 

Zinssatzsenkung um 1 % die Verluste um etwa 4.235 € sinken. Diese Ergebnisse 

unterstreichen den erheblichen finanziellen Vorteil, den ein zuvor beschriebenes Spar- und 

Darlehenssystem für Vermieter bieten kann. 

Tabelle 19: Renovierungsparameter des Fallbeispielgebäudes 
Verbrauch vor der Sanierung (kWh/m²/Jahr) 114.4 
Verbrauch nach der Sanierung (kWh/m²/Jahr) 70 
Grundfläche, m² (4 Wohnungen + 2 Mansarden) 350 
Gesamtkosten der Sanierung 207,016 € 
„Sowieso”-Kosten 114,069 € 
 Kosten für die Verbesserung der Energieeffizienz (nur Gaspreis) 92,947 € 
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Abzinsungsrate 6%/y 
Vorausgezahltes Kapital 20,701.60 € 
Rendite aus alternativen Investitionen (zur Berechnung der 
Opportunitätskosten auf vorausgezahltes Kapital) 

7%/y 

CO₂-Steuersatz (zum Zeitpunkt der Fallstudie) 30 €/tCO2 
Inflationsrate des Gaspreises 1% 

 

Es ergeben sich mehrere Schlüsselfragen aus der obigen Erklärung, wie zum Beispiel, wie 

kleine private Vermieter von dem vorgeschlagenen System profitieren könnten, wie es mit 

bestehenden staatlichen Subventionen kombiniert werden könnte und ob es Vermieter zur 

Durchführung von Renovierungen anregen würde. Diese Fragen sind eng miteinander 

verbunden und werden gemeinsam behandelt. 

Zur Klarstellung: Ziel dieser Studie ist es nicht, neue öffentliche Subventionen oder finanzielle 

Anreize für tiefgreifende energetische Renovierungen vorzuschlagen. Vielmehr wird die 

Durchführbarkeit eines Spar- und Darlehenssystems untersucht, das sowohl für Banken 

kommerziell vorteilhaft als auch für kleine private Vermieter finanziell praktikabel ist. Dieses 

System soll als zusätzliches Instrument zur Finanzierung von Energiesparmaßnahmen dienen 

– nicht als Ersatz für bestehende Instrumente. 

Wie bereits erwähnt, sparen kleine private Vermieter oft unregelmäßig und investieren 

schrittweise, ohne in der Regel Darlehen aufzunehmen. Das vorgeschlagene Spar- und 

Darlehenssystem stimmt mit ihren bestehenden Spargewohnheiten überein, bietet jedoch den 

wesentlichen Vorteil, eine umfassende Renovierung früher zu ermöglichen. Wenn ein 

Vermieter beispielsweise bereits 200 €/Monat für zukünftige Verbesserungen spart, könnte er 

diesen Betrag weiter verwenden und ihn in monatliche Darlehensraten umwandeln, sobald die 

Finanzierung gesichert ist. 

Tabelle 20: Sensitivitätsanalyse der Auswirkungen verschiedener 
Hypothekenzinssätze auf den Barwert der Nettoversluste 

 
Hypothekenzinssatz 0.0% 1.0% 2.0% 3.0% 4.0% 
Kapitalwert der Vorteile 
(nach 25 Jahren) 

28,704 € 28,704 € 28,704 € 28,704 € 28,704 € 

Zu leihender Betrag 
(Laufzeit: 20 Jahre) 

64,243 € 64,243 € 64,243 € 64,243 € 64,243 € 

Monatliche Rückzahlungen 267.68 € 295.32 € 324.44 € 354.99 € 386.88 € 
Gesamtrückzahlungsbetrag 64,243 € 70,877 € 77,866 € 85,198 € 92,851 € 
NPV der Rückzahlungen 38,030 € 41,957 € 46,095 € 50,434 € 54,965 € 
NPV der Nettoverluste mit 
Darlehen 

9326 € 13,253 € 17,391 € 21,730 € 26,261 € 
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Zum Beispiel würde ein 40.000 €-Kredit mit einem Zinssatz von 2 % über 20 Jahre mit 

monatlichen Zahlungen von etwa 202,35 € zurückgezahlt werden, vorausgesetzt, es handelt 

sich um ein Annuitätendarlehen. Wenn die Bank eine Hypothek auf die Immobilie sichern 

kann, verringert sich das Risiko, was niedrigere Zinssätze ermöglicht, im Einklang mit den 

Empfehlungen der bis zu höheren Kredit-zu-Reserve-Verhältnissen. 

Das Scheme kommt sowohl Banken als auch Vermietern zugute. Es erfordert minimale 

Änderungen an den derzeitigen Spargewohnheiten der Vermieter und ermöglicht gleichzeitig 

eine vollständige und technisch integrierte Sanierung. Im Vergleich zu KfW-Darlehen bietet 

das vorgeschlagene Scheme mehr Flexibilität, da es sich auf die gesamte Energieeffizienz 

konzentriert, einschließlich der Integration erneuerbarer Energien, und nicht nur auf die 

strengen Sanierungskriterien der KfW. 

Strukturell ähnelt das Scheme dem bekannten deutschen Bausparvertrag, der ebenfalls 

Sparen und Kredite kombiniert. Das vorgeschlagene Scheme unterscheidet sich jedoch 

dadurch, dass es eine viel kürzere Sparphase hat und die Ersparnisse während der 

Darlehensphase beibehält, was es effizienter und zeitgerechter macht. 

Diese verkürzte Sparphase könnte zu einer früheren Investition anregen und die Klimaziele 

ansprechen, die mit schrittweisen Renovierungen nicht mehr erreicht werden können. Für 

Vermieter fungiert die frühe Investition auch als Schutz vor steigenden CO₂-Kosten. In 

Deutschland teilen sich Vermieter die CO₂-Steuer auf Heizenergie mit den Mietern, und der 

Anteil des Vermieters hängt von der Energieeffizienz des Gebäudes ab. Eine schlechte 

Leistung führt zu höheren Steuern und einer größeren Belastung für die Vermieter. 

Ab 2026 wird der CO₂-Preis durch Markmechanismen bestimmt, und signifikante 

Steigerungen werden erwartet. Dies wird insbesondere Vermieter mit energieineffizienten 

Gebäuden betreffen. Während zukünftige CO₂-Steuerhöhen unsicher sind, können sich 

 

Abbildung 28: Sensitivitätsanalyse der Nettoversluste für die Sanierung 

der Fallstudie eines 4-Parteienhauses mit einer Fläche von 350 m² und 

einer renovierten Gebäudehülle mit einem Energieverbrauch von 70 

kWh/m²/Jahr, für eine Reihe von 20-jährigen Hypothekenzinss.  
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Vermieter auf Projektionen des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz verlassen, 

wie sie in den zugrunde liegenden Studien dieses Berichts verwendet wurden. 

Da die Energiekosten weiter steigen, wird die Energieeffizienz zunehmend die 

Mietentscheidungen beeinflussen. Das bedeutet, dass kleine private Vermieter 

möglicherweise vor wachsenden Herausforderungen stehen werden, schlecht gedämmte 

oder ineffiziente Wohnungen zu vermieten. Mittelfristig könnten sie sogar einen Teil der 

Energiekosten der Mieter selbst tragen müssen, was ihre finanzielle Flexibilität verringern und 

ihre Investitionskapazitäten für Renovierungen einschränken würde. 

Ein weiterer wichtiger Punkt ist, dass das vorgeschlagene Spar- und Darlehensscheme ohne 

öffentliche Mittel auskommt. Es wird direkt über private Banken abgewickelt. Es ist theoretisch 

möglich, es mit KfW-Zuschüssen zu kombinieren – entweder durch Senkung der Zinssätze 

oder durch ein zusätzliches subventioniertes Darlehen – dies wäre jedoch nur ratsam, wenn 

es den Prozess nicht verkompliziert. Die Minimierung der administrativen Belastungen für 

kleine Vermieter ist entscheidend. 

Eine der größten Stärken des Schemes ist seine Einfachheit und die leichte Umsetzbarkeit. 

Im Gegensatz zu staatlichen Förderprogrammen, die von politischen Dynamiken, Lobbyarbeit 

oder Änderungen im öffentlichen Haushalt beeinflusst werden können, bietet dieses privat 

betriebene Scheme eine größere Planungssicherheit. 

5.4 Wärmewendevertrag 

Im Projekt wurde ein innovatives Finanzierungsmechanismus erforscht mit dem Ziel Kapital 

für verschiedene Akteure aufzubauen, um die hohe Investitionskosten der energetische 

Sanierung zu ermöglichen. Dies gilt insbesondere dann, wenn Haushalte mit geringem 

Einkommen niedrigere Mieten zahlen und die Vermieter nicht in der Lage sind, den Mietpreis 

zu erhöhen. In Anlehnung an das Finanzierungsmodell des Bausparvertrags erfolgt eine 

Weiterentwicklung hin zum „Wärmewendevertrag“. Über einen niedrigeren Soll- und/oder 

einen höheren Guthabenzins oder über die Beteiligung von weiteren Akteuren in der Anspar- 

und/oder Rückzahlphase können einkommensschwache Haushalte von Förderungen 

profitieren. Dieses eignet sich besonders für private Eigentümer, die eine Sanierung langfristig 

planen und nicht schon eine Sanierung umsetzen wollen oder müssen da die Ansparphase 

mindestens 8 Jahr ist. Das Schema und der Geldfluss zwischen den Akteuren werden in 

Abbildung 29 dargestellt und im nächsten Abschnitt beschrieben. 
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Abbildung 29: Schematische Darstellung einer Wärmewendevertrag mit 
Rollenverteilung der verschiedenen Akteure 

1. Der Wärmewendevertrag (1) wird von einer Bausparkasse / Kreditinstitut / KfW einge-

richtet. Die Bausparkasse schließt einen Wärmewendevertrag mit dem Eigentümer ab (3). 

Die Konditionen dabei sind sowohl in der Anspar- als auch in der Darlehensphase ggf. 

besser als bei einem herkömmlichen Bausparvertrag, wenn die Mittel zweckgebunden ver-

wendet werden. Von der öffentlichen Hand (2) wird die Möglichkeit realisiert, einen niedri-

geren Soll- und/oder einen höheren Guthabenzins erhalten zu können.  

2. Die öffentliche Hand (2) gewährleistet einen niedrigeren Soll- und/oder einen höheren 

Guthabenzins bei der Bausparkasse / Kreditinstitut / KfW. Zudem kann sie in der Anspar- 

und/oder Rückzahlphase Beiträge leisten. Auch Anteile der CO2-Preis-Einnahmen können 

in die Bezuschussung des Guthabens fließen.  

3. Der Eigentümer (3) kann einen Wärmewendevertrag abschließen und diesen analog zu 

einem Bausparvertrag zunächst in der Sparphase besparen („Anlage, Rücklage“). Er erhält 

dafür über die öffentliche Hand (2) einen höheren Guthabenzins als bei einem herkömmli-

chen Bausparvertrag. In der Darlehensphase tilgt er den Wärmewendekredit und zahlt da-

für (über die öffentliche Hand (2)) einen geringeren Sollzinssatz. Er investiert in die Sanie-

rung seines Gebäudes. Zudem zahlt er den Vermieter-Anteil der CO2-Steuer an die öffent-

liche Hand (2). Er bildet auch die Instandhaltungsrücklage aus den Mieteinnahmen (20-

25 % der Miete).  

4. Der Mieter (4) bezahlt monatlich die Kaltmiete und die Betriebskosten an den Eigentümer 

(3) und zudem (über die Heizkostenabrechnung) den Mieter-Anteil der CO2-Steuer an die 

öffentliche Hand (2). Nach einer Sanierung könnte der Mieter Energie einsparen und durch 

den niedrigeren Energiebedarf (inkl. Modernisierungsumlage) weniger Betriebskosten be-

zahlen. 

Das vorgestellte Modell bietet mehrere Vorteile: Es ermöglicht eine langfristige Zinsbindung 

und lässt sich in Anlehnung an bestehende Modelle relativ einfach umsetzen. Zudem erlaubt 
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es eine flexible Gestaltung der Anspar- und Rückzahlungsphasen. In der Ansparphase profi-

tieren Beteiligte von einer guten Verzinsung, während Kapital aufgebaut werden kann, ohne 

Eigentümer, Staat oder Mieter direkt zu belasten. Darüber hinaus lassen sich Sanierungsmaß-

nahmen und Kapitalaufbau besser zeitlich planen und aufeinander abstimmen – insbesondere 

im Hinblick auf den derzeitigen Handwerkermangel. Allerdings bestehen auch einige Heraus-

forderungen: Der lange Zeithorizont kann abschreckend wirken, und eine Umwandlung beste-

hender Bausparverträge ist vermutlich nicht möglich. Zudem müssen gegebenenfalls zusätz-

liche Geldquellen – wie der EU-Klimasozialfonds, Einnahmen aus der CO₂-Steuer oder För-

derprogramme von Bund, Ländern und Kommunen – koordiniert werden, was die Anspar-

phase beeinflussen könnte. Auch die konkrete Ausgestaltung der Objektförderung stellt eine 

Herausforderung dar. Die Vorteile und Herausforderungen werden in Tabelle 21 zusammen-

gefasst. 

Tabelle 21: Vorteile und Herausforderungen einer Wärmewendevertrag 

 Vorteile Herausforderungen 

• Langfristige Zinsbindung 

• in Anlehnung an ein bestehendes Modell ein-

fach umsetzbar 

• Variable Anspar- und Rückzahlungsphase je 

nach Ausgestaltung 

• Gute Verzinsung in der Ansparphase 

• Kapital kann aufgebaut werden, ohne Eigentü-

mer, Staat oder Mieter zu belasten 

• Sanierungen und Kapitalaufbau können besser 

zeitlich geplant und aufeinander abgestimmt 

werden (bezüglich Handwerkermangel) 

• Langer Zeithorizont 

• Umwandlung bestehender Bau-

sparverträge vermutlich nicht 

möglich 

• Zusätzliche Geldquellen, die mit-

einander zu koordinieren sind, 

könnten die Ansparphase verkür-

zen (z.B. EU-Klimasozialfonds 

(SCF), CO2-Steuereinnahmen, 

Bund, Land oder Kommunale För-

derprogramme, weitere Akteure) 

• Objektförderung 

5.4.1 Beispielrechnung einer Wärmewendevertrag 

Ausgangssituation: Ein Muster Gebäude wurde konzipiert auf der basis von einer durch-

schnittliche Gebäude in Deutschland und ist in Abbildung 30 dargestellt (ARGE e.v. 2022). Ein 

Gebäudeeigentümer besitzt ein Mehrfamilienhaus mit 7 Wohneinheiten (1 x Eigennutzung, 

6 x Mietwohnungen (davon 2 einkommensschwache Mieter)). Das Gebäude wurde im Zeit-

raum 1949-1979 gebaut, ist unsaniert und hat eine Gesamtwohnfläche von 457 m2 (ca. 65,3 

m2 pro Wohnung). Mit einer Gasheizung lag vor der Sanierung der Endenergieverbrauch bei 

185 kWh/m2Wfl mit einem Ausstoß von 6,5 Tonnen CO2 pro Jahr. 
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Abbildung 30: Beispiel Musterhaus für ein durchschnittliches Mehrfamilienhaus 
in Deutschland mit einkommensschwache Mietwohnungen 

Sanierung und Finanzierung: Saniert wird das Gebäude auf einen Sanierungsstandard von 

E70 mit einem Endenergieverbrauch von 65 kWh je m2
Wfl bei einem gleichzeitigen Heizungs-

austausch zu einer Luft-Wärmepumpe, womit im Gebäude keine CO2-Emissionen mehr an-

fallen. Das Gebäude ist noch unsaniert, daher fallen für den Eigentümer auch die sogenannten 

Sowiesokosten an. Die energiebedingten Mehrkosten werden gemäß geltender BEG-Förde-

rung bezuschusst und können zum Teil über die Modernisierungsumlage refinanziert werden. 

Dennoch bleibt der Finanzierungsbedarf hoch und muss anderweitig gedeckt werden. Her-

kömmlich besteht die Möglichkeit, einen Kredit aufzunehmen. Alternativ könnte der Vermieter 

in einen Fond investieren, der das fehlende Kapital über die Zeit ergänzt. Abbildung 31 zeigt 

exemplarisch die gesamten Vollkosten inklusive sowieso-Kosten und energeibedingte Mehr-

kosten, die sich auf ca. 375.000€ belaufen. Die zu erwartende gesparte Energiekosten (Bar-

wert) bring ca. 200.000€ über 25 Jahre, dennoch bleibt eine Finanzierungslücke, die nicht 

durch die niedrigen Mietpreise von Haushalten mit niedrigem Einkommen gedeckt werden 

können. 

Wärmewendevertrag: In der Beispielrechnung wird die neben dem Eigenkapital und den Zu-

schüssen fehlende Finanzierung auf Basis eines Wärmewendevertrags durchgeführt: Für eine 

Bausparsumme von 160.807 € wird eine Sparzeit von 15 Jahren angenommen. Der monatli-

che Sparbeitrag beträgt bei einem Zinssatz für das Bausparguthaben von 0,01 % dann 415 €. 

Dieser könnte direkt bezuschusst werden, sodass die Sparrate für den Eigentümer niedriger 

ist, oder der Zinssatz könnte (deutlich) erhöht werden. In der Darlehensphase würde bei einem 

gebundenen Sollzinssatz von 1,55 % die monatliche Rate 655 €. Um die Anlagephase zu un-

terstützen, sind diverse Geldquellen möglich. Die Bundesebene könnte aus CO2-Steuerein-

nahmen oder aus dem EU-Klimasozialfonds ein Teilen mit einzahlen. Auch andere Quellen 
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(Land, Kommune, Quartier, Stiftungen, und weitere Quellen) wären denkbar. 

 

 

Abbildung 31: Beispielhafte Quantifizierung der Finanzierungslücke in einem 
Muster Mehrfamilienhaus in Deutschland 

Akteur Einnahmen / Einzahlung Auszahlung / Ausgaben 

 
Wärme-
wende-
vertrag  

Zuschuss aus CO2-
Einnahmen + öffent-
liche Hand (z.B. EU-
Klimasozialfonds) 

z.B. 50 € pro einkom-
mensschwachem 
Haushalt und Monat = 
18.000 € über 
15 Jahre 

Gewährleistung ei-
nes niedrigeren Zin-
ses in Darlehens-
phase (öffentliche 
Hand) 
 
Rückzahlung 
zweckgebundes 
Darlehen (Vermie-
ter) 
 
Zuschuss an Eigen-
tümer für Rückzah-
lung (öffentliche 
Hand) 

 
 
1,55 % → X,XX % 
 
 
 
655 € pro Gebäude 
und Monat abzüglich 
Zuschuss 
 
 
X % von 655 € 
  

Gewährleistung ei-
nes höheren Zinses 
in Ansparphase (öf-
fentliche Hand) 

0,01 % → X,XX % 

Anlage (Vermieter) 
415 € pro Gebäude 
und Monat abzüglich 
Zuschuss 

Zuschuss an Eigen-
tümer für Guthaben 
(öffentliche Hand) 

X % von 415 € 

2 
Öffentli-
che 
Hand 

CO2-Steuer 
0 € (nach Heizungs-
tausch) 

BEG-Zuschuss 
46,499 € pro Gebäu-
de (258 € pro Monat 
über 15 Jahre) 

Zuschuss aus CO2-
Einnahmen + öffent-
liche Hand (z.B. EU-
Klimasozialfonds) 

z.B. 50 € pro einkom-
mensschwachem 
Haushalt und Monat = 
18.000 € über 
15 Jahre 

Gewährleistung ei-
nes höheren Zinses 
in Ansparphase und 
eines niedrigeren 
Zinses in Darlehens-
phase 

0,01 % → X,XX % 
 
1,55 % → X,XX % 



INVEST – Abschlußbericht und Roadmap  85 

 

 

Akteur Einnahmen / Einzahlung Auszahlung / Ausgaben 

Zuschuss für Eigen-
tümer für Guthaben 
und für Rückzahlung 

X % von 415 € 
 
X % von 655 € 

3 
Vermie-

ter 

BEG-Zuschuss 
46,499 € pro Gebäu-
de (258 € pro Monat 
über 15 Jahre) 

Investition in Gebäu-
de 

367.447 € pro Ge-
bäude 

Kaltmiete / Betriebs-
kosten 

5.296 € pro Gebäude 
und Monat  

Anlage und Rück-
zahlung Wärme-
wendevertrag 

415 € bzw. 655 € pro 
Gebäude und Monat 
abzüglich Zuschuss 

Modernisierungs-
umlage 

11.751 € (max. 3 €/m2 
über 10 Jahre) (98 € 
pro Gebäude und Mo-
nat) 

Rücklage (15 % der 
Kaltmiete) 

795 € pro Gebäude 
und Monat 

Eigenanteil (Ener-
gie-, CO2-Steuerein-
sparungen; Barwert 
über 25 Jahre) 

68.761 € 
Eigenanteil CO2-
Steuer 

0 € (nach Heizungs-
tausch) 

4 Mieter  

Energie-, CO2-Steu-
ereinsparungen 
(Barwert für 6 Miet-
wohnungen über 
25 Jahre) 

177.119 € 

Kaltmiete / Betriebs-
kosten 

5.296 € pro Gebäude 
und Monat 

Modernisierungs-
umlage 

11.751 € (max. 3 €/m2 
über 10 Jahre) (98 € 
pro Gebäude und Mo-
nat) 

Quellen: ARGE e.V., Destatis, BMWK, GLS Bank, eigene Berechnungen 

Der Wärmewendevertrag ist ein innovatives und vielversprechendes Finanzierungsinstru-

ment, um die energetische Sanierung von Gebäuden insbesondere im preisgedämpften Miet-

wohnungssegment zu ermöglichen. Durch eine langfristig planbare Ansparphase, attraktive 

Zinskonditionen und die mögliche Beteiligung öffentlicher Akteure lässt sich Kapital aufbauen, 

ohne Mieter, Eigentümer oder Staat unmittelbar stark zu belasten. Das Modell bietet damit 

eine konkrete Lösung für die Finanzierungslücke, die trotz staatlicher Förderungen und ener-

getischer Einsparpotenziale bestehen bleibt – insbesondere bei Haushalten mit geringem Ein-

kommen und begrenztem Mietsteigerungsspielraum. Gleichzeitig erfordert der Wärmewende-

vertrag jedoch eine sorgfältige Ausgestaltung und Koordination verschiedener Förderquellen 

sowie ein Umdenken bei Eigentümern hinsichtlich langfristiger Sanierungsplanung. Diese Fi-

nanzierungsinstrument könnte einen wichtigen Beitrag zur sozial gerechten und klimaneutra-

len Wärmewende leisten, sofern die politischen und finanziellen Rahmenbedingungen ent-

sprechend angepasst und unterstützt werden. 

5.5 Auswirkungen der energetischen Sanierung und der Einführung 

finanzieller Mechanismen auf Energie und Emissionen bei Mietern 

mit geringem Einkommen in Mehrfamilienhäusern 

Die Wirkung von energetische Sanierungen und der Finanzierungsmodelle auf Systemebene 

werden Anhand der Optimierungsmodell (TAM-Households) für den Haushaltssektor in 

Deutschland eingesetzt, dass die Entscheidungen bezüglich Investitionen und 

Energienutzungen auf Haushaltsebene abbildet. Hier sind die Haushalte nach Einkommens-

klassen, dem Mieter-Vermieter-Status, der Stadt-Land-Unterscheidung und in 

unterschiedliche Gebäudetypen gruppiert. In Abhängigkeit des analysierten 

Finanzierungsmodells kann damit aufgezeigt werden, welche Energieeinsparung und 
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Emissionsminderung im Zuge einer deutschlandweiten Implementierung innovativer 

Finanzierungsmodelle erreicht werden könnte. Die Ergebnisse des Experiments fließen dabei 

in das Optimierungsmodell ein, um die angenommenen Entscheidungsprozesse auf der 

Haushaltsebene mikroökonomisch zu fundieren. Weiterhin werden Verteilungs- und Wohl-

fahrtseffekte dieser Finanzierungsmodelle berücksichtigt, insbesondere im Hinblick auf ein-

kommensschwächere Haushalte. Auf Basis der Modellierungen werden Empfehlungen für 

unterschiedliche Akteure im Energiesystem bezüglich der Wirksamkeit der Finanzie-

rungsmechanismen und möglicher Implementierungsstrategien entwickelt. Es wird abgeleitet, 

wie die beiden energiepolitischen Ziele Klimaschutz und Bezahlbarkeit, die bislang eher 

konträr zueinanderstehen, zusammengeführt werden können und damit die Wärmewende in 

Deutschland umsetzbar wird, womit der gesellschaftsbezogene Ansatz des Projektes im 

Zusammenhang mit der Energiewende verdeutlicht wird.  

5.5.1 Modellbeschreibung Optimierungsmodell TAM 

Das TIMES-Akteurs-Modell (TAM) basiert auf dem TIMES-Modellgenerator, beinhaltet aber 

die detailliertere Charakterisierung der verschiedenen Akteure innerhalb der Angebots- und 

Nachfragesektoren (Ahanchian et al. 2020). TAM zielt auf die Ermittlung der wirtschaftlich 

optimalen Struktur des Energiesystems bei einem vorgegebenen Nutzenergie- bzw. 

Energiedienstleistungsbedarf und ggf. energie- und umweltpolitischen Vorgaben. Um die 

höhere Sektorauflösung zu ermöglichen, ohne die Rechenzeit des Modells unnötig zu 

erhöhen, werden die Sektoren in Einzelmodelle aufgeteilt und durch einen 

Kopplungsmechanismus verbunden, der durch Nachfragen aus den Nachfragesektoren und 

Preise für Energieträger aus dem Angebotssektor durch einen iterativen Prozess ermöglicht 

wird. Die Komplexität des Modells wird jedoch durch die erhöhte Auflösung der verschiedenen 

Wirtschaftssektoren des Energiesystems erhöht: Energieversorgung, Industrie, Haushalte und 

Verkehr, während die restlichen Sektoren weiterhin aggregiert abgebildet sind, wie in 

Abbildung 32 dargestellt. 

 

Abbildung 32: Darstellung der abgebildeten Akteursgruppen in TAM  

Der TAM-Modellhorizont erstreckt sich von 2013 bis 2060 in jährlicher Auflösung mit vier 

Regionen im Angebotssektor sowie jeweils eine Region auf Jahresbasis in den 

Nachfragesektoren. Die Eingaben in das Modell zielen darauf ab, die Versorgung der 

Nachfragesektoren mit Energiedienstleistungen zu minimalen globalen Kosten 

sicherzustellen, indem gleichzeitig Entscheidungen über Anlageninvestitionen und -betrieb, 

Primärenergieversorgung und Energiehandel für jede Region getroffen werden. Wenn 

beispielsweise die Energiedienstleistung für die Beleuchtung von Wohngebäuden im 
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Vergleich zum Referenzszenario zunimmt (vielleicht aufgrund eines Rückgangs der Kosten 

für die Beleuchtung von Wohngebäuden oder aufgrund einer anderen Annahme für das 

Einkommenswachstum), müssen entweder die vorhandenen Erzeugungsanlagen intensiver 

genutzt oder neue, möglicherweise effizientere Anlagen installiert werden. Die Auswahl der 

Erzeugungsanlagen (Typ und Brennstoff) durch das Modell basiert auf der modellintegrierten 

vergleichenden Analyse der Eigenschaften alternativer Erzeugungstechnologien, auf der 

Wirtschaftlichkeit der Energieversorgung und auf Umweltkriterien. 

Im Modell TAM-Households (TAM-HHs) erfolgt eine Disaggregation der Haushalte gemäß der 

sozioökonomischen Charakteristika Einkommen, Gebäudetyp (SFH, MFH), 

Einkommensgruppen, Ort (Stadt/Land) und Besitzverhältnis (Eigentümer/Mieter). Die 

Nachfrage und Technologien sind profilspezifisch. TAM-HHs berücksichtigt auch 

Budgetrestriktionen, die die Investitionen auf das tatsächlich verfügbare Kapital für die 

definierten Akteursgruppen begrenzt (Dobbins 2022). Diese methodischen Erweiterungen 

verbessern die Einschätzung der möglichen angebots- und nachfrageseitigen notwendigen 

Veränderungen und ermöglichen tiefere Einblicke in die Dynamik verschiedener 

sozioökonomischer Parameter auf Energienutzung und Emissionen.  

Die Methode besteht aus drei Schritten: 

1. Charakterisierung des Haushaltssektors, um die unterschiedlichen Fähigkeiten der 

Haushalte wie Finanz- oder Entscheidungsmacht, Zugang und Bezahlbarkeit zu 

berücksichtigen. 

2. Integration verschiedene Technologische und Politische Parameter und Nutzung eines 

Instruments für eine langfristige Bewertung, um zu verstehen, wie Haushalte am besten 

investieren können und sollten, um beispielsweise durch eine Erhöhung der CO2-

Steuern nicht benachteiligt zu werden und dennoch die Klimaziele zu erreichen. 

3. Nutzung dieses Instruments, um anschließend die Auswirkungen von Maßnahmen zur 

finanziellen Unterstützung einkommensschwacher und gefährdeter Haushalte durch 

den Vergleich von Szenarien zu bewerten, wie in Tabelle 22 beschrieben. 

5.5.1.1 Modellerweiterung: Sanierungsoptionen  

Um die verschiedenen Sanierungspfade und -optionen im Modell abzubilden, kann der Ist-
Zustand der Gebäude auf unterschiedlichen Standards saniert. Sie können entweder 
schrittweise auf EFH100, dann auf EFH70 und dann auf EFH55 sanieren. Oder sie können 
Stufen überspringen und von EFH100 auf EFH55 oder von Ist-Zustand auf EFH55 gehen 
(vgl. Abbildung 33). Demnach sind die notwendigen Investitionskosten gestaffelt und nach 
Wohnungs- und Gebäudegrößen angepasst (ARGE 2022).  
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Abbildung 33: Sanierungsoptionen im TAM-Households Modell 

5.5.1.2 Szenarien und Finanzierungsmechanismen 

Verschiedene Szenarien wurden angewandt, um die Rolle von energetischen Sanierungen 
bei der Dekarbonisierung und der Heizungsstruktur in Haushalten zu untersuchen (vgl. Tabelle 
22). Darüber hinaus wird die finanzielle Kapazität von Mieterhaushalten mit niedrigem 
Einkommen in Mehrfamilienhäusern bewertet, um in infrastrukturelle Veränderungen zu 
investieren, und die Notwendigkeit und Rolle von Finanzierungsmechanismen untersucht. 

Das Referenzszenario umfasst alle umgesetzten Maßnahmen ohne das 

Dekarbonisierungsziel für 2045, aber mit der CO2-Steuer auf CO2-Emissionen. Dieses 

Szenario zeigt den wahrscheinlichen Entwicklungspfad ohne forcierte Dekarbonisierung, um 

die natürliche Entwicklung der Aktivitäten im Haushaltssektor angesichts der aktuellen 

Finanzierungslandschaft und der Einfluss von finanziellen Benachteiligungen (CO2-Steuer) 

besser zu verstehen. Das Referenzszenario (REF) dient als Grundlage, von der aus die 

anderen bewerteten Szenarien in einen Kontext gestellt werden können. Weitere Szenarien 

befassen sich mit der finanziellen Lücke auf dem Weg zur Dekarbonisierung (FinGap), dem 

Vergleich des Referenzszenarios mit dem forcierten Dekarbonisierungsziel bis 2045 (Dekarb), 

der gezielten finanziellen Unterstützung einkommensschwacher Haushalte zusätzlich zur 

derzeitigen Finanzlandschaft, ähnlich dem österreichischen Modell, bei dem die Kosten für 

den Heizungsaustausch zu 100% gedeckt werden, und schließlich dem Szenario 

Wärmewendevertrag (WWV), das die Rolle eines alternativen Finanzierungsmechanismus 

hervorhebt. Dabei sollen drei Hauptfragen beantwortet werden: 

• Welche Rolle spielt die Sanierung in der Dekarboniseriung? 

• Welche Rolle spielt der Zuschuss für die Sanierung? 

• Welche Rolle spielt der Zuschuss für Sanierung für die Heizungsstruktur? 
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Tabelle 22: Übersicht der TAM-HHs Szenarien 
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Referenz REF 
Implementierte Politikmaßnah-
men, ohne Dekarbonisierungsziel 

X   X  

Finanzier-
ungslücke 

FinGap 
Investitionsbedarf ohne Förderung 
oder Politikmaßnahmen 

     

Dekarbon-i-
sierung 
2045 

Dekarb 
Implementierte Politikmaßnah-
men, mit Dekarbonisierungsziel 

X  X X  

Ein-kom-
mens-
schwache 
Haushalte 

EKSHH 

Mit gezielte Förderung für Einkom-
mensschwache Haushalte analog 
zur Österreichischer Modell mit 
100% Förderung für Einkom-
mensschwache Haushalte für Hei-
zungsaustausch 

X X X X  

Wärme-
wende-ver-
trag 

WWV 
Alternative Finanzierungsmecha-
nismus  

    X 

5.5.2 Ergebnisse der Optimierungsmodellierung TAM-HHs 

5.5.2.1 Welche Rolle spielt die Sanierung in der Dekarbonisierung? 

Energetische Sanierungen stellen einen zentralen Hebel zur Dekarbonisierung des 
Gebäudesektors sowie zur Reduktion des Wärmebedarfs dar. Erste Erkenntnisse ergeben 
sich aus einem Vergleich zwischen dem Referenzszenario (REF) und dem 
Dekarbonisierungsszenario (Dekarb). Während das REF-Szenario eine CO₂-Bepreisung, 
jedoch keine expliziten Dekarbonisierungsziele berücksichtigt, verfolgt das Dekarb-Szenario 
das Ziel einer vollständigen Dekarbonisierung bis zum Jahr 2045. Im Fokus der Analyse steht 
das jeweilige Verhalten der Haushalte innerhalb dieser Szenarien. Ein Vergleich der 
betriebsbedingte CO₂-Emissionsentwicklungen (vgl. Abbildung 34) mit und ohne die 
Möglichkeit energetischer Sanierungen verdeutlicht deren Schlüsselrolle. Ohne 
Sanierungsoptionen liegen die CO₂-Emissionen im Jahr 2045 etwa 22 % über denen des 
Referenzszenarios. Dies unterstreicht, dass Emissionsreduktionen im REF-Szenario 
maßgeblich durch Sanierungen erreicht werden, insbesondere infolge des sinkenden 
Energiebedarfs. Der leichte Anstieg der Treibhausgasemissionen im Jahr 2045 lässt sich auf 
zwei Faktoren zurückführen: Zum einen auf die verstärkte Nutzung von Gas zum Kochen, zum 
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anderen auf die Neuinstallation geförderter Heiz- und Warmwasserbereitungsanlagen, bei 
denen Gas als Backup-Energiequelle dient. 

 

Abbildung 34: CO2-Emissionen für Haushalte in Mehrfamilienhäuser in 
Deutschland mit Sanierungsoptionen und Dekarbonisierungsziel 
(Dekarb) und ohne Sanierungsoptionen und 
Dekarbonisierungsziel (Ohne Sanierung) gegenüber der 
Referenzszenario 

Wenn alle Haushalte bis 2045 dekarbonisiert werden, wie in Abbildung 35 dargestellt, 
unterscheiden sich die Arten von Energieträger, die zur Deckung des Heizungs- und 
Warmwasserbedarfs sowie zur energetische Sanierung von Gebäuden verbraucht werden, je 
nach Wohnverhältnis. Zusammen mit Sanierung nutzen Eigentümer überwiegend 
erneuerbare Energien und Strom, während Mieterhaushalte eher auf Fernwärme und Strom 
aus kostengünstigeren Technologien zurückgreifen. Der genutzte Strom stammt jedoch nicht 
– wie intendiert – überwiegend aus Wärmepumpenanwendungen, sondern primär aus 
elektrischen Widerstandsheizungen und Warmwasserbereitern. Dieses Nutzungsmuster lässt 
sich insbesondere durch finanzielle Einschränkungen erklären: Haushalte mit geringem 
Einkommen können die erforderlichen Investitionskosten häufig nicht tragen. Zudem sind 
Mieterinnen und Mieter in Entscheidungsprozesse zur Heiztechnologie selten eingebunden 
und erhalten stattdessen Zugang zu kostengünstigeren, aber weniger effizienten 
Technologien. Diese strukturellen Rahmenbedingungen spiegeln sich deutlich in den 
Ergebnissen wider. Im Referenzszenario wird jedoch nicht davon ausgegangen, dass die 
Haushalte das Dekarbonisierungsziel einhalten, so dass zu erwarten ist, dass der Verbrauch 
fossiler Brennstoffe weit über das Jahr 2045 hinaus anhalten wird. 
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Abbildung 35: Anteile Energieträger für Heizen und Warmwasser für Haushalte 
in Mehrfamilienhäuser in Deutschland nach Wohnverhältnis im 
Dekarbonisierungsszenario 

Es wird erwartet, dass energetische Sanierungen in der Zieleinkommensgruppe eine Rolle 
spielen werden, aber die Sanierungspfade sind unterschiedlich, je nachdem, ob die 
Haushalte die Entscheidungsbefugnis zur Umsetzung haben. Das bedeutet, dass 
Eigentümer in dieser Einkommensgruppe voraussichtlich schneller renovieren werden als 
Mieter (vgl. Abbildung 36). Die untersten drei Einkommensgruppen bestehen zu 77 % aus 
Mietern, was darauf hindeutet, dass die Vermieter dieser Haushalte mehr Maßnahmen 
ergreifen müssten als Eigentümerhaushalte derselben Einkommensgruppe. 

 
 

Abbildung 36: Energetische Sanierungspfade für Eigentümer (links) und Mieter 
(rechts) in der Zielgruppe im Referenzszenario 

Energetische Sanierung spielt eine Rolle bei der Heizungsstruktur in Haushalten. Wie in 
Abbildung 37 dargestellt, umfasst die Wärmestruktur im Jahr 2045 in der Zielgruppe weiterhin 
fossile Energieträger (53,7 %) und der restliche Heizenergiebedarf wird durch Netzlösungen 
(Fernwärme) und synthetische Brennstoffe, die in das Gasnetz gemischt werden, gedeckt. Die 
Einbindung synthetischer Brennstoffe deutet darauf hin, dass sich die Mieterhaushalte für die 
Vermeidung der finanziellen Belastung durch die Kohlenstoffsteuer entscheiden, indem sie 
Netzlösungen gegenüber individuellen technischen Investitionen nutzen. 
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Abbildung 37: Endenergieverbrauch für Heizen in der Zielgruppe nach 
Energieträger im Referenzszenario 

5.5.2.2 Welche Rolle Spielt der Zuschuss für die Sanierung? 

In der Zielgruppe wird die finanzielle Unterstützung erwartungsgemäß eine wichtige Rolle bei 

der verstärkten Durchführung von energetischen Sanierungen und dem Austausch von 

Heizungen spielen, um zur Dekarbonisierung beizutragen (vgl. Abbildung 38). Durch die 

Verringerung der Nachfrage durch die Investitionen sinken die Emissionen mit finanzieller 

Unterstützung weiter.  

 

Abbildung 38: Dekarbonisierungspfade mit Sanierungs- und 
Zuschussvariationen in der Zielgruppe 

Ohne finanzielle Unterstützung werden die Haushalte länger fossile Brennstoffe verbrauchen, 

da das finanzielle Kapital für die Investitionen nicht vorhanden ist (vgl. Abbildung 39). Diese 

Subventionen sind vor allem für Mieterinnen und Mieter von entscheidender Bedeutung. In 

Abbildung 40 wird der Endenergieverbrauch nach Energieträger und Sanierungsmöglichkeit 

dargestellt. Energetische Sanierung führt zur größten reduktion der Nachfrage sowie 

Integration des Anteils erneuerbarer Energien auf über 90 % für Haushalte in der Zielgruppe.  
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Abbildung 39: Endenergieverbrauch nach Wohnverhältnis 

5.5.2.3 Welche Rolle Spielt der Zuschuss für die Heizungsstruktur? 

Subventionen werden auch eine wichtige Rolle bei der Heizungsstruktur der Zielhaushalte 

spielen. Hier vergleichen wir den Unterschied zwischen keiner finanziellen Unterstützung und 

keiner Sanierungsoption sowohl mit Sanierung als auch mit Zuschuss mit dem 

österreichischen Modell der Heizkostenzuschüsse für Haushalte mit niedrigem Einkommen. 

Bei Haushalten, die sowohl von Sanierungs- als auch von Heizungszuschüssen profitieren, ist 

davon auszugehen, dass sie mehr erneuerbare Energien einsetzen.   

 

Abbildung 40: Verteilung der Endenergieverbrauch in der Zielgruppe mit und 
ohne Zuschüsse nach Energieträger 

Wenn die Haushalte in der Zielgruppe einen Zuschuss für die Heizungsinvestitionskosten 

erhalten, reduzieren die CO2-Emissionen wie zu erwarten um 60 % in 2040 im Vergleich zum 

Pfad ohne Zuschuss (vgl. Abbildung 41). Im Jahr 2045 steigen die Emissionen aufgrund der 
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erhöhten Einsatz von synthetischen Kraftstoffen. In dem Szenario, in dem Wärmeinvestitionen 

für die Zielgruppe zu 100 % subventioniert werden, finden jedoch keine Investitionen in 

energetische Sanierungen statt. 

 

Abbildung 41: CO2-Emissionen in der Zielgruppe mit und ohne 
Heizungszuschuss 

5.5.3 Zusammenfassung 

Die Dekarbonisierung des Gebäudesektors erfordert vielfältige Ansätze. Um CO₂-Emissionen 

wirksam zu mindern, sollten insbesondere für einkommensschwache Mieter kosteneffiziente 

Maßnahmen gezielt an den Emissionsursachen ansetzen. Eine gezielte finanzielle 

Unterstützung kann sowohl einkommensschwachen Haushalten als auch Vermietern 

Investitionen in emissionsarme Technologien erleichtern und so zur Erreichung der Klimaziele 

beitragen. 

Die Ergebnisse zeigen, dass energetische Sanierungen eine Schlüsselrolle bei der Reduktion 

von Emissionen spielen, insbesondere durch die Senkung des Energiebedarfs. Ohne gezielte 

Förderung bleiben jedoch fossile Energieträger weiterhin bedeutend, vor allem bei Mietern mit 

begrenzter Entscheidungsmacht. Finanzielle Zuschüsse ermöglichen nicht nur eine schnellere 

Umstellung auf emissionsärmere Heizsysteme, sondern beeinflussen auch die Wahl der 

Energieträger zugunsten erneuerbarer Quellen. Szenarien mit umfangreicher Förderung, wie 

etwa das österreichische Modell, erzielen die größten Emissionsminderungen, verdeutlichen 

jedoch auch Zielkonflikte – etwa zwischen Heizungsmodernisierung und energetischer 

Gebäudesanierung. Eine kombinierte Strategie aus Sanierungsförderung und 

Heizungszuschüssen erweist sich daher als besonders wirksam, um Emissionsreduktionen 

sozialverträglich und effizient zu erreichen. 
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6 Schlussbetrachtung und Empfehlungen  

Key take-aways 

• Hoher Sanierungsbedarf und soziale Herausforderungen: Die Transformation 
des Gebäudesektors im Rahmen der Wärmewende ist ein zentraler Bestandteil zur 
Erreichung der Klimaziele bis 2045. Ihre Umsetzung wird jedoch durch soziale Span-
nungsfelder, begrenzte öffentliche Mittel und Finanzierungshürden – insbesondere 
bei Haushalten mit niedrigen Einkommen – erschwert. 

• Priorisierung nach Effizienzpotenzial: Gebäude mit sehr niedriger Energieeffizi-
enz („Worst Performing Buildings“) weisen ein überdurchschnittlich hohes CO₂-Ein-
sparpotenzial pro eingesetztem Fördermittel auf. Eine gezielte Priorisierung dieser 
Gebäude kann daher zur effektiven Emissionsminderung beitragen, zumal diese Ob-
jekte häufig von Haushalten mit begrenztem Einkommen bewohnt werden. 

• Persistente Finanzierungslücke: Trotz bestehender Förderprogramme und Kredi-
tangebote verbleibt eine signifikante Finanzierungslücke. Ohne die Entwicklung und 
Implementierung zusätzlicher Finanzierungsinstrumente – wie z. B. Wärmewende-
verträge oder Energieeffizienzgenossenschaften – ist eine flächendeckende Umset-
zung nur eingeschränkt realisierbar. 

• Notwendigkeit systemischer Ansätze: Eine erfolgreiche Umsetzung der Wärme-
wende erfordert ein integriertes Maßnahmenpaket. Dazu gehören eine wirksamere 
Förderstruktur (Fokus auf CO₂-Vermeidung statt reiner Effizienzkennzahlen), struk-
turelle Reformen (z. B. objektbezogene statt personenbezogener Förderung) sowie 
regulatorische Vereinfachungen (z. B. zentrale Anlaufstellen, Bürgschaftsmodelle, 
Abbau bürokratischer Hürden). 

• Praxisorientierte Umsetzungshilfen: Das Projekt INVEST stellt mit einem 12-
Punkte-Plan und konkreten Fallstudien auf kommunaler Ebene praxistaugliche An-
sätze zur Verfügung. Ziel ist eine sozial ausgewogene Umsetzung der Wärmewen-
de, bei der insbesondere Haushalte mit geringem Einkommen aktiv eingebunden 
werden. 

Die Erreichung der Klimaneutralität in Deutschland bis 2045, insbesondere im Gebäudesektor, 

stellt für Deutschland eine enorme Herausforderung dar. Trotz erster Fortschritte bleiben deut-

liche Lücken zwischen den Zielvorgaben und der tatsächlichen Entwicklung bestehen. Der 

Gebäudesektor ist nach wie vor für einen erheblichen Anteil der Endenergieverbräuche und 

CO₂-Emissionen verantwortlich, wobei bestehende Einsparungen bisher hauptsächlich auf 

externe Faktoren wie milde Winter und steigende Energiepreise zurückzuführen sind – nicht 

auf strukturelle Maßnahmen oder Verhaltensänderungen der Haushalte. 

Zur Erreichung des Emissionsziele im Gebäudesektor sind weitere Maßnahmen notwendig, 

insbesondere eine höhere Sanierungsrate und Anpassungen bei den genutzten Energieträ-

gern und Heizungssystemen. Dabei bewegt sich die Politik allerdings in einem Spannungsfeld 

zwischen dem Klimaschutz und sozialen Aspekten, insbesondere vor dem Hintergrund sin-

kender Steuereinnahmen und Finanzierungsengpässen, eines angespannten Immobilien-

marktes und fehlender Sozialwohnungen. Einkommensschwächere Haushalte können die 

notwendige Investitionshürde für eine Sanierung nicht überwinden, sie sind aber gleichzeitig 

eine wichtige Zielgruppe für die Unterstützung von Sanierungsmaßnahmen und eine beson-

ders vulnerable Gruppe bezüglich Energie- und Wohnkosten.. Insgesamt sind die Mittel für 

Sanierungen begrenzt, sowohl beim Staat bzgl. Förderung als auch bei den Haushalten zur 

Finanzierung.  
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Die lokale Umsetzung der Wärmewende, speziell für einkommensschwache Haushalte, erfor-

dert innovative und sozialverträgliche Finanzierungsmodelle. Hierbei müssen verschiedene 

Hemmnisse wie finanzielle Barrieren, Informationsdefizite und das sogenannte Mieter-Vermie-

ter-Dilemma überwunden werden. Das durch das BMWK geförderte Forschungsprojekt 

"INVEST" hat Strategien entwickelt, die genau diese Herausforderungen adressieren. Im Rah-

men von Fallstudien in Baden-Württemberg, Berlin/Brandenburg und Nordrhein-Westfalen 

wurden maßgeschneiderte Lösungsansätze unter Einbezug regionaler Besonderheiten erar-

beitet. 

6.1 Hochskalisierungsanalyse und Finanzierungsbedarf  

Ziel von INVEST war es, praxistaugliche Modelle zu entwickeln, die eine sozialverträgliche 

energetische Gebäudesanierung ermöglichen. Aufbauend auf der Hochskalierungsanalyse 

wurden bestehende Förderprogramme und Kreditinstrumente hinsichtlich ihres Beitrags zur 

Schließung der identifizierten Finanzierungslücke analysiert – zunächst exemplarisch für die 

Fallstudie Aachen, anschließend hochgerechnet auf Nordrhein-Westfalen und Westdeutsch-

land. Ergänzend wurden potenzielle Selbstfinanzierungsmechanismen wie Instandhaltungs-

rücklagen betrachtet. Die Ergebnisse wurden über mehrere Fallstudien hinweg verglichen, um 

die Robustheit der Schlussfolgerungen zu sichern. 

Ein zentrales Ergebnis: Gebäude mit besonders schlechter Ausgangseffizienz weisen nicht 

nur die höchsten Einsparpotenziale auf, sondern profitieren auch am stärksten von bestehen-

den Fördermechanismen. Diese Gebäude bieten einen hohen Hebel für eine wirtschaftlich 

tragfähige und sozial ausgewogene Wärmewende – insbesondere, da sie häufig von einkom-

mensschwachen Haushalten bewohnt werden. 

Die Hochskalierungsanalyse auf Ebene von Nordrhein-Westfalen und Westdeutschland liefert 

mehrere derart zentrale Erkenntnisse und wirft zugleich kritische Fragen zur praktischen Um-

setzbarkeit großflächiger Sanierungsstrategien auf. 

Erstens zeigen die Ergebnisse, dass sich die öffentlichen Kosten für die energetische Sanie-

rung aller viergeschossigen Wohngebäude aus den Baujahren 1949 bis 1978 auf rund 12,72 

Milliarden € in NRW und 27,21 Milliarden € in Westdeutschland belaufen. Diese Schätzung 

basiert auf detaillierten Fallstudien typischer Nachkriegsbauten, die energetisch und förder-

technisch als repräsentativ gelten. 

Zweitens verdeutlicht eine Ausweitung der Hochrechnung auf alle Wohngebäude dieser Bau-

altersklasse – unabhängig von Gebäudehöhe oder -typ – die Dimension des gesamtgesell-

schaftlichen Aufwands: Die geschätzten Kosten steigen auf rund 61,9 Milliarden € in NRW 

und 150 Milliarden € in Westdeutschland. Diese Zahlen machen den erheblichen finanziel-

len Bedarf deutlich, der mit einer breit angelegten Umsetzung der Wärmewende im Gebäude-

bestand verbunden ist. 

Drittens ergibt sich aus Effizienzgesichtspunkten eine klare Priorisierung: Gebäude mit be-

sonders schlechter energetischer Ausgangssituation („Kategorie A“) weisen ein überdurch-

schnittlich hohes Einsparpotenzial pro eingesetztem Fördereuro auf. Diese machen nur einen 

kleinen Teil des Gesamtbestands aus, bieten aber besonders günstige Förderverhältnisse. 

Erste Hinweise deuten zudem darauf hin, dass diese Gebäude häufiger von einkommens-

schwachen Haushalten bewohnt werden – ein wichtiger Aspekt im Sinne der sozialen Gerech-

tigkeit, auch wenn dieser Zusammenhang bislang nicht systematisch empirisch belegt ist. 

Diese Befunde führen zu mehreren weiterführenden Überlegungen und politischen Vorbehal-

ten: 
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1. Tragbarkeit der Kosten: Selbst wenn nur vierstöckige Gebäude in NRW auf ein för-

derfähiges Niveau saniert würden, wären Kosten in Höhe von 12–13 Mrd. € für die 

KfW zu erwarten. Bei Sanierung des gesamten substandardmäßigen Bestands stie-

gen diese auf ca. 60 Mrd. €. Ob diese hohen Summen tatsächlich finanzierbar sind, 

muss politisch geklärt bzw. entschieden werden. 

2. Zielgenauigkeit der Förderkategorien: Die aktuelle Förderlogik fasst alle Gebäude 

vor 1957 zu einer gemeinsamen Kategorie zusammen, obwohl wirtschaftlich rele-

vante Unterschiede bestehen. Besonders bei Gebäuden mit ≥250 kWh/m²a aus den 

Jahren 1949–1956 sollte über eine separate Betrachtung nachgedacht werden. 

3. Fokus auf Hochverbrauchsgebäude: Die Renovierung aller Gebäude aus den Jah-

ren 1949 -1978 mit einem Energieverbrauch ≥ 250 kWh/m²a sollte geprüft und ggf. 

priorisiert werden. Die Datenlage unterstützt die Annahme, dass dies kosteneffizienter 

ist als eine rein auf vierstöckige Gebäude beschränkte Sanierungsstrategie. 

4. Grenzen der Förderinstrumente: Selbst bei Nutzung bestehender Zuschüsse und 

zinsvergünstigter Darlehen bleibt eine Finanzierungslücke bestehen. Ohne Berück-

sichtigung von „Sowieso-Kosten“ liegt diese bei durchschnittlich 81 €/Monat (Ge-

bäude 1) und 63 €/Monat (Gebäude 2); mit „Sowieso-Kosten“ steigt diese auf 441 € 

bzw. 352 €/Monat – rund 20 % der ortsüblichen Kaltmiete. 

5. Notwendigkeit zusätzlicher Instrumente: Die dauerhafte Finanzierung der Maß-

nahmen erfordert in vielen Fällen zusätzliche Mittel seitens der Eigentümer. Während 

große Immobilienunternehmen solche Rückflüsse einkalkulieren, fehlt es insbeson-

dere kleinen privaten Vermietern an tragfähigen Investitionsmodellen und institutio-

nellen Voraussetzungen – hier besteht Handlungsbedarf. 

Die Ergebnisse unterstreichen die strukturellen Herausforderungen der energetischen Sanie-

rung im Gebäudebestand. Eine vollständige Schließung der Finanzierungslücke gelingt selbst 

unter optimistischen Annahmen nicht. Zwar existieren bereits heute effektive Fördermecha-

nismen - ihr Potenzial lässt sich durch gezielte Priorisierung nach Gebäudezustand, Eigentü-

mer- und Bewohnerstruktur und regionalen Gegebenheiten jedoch erheblich steigern. 

6.2 Leitfaden zur Implementierung von Finanzierungsmechanismen in 

Energieeffizienz für Einkommensschwache Haushalte 

Die in Abschnitt 3 vorgestellten Fallstudien zeigten, dass der Erfolg von Maßnahmen maß-

geblich von einer breiten Einbindung relevanter Akteure, einer zentralisierten Informationsbe-

reitstellung („One-Stop-Shops“) sowie einer verbesserten Transparenz und Kombinierbarkeit 

von Förderprogrammen abhängt. Es wurden sowohl innovative Finanzierungsmodelle wie 

Energiegenossenschaften und Wärmewendeverträge als auch lokale Fördermöglichkeiten 

analysiert. 

Darauf aufbauend bietet der entwickelte Leitfaden zur Implementierung von Finanzierungs-

mechanismen in Energieeffizienz für einkommensschwache Haushalte konkrete Handlungs-

schritte für die lokale Umsetzung. Im Rahmen des Analyseprozesses wurden systematisch 

relevante Akteure, verfügbare Daten und bestehende Datenlücken identifiziert. Darauf auf-

bauend erfolgte eine Untersuchung zentraler Hemmnisse, Chancen sowie rechtlicher Rah-

menbedingungen, politischer Ziele und Maßnahmen. Ergänzend wurden finanzielle Aspekte 

sowie weitere relevante Einflussfaktoren berücksichtigt, um ein ganzheitliches Verständnis für 

die Herausforderungen und Handlungsmöglichkeiten im Kontext der Gebäudesanierung zu 

gewinnen. 
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Der entwickelte Leitfaden mit seinen sechs Schritten ermöglicht die Entwicklung einer lokal 

angepassten Implementierungsstrategie von Finanzierungsmechanismen, die auf den Er-

kenntnissen der im Projekt INVEST durchgeführten Fallstudien basiert und nun auch auf wei-

tere Gebiete übertragbar ist (Dobbins 2024). Er bietet eine Schritt-für-Schritt-Anleitung zur er-

folgreichen Umsetzung. Für eine effektive Implementierung ist die Zusammenarbeit verschie-

dener Disziplinen essenziell, wobei lokale Besonderheiten, mögliche Hemmnisse und Rah-

menbedingungen berücksichtigt werden müssen. Die gezeigte Checkliste dient dabei als un-

terstützendes Werkzeug.  

Abschließend unterstreicht das Projekt die Bedeutung von Kooperationen zwischen Politik, 

Wirtschaft und Gesellschaft, um die Wärmewende erfolgreich und sozialverträglich voranzu-

treiben. Die entwickelten Ansätze und Instrumente bieten eine wertvolle Grundlage, um ein-

kommensschwache Haushalte aktiv in den Prozess der Klimaneutralität einzubinden und die 

Sanierungsquote signifikant zu erhöhen. 

6.3 Roadmap der Wärmewende (für einkommensschwache Haushalte) 

in Deutschland – Modernisierungsplan – Wärmewende für alle 

Für ein Gelingen der Wärmewende unter Fokussierung auf einkommensschwache Haushalte 

müssen verschiedene Ansätze und Möglichkeiten in Betracht gezogen werden, wobei es wich-

tig ist, dass im Rahmen der begrenzten Mittel und Möglichkeiten eine Fokussierung stattfindet 

und pragmatische, umsetzbare Ansätze gewählt werden. Es sollten Sanierungszyklen in Kom-

bination mit einem Heizungstausch ausgenutzt werden und die Möglichkeit einer seriellen Sa-

nierung erörtert werden. Gleichzeitig reicht eine Sanierung innerhalb der Sanierungszyklen 

nicht aus, daher muss zusätzlich die Möglichkeit eines Energieträgerwechsels in Betracht ge-

zogen werden, also ein Wechsel hin zu Strom bei Wärmepumpen, Fernwärme, oder andere 

Energieträger, wie in Abschnitt 5 dargestellt. 

Auch für die sogenannten Worst Performing Buildings muss ein geeigneter Weg zwischen 

Abriss und umfangreicher Sanierung gefunden werden, wobei eine umfangreiche Sanierung 

oftmals nicht wirtschaftlich ist und nicht den einzigen Weg zur Dekarbonisierung bietet. 

6.3.1 Ansatz bei den Ursachen 

Politikmaßnahmen bewegen sich im Spannungsfeld zwischen erstrebenswerten Zielen und 

umsetzbaren Lösungen. Dazu muss sich der Fokus ändern und gleichzeitig müssen beste-

hende Förderungen hinterfragt werden. Für effektive Lösungsmaßnahmen ist es wichtig, dass 

Förderungen an der Ursachenbekämpfung ansetzen und nicht weiter Maßnahmen zur Struk-

turerhaltung unterstützt werden. Vielmehr sollten die Ursachen von Unbezahlbarkeit bekämpft 

werden und damit an den hohen Energiekosten und der schlechten Energieeffizienz angesetzt 

werden. Neben einer Subjektförderung, muss stärker auf Objektförderung gesetzt werden., 

d.h. auf die Förderung von Wohnraum selbst Dabei muss auch der heterogene Wohnungs-

markt zwischen Stadt und Land berücksichtigt werden.  

Zusätzlich müssen Zielgruppen besser identifiziert und adressiert werden. Und die Investoren 

sind die Vermieter, nicht die Mieter, so dass der Überwindung des Mieter-Vermieter-Dilemmas 

eine große Bedeutung zukommt. 

6.3.2 Finanzierung 

Vor dem Hintergrund des auf EU-Ebene neu angedachten zweiten Emissionshandelssystems 

für Gebäude und Verkehr (ETS-II) und damit einhergehend des Klimasozialfonds (Social 
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Climate Fund – SCF) wird sich auf nationaler Ebene der Klima- und Transformationsfonds 

(KTF) verändern müssen. Gleichzeitig wird als eine Art Generationenvertrag ein Sonderver-

mögen „Klima“ benötigt, das einer effizienten Förderung zu Grunde liegt. Insgesamt muss eine 

Wahlfreiheit zwischen den Energieträgern und Effizienzanstrengungen geschaffen werden 

und es bedarf besserer und besser ausgestatteter Förderinstrumente.  

Innovative Ideen zur Ausgestaltung solcher Förderinstrumente und zur Schließung der Finan-

zierungslücke sind z.B. die im Rahmen des Projektes entwickelten Finanzierungsmodelle 

eines Wärmewendevertrages oder einer Energieeffizienzgenossenschaft.  

Der Wärmewendevertrag ist ein innovatives und vielversprechendes Finanzierungsinstru-

ment, um die energetische Sanierung von Gebäuden insbesondere im preisgedämpften Miet-

wohnungssegment zu ermöglichen. Durch eine langfristig planbare Ansparphase, attraktive 

Zinskonditionen und die mögliche Beteiligung öffentlicher Akteure lässt sich Kapital aufbauen, 

ohne Mieter, Eigentümer oder Staat unmittelbar stark zu belasten. Das Modell bietet damit 

eine konkrete Lösung für die Finanzierungslücke, die trotz staatlicher Förderungen und ener-

getischer Einsparpotenziale bestehen bleibt – insbesondere bei Haushalten mit geringem Ein-

kommen und begrenztem Mietsteigerungsspielraum. Gleichzeitig erfordert der Wärmewende-

vertrag jedoch eine sorgfältige Ausgestaltung und Koordination verschiedener Förderquellen 

sowie ein Umdenken bei Eigentümern hinsichtlich langfristiger Sanierungsplanung. Diese Fi-

nanzierungsinstrument könnte einen wichtigen Beitrag zur sozial gerechten und klimaneutra-

len Wärmewende leisten, sofern die politischen und finanziellen Rahmenbedingungen ent-

sprechend angepasst und unterstützt werden. 

Das zweite Beispiel, die Energieeffizienzgenossenschaft, ist ein mitgliederbasiertes, demo-

kratisches Geschäftsmodell, das darauf abzielt, eine effektive und partizipative Energiewende 

zu fördern. Das Hauptziel solcher Genossenschaften ist es, Energieeffizienzprojekte durch 

Mitgliedsbeiträge zu finanzieren, sodass die Mitglieder kollektiv von den Gewinnen durch Di-

videnden profitieren können. Mitglieder werden durch den Erwerb von Anteilen zu gemeinsa-

men Eigentümern der Genossenschaft, deren Höhe von der Genossenschaft selbst bestimmt 

wird. Effizienzgenossenschaften umfassen in erster Linie Eigentümer und Mitglieder, mit 

einem starken Fokus auf inklusive Teilnahme, einschließlich einkommensschwacher Haus-

halte. Diese Genossenschaften bieten erhebliche Möglichkeiten für finanzielle Inklusion durch 

Modelle der gemeinsamen Eigentümerschaft und Energiesparinitiativen. Um jedoch das finan-

zielle Hindernis zu überwinden, das einkommensschwache Haushalte davon abhält, an Effi-

zienzgenossenschaften teilzunehmen, wird die Subventionierung des Erwerbs von Anteilen 

als eine tragfähige Lösung vorgeschlagen. Dies würde helfen, finanzielle Barrieren zu besei-

tigen und eine größere Inklusion im Genossenschaftsmodell zu ermöglichen. Ein weiterer 

Faktor der Energieeffizienzgenossenschaft, ist die Realisierung von erneuerbaren Projekten, 

die den Strombedarf der Mitglieder decken und deren Überschüsse wiederum in Effizienz-

maßnahmen fließen. Bestehende Energiegenossenschaften könnten hierfür z.B. interne Fond 

einrichten. Die Politik kann die Gründung von Energieeffizienzgenossenschaften und das Ein-

richten entsprechender Fonds in bestehenden Genossenschaften durch gezielte Förderungen 

begünstigen. 

Das Kapital der Förderinstrumente könnte aus Fördertöpfen, wie z.B. Bürgerstiftungen, ande-

ren Stiftungsmitteln, Einzelaktionen, Crowdfunding, Genossenschaften, Sanierungsfonds etc., 

kommen, die hauptsächlich von einkommensstärkeren Haushalten gespeist werden. Auch 

eine Orientierung am Wachstumsfonds Deutschland könnte helfen, wo über 20 Großinvesto-

ren rund 650 Millionen € privates Kapitel einbringen. Zusammen mit den Beteiligungen vom 

Bund und der KfW stehen so gut 1 Mrd. € zur Finanzierung von Start-ups zur Verfügung. 
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6.3.3 12-Punkte-Implementierungsstrategie 

Zur weiteren Umsetzung der Wärmewende mit Fokus auf einkommensschwache Haushalte 

wurde eine Roadmap „Wärmewende für alle“ entwickelt, die 12 Punkte für die Implementie-

rung beinhaltet. Für die Implementierung bedeutsam ist zunächst die Wahl eines Leitinstru-

mentes. Hier bietet es sich an, für die Zielsetzung „Erreichung der Klimaschutzziele“ die Ziel-

größe CO2 zu wählen und für die Erreichung von Kostenwahrheit die CO2-Bepreisung in den 

Vordergrund zu rücken. Neben der Wahl eines Leitinstrumentes ist es hier auch wichtig, im 

Nebeneinander von marktlichen Ansätzen und ordnungsrechtlichen Ansätzen dafür Sorge zu 

tragen, dass beide Instrumente so ausgestaltet werden, dass sie das gleiche Ziel – einen 

klimaneutralen Gebäudebestand – verfolgen. Zudem ist es klar, dass es aufgrund der Hete-

rogenität der Gebäude und ihrer Eigentümer stets ein Bündel von Maßnahmen bedarf. Zu-

sätzlich zur CO2-Bepreisung und zum Ordnungsrecht müssen auch alle Einkommensgruppen 

in die Lage versetzt werden, sich an der Wärmewende beteiligen und auf klimafreundliche 

Alternativen umsteigen zu können. So sind ergänzend zielgerichtete, sozial gestaffelte Förde-

rungen sowie der Aus- und Aufbau der benötigten Infrastrukturen notwendig. 

Hierzu dienen die folgenden 12 Punkte der Implementierungsstrategie, die insgesamt 9 Punk-

te beinhalten, die einen eher allgemeineren Charakter haben, und 3 Punkte, die sich auf ein-

kommensschwache Haushalte beziehen. 

12-Punkte-Implementierungsstrategie: A) Allgemein 

1. Zielgröße CO2 (nicht Energieeffizienz), auch bei der Förderung (z.B. 100 € Förderung 

pro eingesparte Tonne CO2 (Drittelmodell bzgl. der Schäden) und mögliche Berück-

sichtigung von Co-benefits (Gesundheit, Wohlbefinden, Klimaresilienz) → Die Sanie-

rung sollte im Sanierungszyklus erfolgen und es sollte ein optimales Maßnahmenpa-

ket unabhängig vom Effizienzstandard gewählt werden. 

2. Kostenwahrheit: CO2-Mengenbegrenzung (ETS-II) bzw. CO2-Bepreisung als Signal 

zur Wertigkeit des öffentlichen Gutes „Klima“ → Es sollte Kostenwahrheit unter Ein-

schluss der sozialen und ökologischen Folgekosten der Wärmebereitstellung herge-

stellt werden, um Raumklimatisierung gesamtgesellschaftlich effizient zu ermögli-

chen. Zwar können kurzfristig Subventionen die Umstellung auf umweltfreundlichere 

Verfahren fördern, langfristig sollte aber auch hier Kostenwahrheit gelten. 

3. Im Sinne einer möglichst hohen Kosteneffizienz sind alle Technologieoptionen zur 

Nutzung zu berücksichtigen. Dies gilt zum einen bei der Wahl zwischen 

Energieeffizienzmaßnahmen, wie Dämmung oder Fensteraustausch, auf der einen 

Seite und dem Energieträgerwechsel auf der anderen Seite und zum anderen auch 

beim Energieträgerwechsel bei den verschiedenen zur Verfügung stehenden 

Optionen.  

4. Weniger Bürokratie, einfachere Ansätze, anteilige Vorfinanzierung 

sowie 

One-Stop-Shops (Anlaufstellen, die alle Beratungsangebote bündeln und die gesam-

te Planung übernehmen (können)) 

sowie 

Quartiersansatz 

5. Staat übernimmt Bürgschaft zur Risikoabsicherung (u.a. für Mieter, deren Zahlun-

gen ausfallen) 

6. Joint effort zwischen Staat (Bund, Länder und Kommunen) UND Gesellschaft (z.B. 

Unternehmen, Stiftungen, Genossenschaften, …), um zusätzliche Mittel für die Wär-

mewende bereitzustellen, die in einem Wärmewendefonds zusammengeführt und für 

innovative Finanzierungsmodelle genutzt werden können. 
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7. Einrichtung eines solchen Wärmewendefonds (siehe Vorschlag eines Deutschland-

fonds des ehemaligen Bundesministers Habeck oder den Wachstumsfonds Deutsch-

land, wo über 20 Großinvestoren rund 650 Millionen € privates Kapitel einbringen. 

Zusammen mit den Beteiligungen vom Bund und der KfW stehen so gut 1 Mrd. € zur 

Finanzierung von Start-ups zur Verfügung), finanziert aus den ETS-Einnahmen 

(Green Spending, ETS-II, SCF) sowie einer Zukunftsversicherung des Bundes und 

weiteren Geldgebern, siehe oben, jedoch nicht verbunden mit dem Klima- und Trans-

formationsfonds (KTF). 

8. Wärmewendevertrag zum Aufbau eines Kapitalstocks für zukünftige Investitionen 

(+8 / +15 Jahre) als Möglichkeit zur Überwindung der Investitionshürde und Bildung 

von „Instandhaltungsrücklagen“. 

9. Da es nicht ein Finanzierungsinstrument gibt, das alle Probleme löst, ist ein breiterer 

Ansatz mit mehreren Optionen (Wärmewendevertrag, Effizienzgenossenschaften, 

…) verbunden mit Ansätzen zur Kostenreduktion (Zielgröße CO2, kosten-effizientes 

Sanierungsniveau, Vielfalt der Technologieoptionen, Quartiersansatz, serielle Sanie-

rung, Sanierungssprint, Novellierung der Modernisierungsumlage, …) notwendig. 

12-Punkte-Implementierungsstrategie: B) Einkommensschwache Haushalte 

10. Keine Entlastung bei Energie- und CO2-Preisen, damit hier ein Signal bezüglich der 

Kostenwahrheit (inkl. Klimakosten) vorliegt. 

11. Nutzung von Synergien mit anderen Maßnahmen, z.B. Soziale Stadt, Heizkosten 

Übernahme, …, damit Regulierung vermindert und Systemdenken gefördert wird. 

12. Differenzierte Strategien und Finanzierungsmechanismen implementieren, z.B. 

eine soziale Staffelung von Förderprogrammen für Vermieter mit einkommensschwa-

chen Mietern, einkommensschwache Besitzer, soziale Fortschreibung der Subventio-

nen, z.B. französisches oder österreichisches Modell, damit bedarfsorientiert geför-

dert werden kann. 
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